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L iebe L eserin, lieber Leser,

eigentlich ist es unfassb ar: E s gibt in der und für die Bun-

desrepublik D eutschland eine Verfassung, deren oberste

Zielbestimmung gemäß Artikel 1 Ab satz 1 Grundgesetz

die Verpflichtung aller staatlichen Gewalt die Achtung

und der Schutz der unantastb aren Menschenwürde ist.

Diese konkretisiert sich auch und gerade in den Grund-

rechten, die in den Artikeln 1 bis 1 9 festgelegt sind . Ihre

Rechtfertigung erhält die Bundesrepublik D eutschland

als Staat nur dadurch und de shalb , dass und weil sie diese

Grundrechte garantiert, » achtet und schützt« (und deren

oberstes j eglicher Disp o sition entzogen ist und nicht ein-

mal mit einstimmiger Parlamentsmehrheit ge ändert wer-

den dürfte) . Nicht zuletzt deshalb binden diese Grund-

rechte » Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-

sprechung als unmittelb ar geltendes Recht. « Alles die s

pure Selb stverständlichkeiten, geschützt zu sätzlich

durch ein Bundesverfassungsgericht.

Dieses hat im Fall des so genannten »Luftsicherheitsge-

setzes« Anfang 2 0 0 6 klipp und klar entschieden : »Die Er-

mächtigung der Streitkräfte , gemäß § 1 4 Ab s . 3 de s Luftsi-

cherheitsgesetzes durch unmittelb are Einwirkung mit

Waffengewalt ein Luftfahrzeug abzu schießen, das gegen

das Leb en von Menschen eingesetzt werden soll , ist mit

dem Recht auf Leben nach Art. 2 Ab s . 2 Satz 1 GG in Ver-

bindung mit der Menschenwürdegarantie des Art. 1 Ab s .

1 GG nicht vereinb ar, soweit davon tatunbeteiligte Men-

schen an B ord des Luftfahrzeugs b etroffen werden . «

Und dann stellt sich der für die Bundeswehr zu ständi-

ge Minister öffentlich hin und erklärt − legal, illegal,
scheißegal − , im Fall des Falles interessiere ihn das alle s

nicht, dann mache er einen »üb ergesetzlichen Notstand«

geltend und lasse ein solches Flugzeug ab schießen .

Unfassb ar, aber eb en nur eigentlich, denn schließlich

ist das die Realität. D a denkt und redet der Verantwortli-

che für das größte staatliche Macht- und Gewaltpotenzial

nicht mehr in den Kategorien der Verfassung, sondern in

denen des Au snahmezu standes , und kündigt den Verfas-

sungsbruch und staatlichen Totschlag, wenn nicht gar

Massenmord , offen an. Und darf Minister bleib en und die

»B efehls- und Kommandogewalt üb er die Streitkräfte«

(Art. 65 a GG) b ehalten . Keine Entlassung durch die Kanz-

lerin, keine Aufkündigung der Ko alition durch die SPD .

Zeigt sich da das wahre Gesicht der politischen Herr-

scher? Immerhin darf man das öffentlich kritisieren.

No ch.

Stefan K. Ph ilipp

Fo
to

:R
eg

in
e

Li
eb

ra
m

I M P R E S S U M

F or u m Pazi fi s musF or u m Pazi fi s mus
Postfach 90 0 8 43, 21 048 H a mbur g
F on 040- 1 8 0 5 82 8 3, F ax 01 21 2- 571 94 60 95
e Mai l : Redakti on @F or u m- Pazi fi s mus. d e

I nt er n et: www. for u m- pazi fi s mus. de

F or u m Pazi fi s mus
− Zei ts chri ft für Th eori e u n d
Pr axi s d er Ge wal tfr ei h ei t

F or u m Pazi fi s mus

F or u m Pazi fi s mus

F or u m Pazi -
fi s mus

F or u m
Pazi fi s mus

F or u m Pazi fi s mus
− Zei ts chri ft für Th eori e u n d
Pr axi s d er Ge wal tfr ei h ei t

wird gemeinsam herau sgegeben vom Internationa-
len Versöhnungsbund - deutscher Zweig, der DFG-VK
(D eutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen) mit der B ertha-von-Suttner-Stif-
tung der DFG-VK, dem Bund für Soziale Verteidi-
gung (B SV) und der Werkstatt für Pazifismus , Frie-
densp ädagogik und Völkerverständigung PAX AN .
Verleger: Versöhnungsbund e .V. , Schwarzer Weg 8 ,
3 2 4 2 3 Minden
Redaktion: Kai-Uwe D o sch, Ute Finckh, B ernhard
Nolz, Michael Schmid , Stefan K. Philipp (Leitung;
v. i . S . d . P.)
Bestellanschrift und Aboverwaltung:

F or u m Pazi fi s mus ,
Po stfach 9 0 0 8 4 3 , 2 1 04 8 H amburg
Anzeigenverwaltung: SPS-Graphics , Po stfach
1 5 0 3 5 4 , 70 076 Stuttgart, Telefon : 07 1 1 /9 9 3 3 72 45 ;
zurzeit ist die Anzeigenpreisliste Nr. 1 vom 1 . 5 . 2 0 0 4
gültig
Druck: GUS-Druck, Mozartstraße 5 1 , 70 1 8 0 Stuttgart
Versand: Neckartalwerkstätten, H afenb ahnstr. 3 5 ,
70 3 2 9 Stuttgart
Namentlich gezeichnete Artikel entsprechen nicht
unbedingt der Meinung der Redaktion o der der Her-
au sgeber. Für unverlangt eingesandte Manu skripte
wird keine H aftung üb ernommen .
D er Nachdruck von B eiträgen ist au sdrücklich er-
wünscht, mu ss ab er mit der Redaktion vereinb art
werden.
Erscheinungsweise: in der Regel viertelj ährlich in
der zweiten Qu artalshälfte
Bezugsbedingungen:F or u m Pazi fi s mus kann nur
im Abonnement b ezogen werden . Die B ezugsgebühr
für ein volles Kalenderj ahr (4 Hefte) b eträgt 2 0 .- Eu-
ro zzgl . 2 .- Euro für Porto und Verp ackung; b ei B e-
stellung innerhalb des laufenden Kalenderj ahres
entsprechend weniger. Die B ezugsgebühren j eweils
bis zum Ende des Kalenderj ahre s sind zu B eginn des
B ezuges fällig, danach zu B eginn des Kalenderj ahre s .
D as Ab onnement verlängert sich automatisch um
ein weitere s Kalenderj ahr, wenn nicht j eweils bis
zum 3 0 . Novemb er schriftlich eine Kündigung zum

Jahresende erfolgt ist.
Für Mitglieder des Internationalen Versöhnungsbun-
des - deutscher Zweig ist der B ezug vonF or u m Pazi -

fi s mus im Mitgliedsb eitrag bereits enthalten.
Mitglieder der DFG-VK und des B SV könnenF or u m

Pazi fi s mus zum ermäßigten Jahrespreis von 1 8 .- Eu-
ro (zzgl . 2 .- Euro für Verp ackung und Versand) ab on-
nieren .
D er Preis für das Förderabo I b eträgt 3 0 .- Euro , für
das Förderabo II 4 0 .- Euro ; das Förderabo III zum
Preis von 5 0 .- Euro b einhaltet zu sätzlich den auto-
matischen Erhalt einer CD-ROM mit dem Jahresin-
halt im PDF-Format zum Jahresende (j eweils zzgl . 2 .-
Euro für Porto und Verp ackung) .
IS SN 1 61 3 - 9 070
Redaktionsschlu ss war der 2 5 . September.
Die nächste Au sgabe erscheint im D ezemb er,
Redaktionsschlu ss ist der 3 0 . Novemb er.



enschenrecht oder Ausnahmerecht ?
D as Beispiel amnesty international

D as Recht auf Kriegsdienstverweigerung ist um-
stritten . In älteren Menschenrechtsdeklarationen
wird es gewöhnlich nicht erwähnt. Die Menschen-
rechtsdeklaration der Vereinten Nationen er-
wähnt das Thema nicht. D eutlicher ist die »Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten« des Europ arats von 1 9 5 0 . Artikel 4 sagt
unmissverständlich :

» (1) Niema nd darf in Skla verei oder Leibeigen-
schaft gehalten werden.
(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwa ngs-
oder Pflich tarbeit zu verrich ten.
(3) Als >Zwa ngs- und Pflich tarbeit < im Sinne dieses
A rtikels gilt n ich t (. . . )jede Dienstleistung m ilitäri-
schen Charakters, oder im Falle der Verweigerung
a us Gewissensgründen (. . . ) eine so nstige a nstelle
der m ilitärischen Dienstpflich t tretende Dienst-
leistung«.

Artikel 8 de s »Internationalen Pakts üb er bürgerli-
che und politische Rechte« der UN von 1 9 66 wie-
derholt dies fast wortwörtlich .

1 )

Die Staaten hab en sich also abge sichert: Sklave-
rei, Leib eigenschaft und Zwangsarb eit sind verb o-
ten − aber nicht, wenn es um Krieg und Militär geht.
D er Europ arat und andere internationale Organisa-
tionen b ewegen sich innerhalb dieser Logik.

Seit den 1 9 9 0erJahren wird häufiger als zuvor in
der Diskussion um Kriegsdienstverweigerung vom
Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung ge-
spro chen . Als Menschenrechte sind , wie die Bro ck-
hau s-Enzyklop ädie zusammenfasst, Rechte defi-
niert, »die j edem Menschen unabhängig von seiner
Stellung im Staat, Ge sellschaft, Familie , B eruf, Reli-
gion und Kultur, b ereits dadurch zustehen, dass er
als Mensch geboren ist. Auch andere Merkmale wie
Hautfarb e , Geschlecht, Sprache , polit. oder sonsti-
ge weltanschaul . Vorstellungen, nat. o der soziale
Herkunft lassen die Gültigkeit der mit der bloßen
Existenz als Mensch verbundenen M . (enschen-
rechte) unb erührt. «

2)

B ei näherer B etrachtung stellt sich allerdings
meistens herau s, dass diej enigen, die vom Men-
schenrecht auf Kriegsdienstverweigerung reden
und ein solches zu b efürworten scheinen, es ab er
nicht so meinen . Ein B eispiel für viele ist amnesty
international, vermutlich die einflussreichste , b e-
kannteste und effizienteste Menschenrechtsorga-
nisation der Welt. Die Po sition von amne sty inter-
national soll hier vor allem de shalb genauer b e-
leuchtet werden, weil sich amnesty international
der Mühe unterzogen hat, sie klar zu formulieren
und weil sie repräsentativ ist für die gegenwärtig in
Westeurop a in Medien, Parlamenten und sozialen
B ewegungen einschließlich der Friedensb ewe-
gung am weitesten verbreiteten D enkmu ster zum
Recht auf Kriegsdienstverweigerung .

»a mnesty in terna tio nal betrach tet alle, die a us
Überzeugung n ich t zur Waffe greifen wollen, als
Wehrdienstverweigerer. Diese Überzeugung kann
a us religiösen, eth isch-m oralischen, h uman itä-
ren, ph ilosoph ischen oderpolitischen Mo tiven her-
rühren. Dabei stellt die Organ isa tio n das Rech t
vo n Staa ten, Solda ten einzuberufen, n ich t in Fra-
ge. Doch n iemand sollte gegen seine Überzeugung
zum Militärdienst gezwungen oderfür seine Ver-
weigerung in irgendeiner Form bestraft werden. « 3 )

Der betreffende Artikel von amne sty internatio-
nal trägt zwar den Titel »Ein Menschenrecht auf
dem Prüfstand« , do ch e s wird deutlich, dass amnes-
ty international weit davon entfernt ist, Kriegs-
dienstverweigerung als Recht für alle Menschen zu
b etrachten . Kriegsdienstverweigerung ist nur als
Ausnahmerecht für eine b estimmte Personengrup-
pe gedacht.

4)

Die Wurzel der gesamten Problematik ist der An-
spruch von Staaten und anderen Herrschaftsgebil-
den auf Zwangsrekrutierung zum Kriegsdienst.
Ohne diesen Rekrutierungsanspruch würde sich
das Problem der Kriegsdienstverweigerung nicht
ergeben . Ein Menschenrecht auf Kriegsdienstver-
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1 ) B eide Menschenrechtsabkommen sind abgedruckt in : Menschen-
rechte . D okumente und D eklarationen . Bunde szentrale für politi-
sche B ildung, B onn

3 8
1 9 9 5

2 ) Menschenrechte . In: B ro ckhau s Enzyklop ädie in vierundzwanzig
B änden . 1 9 . Auflage . B and XIV. M annheim 1 9 9 1 , S . 4 6 6-4 69 , hier S .
4 6 6

3) Ob erascher, Claudia: Ein Menschenrecht auf dem Prüfstand . In :
ai-Journal . D as M agazin für Menschenrechte Nr. 5 , (Mai) 1 9 97 S .
6-9 , S . 7

4) Wenn ich aufgrund meiner Analyse folgere , dass die Po sition von
amnesty international zur Kriegsdienstverweigerung in mehrfa-
cher Hinsicht widersprüchlich ist, b einhaltet die s keineswegs ei-
ne Missachtung der b eachtlichen und wertvollen Arb eit von ai für
Menschenrechte , von der der Autor die ser Zeilen auch schon
selb st direkt profitiert hat. Auch wenn das von ai vertretene Kon-
zept der Kriegsdienstverweigerung kein Menschenrecht, son-
dern nur ein Ausnahmerecht auf Kriegsdienstverweigerung b ein-
haltet, ist e s do ch für Millionen von Menschen, die vom Kriegs-
dienstzwang b etroffen sind , eine wertvolle Hilfe .
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weigerung mü sste beinhalten, dass j eder Mensch,
weil er als Mensch geb oren ist ohne j egliche Diskri-
minierung nach Herkunft, Geschlecht, Weltan-
schauung und dergleichen davon Gebrauch ma-
chen kann . Wer das Menschenrecht auf Kriegs-
dienstverweigerung b ej aht, muss den Staaten das
Recht auf Zwangsrekrutierung grundsätzlich ab-
sprechen . Wer den staatlichen Rekrutierungsan-
spruch anerkennt, kann Kriegsdienstverweige-
rung nur als Ausnahme von der Regel, ab er nicht als
Menschenrecht für alle b egreifen .

Genau das Zweitgenannte ist b ei amne sty inter-
national der Fall : Erstens wird das Recht von Staa-
ten, Soldaten einzub erufen, von amne sty interna-
tional nicht in Frage ge stellt. D er staatliche An-
spruch auf Zwangsrekrutierung, die Wurzel des
Problems, wird also von amne sty international
nicht in Frage ge stellt, sondern als selb stverständ-
lich vorau sge setzt und verinnerlicht.

5 )

Zweitens
wird die Wahrnehmung des Rechts auf Kriegs-
dienstverweigerung von einer Motivation abhän-
gig gemacht : Einer Überzeugung. Drittens muss in
dieser Logik überprüft werden, ob eine solche
Überzeugung vorhanden ist.

Auch dazu hat amne sty international eine Po siti-
on: »A bgesehen vo n Garan tienfür Fa irneß, n im m t
am nesty in terna tio nal keine Stellung zum Für
und Wider bestimm ter vo n Regierungen einge-
rich teter Verfahren, um die Beweggründe einzel-
ner Perso nen für die Bean tragung der A nerken-
n ung als Kriegsdienstverweigerer zu un tersuch en
oder zu bewerten. Es sollte jedoch erwähn t wer-
den, daß die Organ isa tio n eine inhaftierte Perso n
nich t [Hervorhebung durch a i] als gewaltlosen

politischen Gefangenen adoptieren wird, wenn er
oder sie n ich t gewillt ist, gemäß den Gesetzen des
La ndes den Grund für die Kriegsdienstverweige-
rung darzulegen, es sei denn, dieser läßt sich a us
den gegebenen Umständen erkennen. « 6)

Auch wenn ai die Au snahmekriterien weiter
fasst als die meisten staatlichen Kriegsdienstver-
weigerungsgesetze , bleibt die Inanspruchnahme
de s Rechts eine Au snahme von der Regel, weil mili-
tärische Zwangsrekrutierung nicht in Frage ge-
stellt wird . Konsequenterweise b ekennt sich ai

zwecks Selektion derj enigen, die vom Recht Ge-
brauch machen dürfen, zur Gewissensprüfung, sei
es eine staatliche , sei es die B eurteilung durch ai .

Erwähnenswert ist auch, dass ai weder Gewis-
sensprüfungen no ch den Zwang zum Ersatzdienst
als Problem ansieht, wenn sie b estimmten, von ai
fe stgelegten Kriterien entsprechen . E s soll laut ai
zwar niemand »gegen seine Überzeugung zum Mili-
tärdienst gezwungen o der für seine Verweigerung
in irgendeiner Form b e straft werden«

7)

, diej enigen,
denen eine solche Üb erzeugung abgespro chen
wird , ab er do ch . Selb st diej enigen, die mit dem Se-
gen von Staat und amnesty international verwei-
gern dürfen, sollen an Stelle de s Militärdienstes ei-
nen staatlichen Zwangsdienst leisten, der ab er,
wenn er nach den Fairne ss-Vorstellungen von am-
nesty international ge staltet wird , von der Organi-
sation nicht als Strafe definiert wird .

Um von ai als politischer Gefangener adoptiert
zu werden, muss ein inhaftierter Kriegsdienstver-
weigerer seinen Verweigerungsgrund in einer Ge-
wissensprüfung darlegen, wenn er für amnesty in-
ternational nicht schon aufgrund der Umstände er-
kennb ar ist. Amne sty internationel bedenkt nicht,
dass auch die Gewissensprüfung selb st von vielen
B etroffenen als quälend und entwürdigend und als
Strafe empfunden wird und eine Menschenrechts-
verletzung ist.

Zu sammenfassend lässt sich sagen, dass amne s-
ty international Kriegsdienstverweigerung nur als
Ausnahmerecht für Menschen mit einer b e stimm-
ten Motivation o der einem b estimmten Persönlich-
keitsbild , ab er nicht als Menschenrecht für alle ver-
tritt. Die Inanspruchnahme eine s Menschenrechts
auf einen b estimmten Personenkreis einzu schrän-
ken, abhängig von staatlicher Genehmigung, Un-
terwerfung unter eine Gesinnungsprüfung sowie
der Ableistung eines staatlichen Zwangsdienste s,
ist ein Widerspruch in sich . Hö chst widersprüch-
lich ist auch, dass eine Menschenrechtsorganisati-
on Menschenrechtsverletzungen in Form von Ge-
wissensprüfung und Zwangsdienst billigt.

Gelegentlich wird angesichts dieser wider-
sprüchlichen Haltung argumentiert, auch von
Menschen an amnesty-international-Info ständen,
dass Krieg und Zwangsrekrutierung nun einmal
nicht Thema von ai seien und dass keine Organisati-
on, no ch nicht einmal ai, sich um alle s kümmern
könne . Würde ai den Standpunkt vertreten, dass e s
lediglich eine Organisation für die Unterstützung
von Menschen sei, die wegen ihrer gewaltlo sen po-
litischen B etätigung o der wegen Meinungsäuße-
rung inhaftiert sind , und dass man sich für Themen
und Aktivitäten üb er die se s Kernge schäft hinaus
andere Organisationen suchen müsse , wäre die s
nachvollziehb ar. Ab er ai bezieht j a au sdrücklich
Stellung zum Thema Kriegsdienstverweigerung
mit eindeutigen Po sitionen :

5 ) Verinnerlicht ist auch die militärlegitimierende Sprache . Amnes-
ty international spricht in der deutschen Fassung des Texte s von
„Wehrdienstverweigerer “ . In B ezug auf das zwischenstaatliche
Verhältnis suggeriert Wehrdienst, dass die Kriegsdienstleistung
der Verteidigung diene . Allerdings hab en so genannte Wehr-
dienstleistende schon viele Angriffskriege geführt. D as gilt vor al-
lem für D eutschland . Im Sp annungsverhältnis zwischen Individu-
um und Staat ist der B egriff eb enfalls abwegig. Wehrdienst leisten
gerade diej enigen, die sich am wenigsten gegen die Zwangsrekru-
tierung zum Militär zur Wehr setzen . D as Wort „Wehrdienst“ wird
allerdings auch in der Friedensb ewegung und in Organisationen,
die sich schwerpunktmäßig mit Kriegsdienstverweigerung b e-
schäftigen, häufig – nach meiner Wahrnehmung, der allerdings
leider keine statistische Untersuchung zugrunde liegt, sogar häu-
figer als in den 1 9 8 0 er Jahren – verwendet, obwohl sie das größte
Intere sse hab en sollten, die sen für sie politisch so unvorteilhaften
B egriff zu meiden und zu kritisieren.

6) Meinungsfreiheit in Gefahr. Für das Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung in Europ a. amnesty international . Sektion der Bundes-
republik D eutschland . B onn 1 9 97, S . 1 2 . Nichts deutet darauf hin,
dass amnesty international seit 1 9 97 seine Grundsatzpo sition zur
Kriegsdienstverweigerung revidiert hat. 7) Siehe Anm. 3
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8 Keine Infrage stellung staatlicher Zwangsrekru-
tierung zum Krieg,

8 Einschränkung de s Rechts auf Kriegsdienstver-
weigerung auf das Vorhandensein einer Üb er-
zeugung,

8 Überprüfung dieser Überzeugung sowie
8 Zwang zum Ersatzdienst für Militärdienstver-

weigerer.

D as verrät sogar eine sehr intensive Au seinander-
setzung mit dem Thema. Hinzu kommt, dass ai weit
über seine Anfänge als Gefangenenhilfsaktion hi-
nausgegangen ist. Krieg und Frieden ist durchau s
zum Thema von ai geworden : E s gibt Kamp agnen
gegen die Rekrutierung von Kindersoldaten und
gegen Rü stungsexport, auch Menschenrechtsver-
letzungen durch Kleinwaffen werden angepran-
gert. ai engagiert sich gegen Verfolgung aufgrund
sexueller Orientierung . Folter und Todesstrafe
werden entschieden abgelehnt.

8)

D o ch gerade der Vergleich zu die sen Arb eitsfel-
dern zeigt, wie restriktiv die Haltung von ai zur
Kriegsdienstverweigerung ist. Kinder sollen auf
keinen Fall als Soldaten rekrutiert werden . Sie müs-
sen no ch nicht einmal in einer Gewissensprüfung
eine diesb ezügliche Üb erzeugung nachweisen
o der einen Ersatzdienst leisten . amnesty interna-
tional b e antwortet − eb enso wie alle anderen, die
Kindersoldaten, ab er nicht den Kriegsdienst-
zwang für Erwachsene ablehnen − nicht die Frage ,
warum Leb en, Freiheit und körperliche und p sy-
chische Unversehrtheit eines 1 8- Jährigen weniger
schützenswert sein sollen, als das Leb en von Jünge-
ren .

Auch die Verfolgung wegen geschlechtlicher
Orientierung und Folter werden von ai p auschal
abgelehnt. Was würde ge schehen, wenn auf Homo-
sexuelle und Foltervermeidungswillige die Kriteri-
en für Kriegsdienstverweigerung analog angewen-
det würden? D ann mü ssten sie sich gefallen lassen,
dass überprüft wird , ob ihr Wunsch nach Homo se-
xu alität o der nach Folterverschonung einer ethi-
schen Üb erzeugung entspringt. Wenn sie dann b e-
rechtigt wären, eine homo sexuelle Orientierung
zu haben o der au szuleb en oder von Folter ver-
schont zu bleib en, müssten sie ab er no ch, um in der
Analogie zur Militärdienstverweigerung zu blei-
ben, eine Ersatzrepre ssion üb er sich ergehen las-
sen .

Was b ei Kindersoldaten, Homo sexuellen o der
Menschen, die sich nicht foltern lassen wollen, als
ab surd angesehen würde , wenn e s j emand vor-
schlüge , gilt allerdings als vollkommen normal,
wenn e s auf Kriegsdienstverweigerer angewendet
wird , selb st für diej enigen, die von sich selb st an-
nehmen, dass sie für das Menschenrecht auf
Kriegsdienstverweigerung eintreten .

B e sonders auffällig wird der Widerspruch b eim
Thema To de sstrafe . Die Rekrutierung für Kriegs-
dienst ist angesichts der Opfer von Manövern, Un-
fällen und Misshandlungen nicht nur in Kriegszei-
ten oft gleichb edeutend mit einem To de surteil,
von Freiheitsb eraubung und Aufhebung anderer
Grundrechte einmal ganz abgesehen . Zwangsrek-
rutierte werden gegen ihren Willen zu Komb attan-
ten gemacht und können im Krieg vom gegneri-
schen Militär legal getötet, verstümmelt o der gefan-
gen genommen werden. Sie können von den »eige-
nen« militärischen Vorge setzten b ewu sst in den
To d geschickt werden, denn ein b estimmter Pro-
zentsatz von Verlu sten ist meist unvermeidlich und
wird von vorneherein eingeplant. Die Rechte auf
Leben und körperliche Unversehrtheit werden
durch die Zwangsrekrutierung aufgehob en .

Au sgehend davon, dass j eder Mensch ein Recht
auf Leb en, körperliche Unversehrtheit und persön-
liche Freiheit hat, müsste amnesty international
Zwangsrekrutierung zum Kriegsdienst ebenso ra-
dikal verwerfen wie die To desstrafe . D avon sind
amnesty international und viele andere ab er weit
entfernt.

Paradoxe s Resultat dieser heute in Westeurop a
weit verbreiteten Geisteshaltung und Norm : Wenn
ein S addam Hussein o der auch ein nicht im Staats-
dienst stehender Privat- und Kleinmörder hinge-
richtet wird , protestiert man gegen die To de sstra-
fe , wenn ein S addam Hu ssein o der seine vielen dik-
tatorischen o der demokratisch gewählten Kolle-
gen und Kolleginnen Jugendliche , die no ch nicht
einmal Verbrechen b egangen hab en, millionen-
fach in den Krieg schicken und damit zum To d ver-
urteilen, dann stellt man das nicht in Frage .

Gewissensfreiheit
oder Recht auf Leben und Freiheit ?

Warum wird Kriegsdienstverweigerung als Aus-
nahmerecht und nicht als Menschenrecht b egrif-
fen? Ein Faktor ist sicherlich das massive staatliche
Intere sse an Zwangsrekrutierung für den Krieg .
Ein Staat kann ohne Folter leb en und Meinungsfrei-
heit ertragen und von Lib eralität und Toleranz so-
gar profitieren . D o ch Kriegsdienstverweigerung
b erührt den Kernbereich der Staates , die Staatsge-
walt, für deren Ausübung b ewaffnete Kräfte uner-
lässlich sind . Nicht immer werden Soldaten
zwangsweise rekrutiert, ab er kein Staat hat bisher
grundsätzlich seinen Anspruch auf Zwangsrekru-
tierung aufgegeb en . D as erklärt, warum Staat und
Militär Kriegsdienstverweigerung nur als Ausnah-
me von der Regel akzeptieren wollen .

Ab er warum vertreten auch Menschenrechts-
und Friedensorganisationen die se Ansicht? Zum
Teil lässt sich das mit dem ideologischen o der auch
verdeckten Einfluss politischer und militärischer
Intere ssen erklären . Die Menschen in Menschen-
rechts- und Friedensb ewegungen können ihrer-

8) Vgl . h ttp://www2. a m nesty. de (3 1 . 1 2 . 2 0 0 6) . Siehe dort unter
„Themen“ und „ Kamp agnen“ .
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dienstzwang wurde in erster Linie als massive Frei-
heitseinschränkung verstanden . Im Mittelpunkt
steht die freie Entscheidung j ede s Einzelnen, wo-
für er sein Leb en riskiert o der andere tötet. Die Ver-
fassungsentwürfe der Levellers wurden nicht ver-
wirklicht, leb en aber in der politischen Kultur der
angelsächsischen Länder fort. D as B ewusstsein,
dass der Kriegsdienstzwang einen schweren Ein-
griff in die Freiheit de s Individuums darstellt, ist
dort leb endig geblieben . Menschen werden zu
Kriegsdiensten gezwungen, wenn es für notwen-
dig gehalten wird . D er Zwangsdienst gilt in der Re-
gel nicht als po sitiver Wert an sich . Im Hintergrund
steht der Gedanke , dass der Staat seine Ansprüche
an das Individuum rechtfertigen mu ss . D er Kriegs-
dienstzwang wird in Kriegs- o der Ausnahme situ a-
tionen eingeführt und sp äter wieder abgeschafft
o der minimiert.

In Kontinentaleurop a galt in der Tradition der
Franzö sischen Revolution üb er die ideologischen
Grenzen von ganz rechts bis ganz links Zwangsmili-
tärdienst als Pflicht de s Staatsbürgers , selb st dann
wenn es militärisch nicht erforderlich ist. D as Mili-
tär ist Schule der Nation, das Individuum schuldet
dem Staat o der der Gemeinschaft einen Dienst und
soll in einer b estimmten Weise sozialisiert werden .
Die se staatsvergötternde totalitäre Dienstideolo-
gie gibt e s in der älteren militärischen und in der
jüngeren zivilen Variante . In der zivilen Variante
wird zwar der Militärdienst kritisch ge sehen o der
gar ablehnt, aber nicht der Zwang zum Dienst. Zivi-
le Zwangsdienste erscheinen in diesem Weltbild
als etwas Nützliches und Erstreb enswerte s . D er Zi-
vildienst wird zur zweiten Schule der Nation .

1 2 )

D o ch zurück zum Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung. Die heute dazu vorherrschenden Vor-
stellungen gehen auf andere Wurzeln zurück.

E s ist im internationalen und im einzelstaatli-
chen Recht üblich geworden, das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung eb en nicht vom Recht des Ein-
zelnen auf Leb en und Freiheit, sondern von der Ge-
danken-, Religions- o der Gewissensfreiheit abzulei-
ten, wob ei vor allem der B egriff des Gewissens eine
zentrale Rolle spielt.

1 3 )

B e sonders deutlich zeigt sich die s , wenn man
üb er den deutschen Sprachraum hinau sschaut :
D as deutsche Wort Kriegsdienstverweigerung

seits häufig ideologisch mit Staaten o der politi-
schen Kräften verbunden sein, die selb st Men-
schen zum Kriegsdienst zwingen oder zwingen
wollen . D eshalb hab en im 2 0 . Jahrhundert vor al-
lem sozialdemokratische und marxistisch-leninis-
tische Strömungen innerhalb der Friedensbewe-
gung die Kriegsdienstverweigerung nur als b e-
schränkte s Ausnahmerecht toleriert, weil sozialis-
tische Regierungen der unterschiedlichsten Schat-
tierungen selb st gerne zum Mittel der Zwangsrek-
rutierung griffen und greifen .

9)

D o ch selb st wenn man diese Faktoren in B e-
tracht zieht, bleibt die Frage ungeklärt, warum
Menschenrechts- und Friedensorganisationen und
die große Mehrheit derj enigen, die heute ein Recht
auf Kriegsdienstverweigerung akzeptieren o der
für e s eintreten, sie sich nur als Ausnahmerecht vor-
stellen können .

D a das Recht auf Kriegsdienstverweigerung in
den klassischen Menschenrechtsdeklarationen
nicht sep arat erwähnt wird , muss e s entweder neu
po stuliert oder aus anderen bereits akzeptierten
Menschenrechten abgeleitet werden . Ob Kriegs-
dienstverweigerung als Menschenrecht für alle
o der als Ausnahmerecht für einige verstanden
wird , hängt davon ab , wie das Recht b egründet
wird .

Wenn ein Mensch zu Kriegsdiensten zwangsrek-
rutiert werden soll, entsteht gewöhnlich aufgrund
der damit verbundenen Freiheitseinschränkung
und der Gefährdung von Leib und Leb en ein akuter
Interessenskonflikt. D eshalb ist e s naheliegend , die
lebensgefährliche Freiheitsb eraubung mit dem
Verweis auf das Recht auf Leb en und Selb stb estim-
mung abzulehnen . D as war auch der Standpunkt
der im Englischen Bürgerkrieg 1 64 2- 1 64 8 entstan-
denen frühlib eralen B ewegung der Levellers , die
sich darum b emühten, Menschen- und Bürgerrech-
te konstitutionell zu verankern . Sie be stritten dem
Parlament, wie sie in einer Petition von 1 64 8 for-
mulierten, die »power of pre ssing and forcing any
sort of men to serve in warrs , there being nothing
more oppo site to freedom . «

1 0)

Artikel 1 1 ihre s Verfassungsentwurfs »An Agree-
ment of the Free People of England« von 1 649 sah
vor, dass der Staat niemanden zu Kriegsdienst zu
Wasser o der zu Land zwingen dürfe , das Gewissen
j ede s Einzelnen sollte üb er die Gerechtigkeit der
S ache , für die er sein eigene s Leb en riskiert o der an-
dere zerstören könnte , entscheiden .

1 1 )

D er Kriegs-

9) Zur generellen, nicht auf Kriegsdienstverweigerung b ezogenen,
verdeckten Einflu ssnahme der britischen Regierung auf amne sty
international in seinen Anfangsj ahren: Kirsten Sellars : Human
Rights and the Colonies : D eceit, D eception and Discovery. In: The
Round Table Nr. 377 9 3 (Oktob er 2 0 0 4) S . 70 9-72 4

1 0) »M acht, irgendeinen Menschen zu pre ssen und zu zwingen, in
Kriegen zu dienen, wob ei es nichts gib t, was der Freiheit mehr
entgegengesetzt ist« . Petition vom 1 1 . 0 9 . 1 6 4 8 , in : Leveller M anife-
sto es of the Puritan Revolution. (D on M . Wolfe [ Hrsg . ] ) New York
u . a. 1 9 4 4 , S . 2 87, und in: Freedom in Arms . A Selection of Leveller
Writings . (A. L. Morton [ Hrsg . ] ) O st-B erlin 1 975 , S . 1 9 0

1 1 ) »XI . We do e not impower them to impresse or constraint any p er-
son to serve in war by Sea or Land every mans Concience b eing to

b e satisfied in the j ustness of that cause wherein he hazards his
own life , or may destroy an others . « Freedom in Arms, S . 2 7 1 f. ; zu
den Levellers : Gernot Lennert: Die D iggers . Grafenau 1 9 87, S .
1 7-2 3 , 4 1 2 7 f.

1 2 ) Zu den verschiedenen Mo dellen der Zwangsrekrutierung: Gernot
Lennert: Rekrutierung im Krieg im Sp annungsverhältnis staatli-
chen Anspruchs und individueller Selb stb estimmung . In: Kriegs-
dienstverweigerung und Asyl in Europ a. (hrsg . von Connection
e .V. , Niedersächsischer Flüchtlingsrat e .V. , Förderverein Pro Asyl
e .V. u . a.) Offenb ach 1 9 9 8 , S . 4-7; auch als : Recruitment in time s of
war. A conflict of intere st b etween the demand s of the state and in-
dividual self-determination . In: Conscientiou s Obj ection and Asy-
lum in Europe . (hrsg . von Connection e .V. , Niedersächsischer
Flüchtlinsrat e .V. , Förderverein Pro Asyl e .V. u . a.) Offenb ach 1 9 9 8
S . 4-7

1 3 ) Vgl . Gernot Lennert: Kriegsdienstverweigerung in der EU und in
den B eitrittsländern. In: Wissenschaft und Frieden 2 3 , M arburg
2 0 0 4 , S . 4 3-4 6
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1 5
I I I / 2 0 0 7

wird im Englischen als co nscien tio us o bjectio n
wiedergegeb en, als Verweigerung aus Gewissens-
gründen . D asselbe gilt für romanische Sprachen
mit o bjectio n de co nscience (franzö sisch) , o bjec-
ción de co nciencia (sp anisch) und fast gleichlau-
tenden B egriffen in Katalanisch , Portugie sisch und
Italienisch. Auch andere Sprachen orientieren sich
an der Verweigerung au s Gewissensgründen, z . B .
Serb okro atisch (heute umdefiniert zu Kro atisch,
Serbisch und B o snisch) , Mazedonisch, Alb anisch,
Hebräisch .

Im Unterschied zum Englischen weichen die an-
deren germanischen Sprachen sowie Finnisch ab :
Sie b enennen nicht die Gewissensmotivation, son-
dern den Gegenstand der Verweigerung : Im Nie-
derländischen spricht man gewöhnlich von dienst-
weigering. Im D änischen und Norwegischen heißt
es Militärverweigerung (m ilitærnægtelse und m i-
litærnekting) , Schwedisch und Finnisch b etonen
den Aspekt der Waffenverweigerung (våpen vä-
gren und aseistakieltäytym inen) . D o ch auch wenn
andere B egriffe verwendet werden, wird im Rah-
men de s Konzepts der co nscien tio us o bjectio n ge-
dacht. Man spricht zwar in D eutschland von
Kriegsdienstverweigerung o der im Niederländi-
schen von dienstverweigering, gemeint ist ab er
fast immer die Kriegsdienstverweigerung a us Ge-
wissensgründen oder gewetensbezwaar. Die Ge-
wissensgründe werden mitgedacht, auch dann,
wenn dieser Zu satz nicht ausdrücklich mitge spro-
chen o der mitge schrieb en wird .

Wie sehr das Konzept der Verweigerung aus Ge-
wissensgründen au sstrahlt, zeigt das Türkische :
Die erste Organisation türkischer Kriegsdienstver-
weigerer, die sich Anfang der 1 9 9 0er Jahre in
D eutschland bildete , sprach no ch wie im D eut-
schen wortwörtlich von der Verweigerung de s
Kriegsdienste s, sa vas� h izmetin i ret. D och heute
hat sich auch im Türkischen co nscien tio us o bjecti-
o n als Lehnüb ersetzung aus dem Englischen durch-
gesetzt : vicdan i ret, die Gewissensverweigerung
o der Verweigerung aus Gewissensgründen .

Reduziert man die Kriegsdienstverweigerung
auf die Verweigerung aus Gewissensgründen, dür-
fen nur Menschen, die sich auf Gewissensgründe
berufen, den Kriegsdienst verweigern, andere
nicht. Egal wie lib eral die entsprechende Gewis-
sensprüfung gehandhabt wird , wird damit das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung als Ausnah-
merecht für Menschen mit einer be stimmten Moti-
vation definiert, nicht als Menschenrecht für alle .

Sprache b eeinflu sst in einem erheblichen Maß
das D enken . Im D eutschen mit dem neutralen

1 4)

B e-

griff Kriegsdienstverweigerung fällt es schon
schwer, sich vom Konzept der Verweigerung au s
Gewissensgründen zu lö sen und andere Gründe
gelten zu lassen . Umso schwerer ist e s, Kriegs-
dienstverweigerung als motivationsunabhängige s
Menschenrecht zu b egreifen, wenn man sprach-
lich und gedanklich von der co nscien tio us o bjecti-
o n eingeengt ist. E s fällt schwer, Dinge zu denken,
wenn es dafür keine B egriffe gibt o der die in Frage
kommenden B egriffe schon anderweitig b e setzt
sind .

Au sschlaggeb end für das heutige Verständnis
von Kriegsdienstverweigerung ist die historische
Entwicklung de s Konzepts .

Von gewaltlosen christlichen Sekten
zur Kriegsdienstverweigerung heute

Sp äte stens als das Christentum Staatsreligion wur-
de , entstand ein Sp annungsverhältnis zwischen
dem im Christentum vorhandenen Ideal der Ge-
waltlo sigkeit und der gewalttätigen Durchsetzung
staatlicher Intere ssen, und sei es auch nur die Ver-
teidigung gegen Üb erfälle . Die frühen Christen
hatten den Militärdienst gemieden, doch nun war
der Staat selb st christlich geworden . B ezüglich der
Rekrutierung wurde eine bis heute nachwirkende
Lö sung gefunden : die unterschiedliche B ehand-
lung von Klerus und Laien . D en Geistlichen wurde
erlaubt, sich vom Kriegsdienst fernzuhalten und in
ihrer persönlichen Leb ensführung den Wider-
spruch zu den Gewaltfreiheitsidealen de s Chris-
tentums zu reduzieren, während die re stlichen
Gläubigen zum Kriegsdienst in gerechten Kriegen
verpflichtet werden konnten . D as Privileg der Frei-
stellung von Geistlichen vom Kriegsdienst hat sich
bis heute in den meisten Staaten gehalten .

In der frühen Neuzeit entstanden christliche
Gemeinschaften, die einerseits das christliche Ge-
waltlo sigkeitside al erheblich ernster nahmen als
die etablierten Großkirchen und die andererseits
die scharfe Trennung zwischen Kleru s und Laien
aufhoben und stattdessen das Priestertum aller
Gläubigen prop agierten . Gruppen wie Mennoni-
ten, Hutterer und Duchob orzen kamen zum
Schluss , dass Kriegsdienst allen Gläubigen verb o-
ten ist. Christliche Sektierer dieser Art waren in der
frühen Neuzeit die ersten staatlich anerkannten
Kriegsdienstverweigerer.

1 5 )

Einige Fürsten hatten
erkannt, dass e s Christen gibt, die aufgrund ihrer

1 4) In einer Zeit, in der eine verschleiernde Sprache als normal und
sachlich gilt, in der Kriegsminister sich in Verteidigungsminister
umb enannt hab en und sich b eleidigt fühlen, wenn sie Kriegsmi-
nister genannt werden, obwohl die s nach wie vor ihr Arb eitsge-
biet ist, vor allem wenn man b edenkt, dass sie als Fachminister für
alle Kriege , nicht nur für Verteidigungskriege fungieren, kann e s
allerdings vorkommen, dass eine sachlich richtige B ezeichnung
nicht als neutral, sondern als polemisch empfunden wird . Eine
p arallele Entwicklung ist in jüngster Zeit unter Mu slimen festzu-
stellen : Wird die historisch erwiesene Tatsache erwähnt, dass der

Islam mit militärischer Gewalt verbreitet worden ist, reagiert man
empört und b eleidigt, obwohl die erfolg- und siegreichen Erob e-
rer nach wie vor hö chste Heldenverehrung genießen .

1 5 ) Zur Ge schichte der Kriegsdienstverweigerung : Guido Grüne-
wald : Ge schichte der Kriegsdienstverweigerung . DFG-VK Extra
Nr. 4 . E ssen 1 979 ; D evi Prasad : War is a Crime against Humanity.
The Story of War Resisters ' International . WRI , London 2 0 0 5 ;
Wolfgang Zucht : Widerstand bis zum Äußersten leisten . . . In : Wi-
derstand gegen die Wehrpflicht. Texte und M aterialien. Web er,
Zucht & Co ./Zündhölzchen, Kassel/Korntal 1 9 8 2 , S . 7- 1 6 . E s geht
hier nur um kriegerische Gewalt. Potenzielle physische o der
strukturelle Gewalt im Verhalten Kriegsdienst verweigernder
christlicher Sektierer gegenüb er ihren Familien o der innerhalb
der Sektenstrukturen ist hier nicht das Thema.
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dogmatisch fe stgelegten Überzeugung und ihrer
B ereitschaft, dafür Gefängnis o der To d zu erleiden,
nicht zum Militärdienst gezwungen werden kön-
nen, die ab er ansonsten für den Staat harmlo s sind
und deren Arb eitskraft dem Staat sogar nützlich
sein kann . In Staaten wie Preußen und Ru ssland
wurden gewaltlo se christliche Gemeinschaften,
denen zuvor B efreiung von Kriegsdienst zugesi-
chert worden war, in unterentwickelten und unter-
b evölkerten Gebieten angesiedelt, was wiederum
den Staat ökonomisch und geopolitisch stärkte . In
einer Ständege sellschaft, in der Menschen generell
äußerst ungleich b ehandelt wurden, war die Ge-
währung solcher Gruppensonderrechte nichts
grundsätzlich Systemwidriges . Ein allgemeines
Recht auf Kriegsdienstverweigerung für alle for-
derten die Sektierer ohnehin nicht. Sie waren da-
mit zufrieden, selb st gemäß ihren religiö sen Vor-
stellungen zu leb en . War die s nicht mehr möglich,
zogen sie häufig ins nächste Land weiter, wie an
den Mennoniten zu sehen ist, die von Mitteleurop a
üb er das Zarenreich bis nach Nord-, Mittel- und
Südamerika wanderten und dort wiederum entle-
gene Gebiete be siedelten .

Die Quäker − o der »So ciety of Friends« − sind das
Bindeglied zwischen den gewaltlo sen christlichen,
auf sich selb st bezogenen Sekten und der heutigen
Friedensb ewegung. Im Unterschied zu den ande-
ren historischen Friedenskirchen, wie die p azifisti-
schen gewaltlo s orientierten in der frühen Neuzeit
entstandenen protestantischen Gruppen genannt
werden, strebten die Quäker nicht danach , sich
gottgefällig und unpolitisch von einer sündhaften
Welt zu isolieren . Sie standen von Anfang an mitten
im politischen und gesellschaftlichen Geschehen .
Sie waren ein Pro dukt der englischen Revolution
de s 1 7. Jahrhunderts , viele der ersten Quäker ka-
men sogar aus der New Mo del Army, aus einer ideo-
logisierten Bürgerkriegsarmee . Die Quäker enga-
gierten sich für ihre Ideale üb er ihre Glaub ensge-
meinschaft hinaus in sozialen B ewegungen, unter
anderem in der B ewegung zur Ab schaffung der
Sklaverei . Quäker waren entscheidend an der
Gründung der ersten Friedensgesellschaften b etei-
ligt, die Anfang des 1 9 . Jahrhunderts in Großbritan-
nien und Nordamerika entstanden, und sind bis
heute nicht nur in angelsächsischen Ländern ein
wichtiger Teil der Friedensb ewegung .

Die Idee der Kriegsdienstverweigerung au s Ge-
wissensgründen blieb dadurch nicht auf einige
christliche Sekten b eschränkt, sondern wurde in
die Gesellschaft allgemein hineingetragen . Ent-
scheidend für das heute dominierende Verständ-
nis von Kriegsdienstverweigerung ist j edo ch, dass
es sich letztendlich immer no ch am B ild de s christ-
lichen gewaltlo sen Sektierers orientiert, der aus
Glaubensgründen j eglichen Militärdienst verwei-
gert.

D as gilt sowohl für die politische Diskussion in-
nerhalb und außerhalb der Friedensb ewegung als

auch für die staatliche Kriegsdienstverweigerungs-
ge setzgebung. Je re striktiver ein Kriegsdienstver-
weigerungsgesetz, desto eher wird die Verweige-
rung auf einige wenige kleine christliche Gruppen
b eschränkt. Ein B eispiel ist das rumänische D ekret
von 1 9 97, das ausdrücklich nur Angehörigen b e-
stimmter Militärdienst ablehnender christlicher
Religionsgemeinschaften die Militärdienstverwei-
gerung zugesteht.

1 6)

Im Zug der Anp assung an Nato-
Standards hat Rumänien allerdings Ende 2 0 0 6 den
Kriegsdienstzwang abgeschafft, womit sich das
Problem der Militärdienstverweigerung auf die Mi-
litärangehörigen reduziert, b ei denen sich erst
während ihres Dienste s der Wunsch nach Verwei-
gerung entwickelt.

Die Kriegsdienstverweigerungsgesetze , wie sie
seit dem Ersten Weltkrieg zuerst in nordwe steuro-
p äischen prote stantisch geprägten Staaten ent-
standen und im Lauf der Jahrzehnte auch in ande-
ren europ äischen Ländern üblich wurden, b e-
schränken das Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung meist nicht mehr auf Angehörige b estimmter
Religionsgemeinschaften, sie sind ab er immer
no ch die sem historischen Vorbild verhaftet.

Um in der Bundesrepublik D eutschland als Mi-
litärdienstverweigerer anerkannt zu werden, mu ss
auch ein säkularer Antragsteller tendenziell dem
Bild des christlichen ab solut Gewaltfreien entspre-
chen .

Von der Gewissensunterwerfung
zur Gewissensprüfung

In der Gewissensprüfung, wie sie in D eutschland
und in ähnlich strukturierten Staaten üblich ge-
worden ist, wird wegen Kriegsdienstverweige-
rung aus Gewissensgründen anerkannt, wenn fe st-
ge stellt wird , dass er o der sie

1 7)

aufgrund seiner
o der ihrer gewissensbedingten Persönlichkeits-
struktur im Rahmen des Militärdienste s nicht töten
kann, ohne schweren seelischen Schaden zu erlei-
den . Im Vordergrund steht der Zwang der vom Ge-
wissen ausgeht, laut Bundesverfassungsgericht
»ein wie immer b egründb are s, j edenfalls ab er re al
erfahrb ares seelische s Phänomen (. . . ) , dessen For-
derungen, Mahnungen und Warnungen den Men-
schen unmittelb ar evidente Geb ote unb edingten
Sollens sind . «

1 8)

1 6) Vgl . War Resisters' International : The Right to Refu se to B ear
Arms . h ttp://www. wriirg. org/co/rtba/roma n ia. h tm , Üb erarb ei-
tung von 2 0 0 5 , gelesen 3 1 . 1 2 . 2 0 0 6 .

1 7) Neuerdings stellt sich das Problem der Gewissensprüfung auch
für Frauen, wenn sie wie in Israel zwangsrekrutiert werden o der
wenn sie als B erufssoldatinnen, deren Zahl in westlichen Ländern
seit einigen Jahren steigt, während ihrer Militärdienstzeit nach-
träglich verweigern. Wegen der im weltweiten M aßstab sehr ge-
ringen Fallzahl von gewissenprüfungsb etroffenen Frauen ver-
wende ich hier im Interesse einer besseren Le sb arkeit nur die
männliche grammatikalische Form .

1 8) Entscheidung vom 2 0 . 1 2 . 1 9 60 , zitiert nach Schwamb orn, Win-
fried : H andbuch für Kriegdienstverweigerer. Pahl-Rugenstein,
Köln 9 1 9 8 3 , S . 39 , vgl . auch h ttp://arch iv. tuchem n itz. de/pub/
199 7/0035/k3. h tml, h ttp://lexetius. co m/2005, 1829 (2 5 . 0 1 . 2 0 07)
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D as Bunde sverwaltungsgericht definiert eine
Gewissensentscheidung als »eine ernste sittliche
Entscheidung, die für den B etroffenen als innerer
Zwang verbindlich ist. «

1 9)

D as Gewissen wird also als ein real erfahrb arer
und damit letztendlich auch üb erprüfb arer »Zu-
stand«

2 0)

einer Person b egriffen, der sie zu einem
be stimmten Handeln zwingt. Ein solcher Gewis-
sensb egriff verneint die freie Willensbildung de s
Individuums . D er Einzelne ist demnach einem
Zwang ausgeliefert, ob er will o der nicht. Er wird
als von einer fremden Autorität gesteuert gesehen,
die ihm b efiehlt, was zu tun ist − ganz offensichtlich
ein Au sfluss der religiö sen Autoritätsgläubigkeit,
die den Menschen dem Willen Gotte s unterwirft
und au sliefert.

E s geht also keine swegs darum, ob der Einzelne
Militärdienst leisten will, sondern darum, ob er Mi-
litärdienst leisten kann − letztendlich nichts ande-
res als eine weitere Variante der Untauglichkeit, zu-
sätzlich zur Untauglichkeit aus medizinischen
Gründen .

Nicht anerkannt wird derj enige , der aufgrund
rationaler Abwägung seiner und anderer Men-
schen Intere ssen und unter B erufung auf seine
Rechte als Individuum keinen Kriegsdienst leisten
will . Anerkannt wird nur, wer keinen Militärdienst
leisten kann, ab er nicht, wer zwar könnte , wenn er
wollte , ab er nicht will .

Leitbild der Kriegsdienstverweigerung aus Ge-
wissensgründen ist im Grunde nach wie vor der ab-
solut gewaltfreie Christ.

Als der franzö sische Pazifist Louis Lecoin von
anarchistischer Seite gefragt wurde , warum er in-
haftierte Kriegsdienstverweigerer, die den Zeugen
Jehovas angehörten, unterstütze , antwortete er:
»Seid versichert, das sind n ich t die Kriegsdienst-
verweigerer, die wir bevorzugen. Ihre Verweige-
rung ist n ich tgrundsä tzlich gen ug und ko m m t im
allgemeinen n ich t vo n ihnen selbst, so ndern durch
das Ko m mando eines Go ttes, dem sie blind erge-
ben sind. Ich bekenne h ierfreim ü tig, dass die Zeu-

gen Jeh o vas eine beso ndere A rt Deisten sind und
dass m ir die gesellschaftliche >Zukunft <, die siefür
uns bereit halten, weit wen iger sympa th isch ist als
die anderer Gla ubensrich tungen. A ber − o b uns
das n un gefällt oder n ich t − sie sind es, die seitJah-
ren die Gefängn issefüllen, nachdem sie die Armee
und den Krieg abgelehn t ha ben. « 2 1 )

Typisch für den christlichen gewaltfreien Sek-
tenangehörigen, der aus Glaub ensgründen den
Kriegsdienst verweigert, ist nicht nur die Auto-
ritätsgläubigkeit. Die Selb stverleugnung geht so-
gar so weit, dass er häufig Gefängnis o der Tod in
Kauf nimmt, ohne sich dagegen zu wehren .

Die einzelnen Elemente de s Konzepts der
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen
laden zur Gewissensprüfung ein . Wenn der freie
Wille de s Individuums schon konzeptionell als irre-
levant einge stuft wird , ist e s auch konsequent,
wenn andere und nicht der o der die B etroffene
selb st darüb er b efinden, ob eine Gewissensent-
scheidung vorliegt o der nicht.

Wird das Gewissen als feststellb arer Geisteszu-
stand definiert, der zur Untauglichkeit für den Mili-
tärdienst führt, liegt nichts näher, als zu überprü-
fen, ob dieser Zustand vorhanden ist, analog zur
Untersuchung der körperlichen Tauglichkeit in
der Musterung. Zum Musterungsausschu ss gesellt
sich dann der Gewissensprüfungsausschu ss .

Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den impliziert auch, dass diej enigen, die keine Ge-
wissensgründe nachweisen können o der gar nicht
die sen Anspruch erheb en, nicht anerkannt werden
und auch nicht verdienen, anerkannt zu werden .

Konsequenzen der Kriegsdienst-
verweigerung aus Gewissensgründen:
Diskriminierung nicht-religiöser Verwei-
gerer und Psychop athologisierung

D as Konzept der Kriegsdienstverweigerung au s
Gewissensgründen hat auch zur Folge , dass unter
Kriegsdienstverweigerern diskriminiert wird .
Nicht-religiö se Kriegsdienstverweigerer werden
genötigt, sich als etwas darzustellen, was sie meis-
tens nicht sind .

D as reduziert zunächst ihre Chancen auf Aner-
kennung in der Gewissensprüfung . Die j ahrzehnte-
lange Erfahrung mit der Gewissensprüfung in der
Bunde srepublik D eutschland b elegt, dass religiö s
argumentierende Verweigerer wesentlich leichter
anerkannt wurden als Verweigerer, die keinen
o der nur einen schwachen religiö sen Hintergrund
vorweisen können . Zur Zeit der mündlichen Ge-
wissensprüfung kam erschwerend hinzu , dass
nicht-religiö se Verweigerer mit geringem schau-
spielerischem Talent und wenig Neigung zur Heu-
chelei no ch schlechter ge stellt waren .

E s gab zwar Grundsatzurteile zugunsten politi-
scher und rationaler Gründe , do ch das interessier-
te die Gewissensprüfungsgremien wenig . Wer po-
litisch o der rational argumentierte , wurde häufig
in erster und zweiter Instanz von den Prüfungsgre-
mien der Bundeswehr abgelehnt und erst von der
dritten Instanz, dem Verwaltungsgericht, aner-

F or u m Pazi fi s mus

1 9) Zitiert nach Schwamb orn : H andbuch , S . 39 . Ähnlich auch in der
Entscheidung des 2 . Wehrdienstsenats vom 2 1 . 0 6 . 2 0 0 5 : »Eine Ge-
wissensentscheidung ist j ede ernste sittliche , d .h . an den Katego-
rien von >Gut < und >B ö se < orientierte Entscheidung, die der Einzel-
ne in einer b estimmten Lage als für sich bindend und unb edingt
innerlich verpflichtend erfährt, so dass er gegen sie nicht ohne
ernste Gewissensnot handeln könnte . « BVerwG 2 WD 1 2 . 0 4 TD G
N 1 VL 2 4/0 3 h ttp://www. bverwg. de (2 5 . 0 1 . 2 0 07) (a uszugsweise
veröffen tlich t inF or u m Pazi fi s mus 0 7)

2 0) Kari Palmen: Refu sal of military service as a political act and its si-
gnificance for the individu al . In: In: Youth and Conscription (Kim-
mo Kiljunen/Jouko Väänänen [ Hrsg . ] ) (IPB/WRI/Peace Union of
Finland/Union of Conscientious Obj ectors in Finland) Genf/Lon-
don/Helsinki 1 9 87, S . 1 60-68 , S . 1 60

2 1 ) Lecoin, Louis : Le Cours d 'une Vie . Selb stverlag, Paris 1 9 6 5 , S . 2 4 1 ,
zitiert nach : M arin, Lou : Humanistische Verweigerung im Algeri-

enkrieg . In : Kriegsdienste verweigern. Pazifismus heute . Homma-
ge an O ssip K. Flechtheim . (Wolfram B eyer [ Hrsg . ] ) Humanisti-
scher Verb and B erlin/IDK, B erlin 2 0 0 0 , S . 3 1 -4 2 , S . 39
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1 0

kannt. Eine Bro schüre der DFG-VK von 1 9 8 5 trug
den b ezeichnenden Titel »Politisch begründet und
do ch anerkannt« . Ange sichts der Rechtssprechung
von 1 9 8 5 , die von Verweigerern sowohl in einer
Kriegssitu ation als auch in einer zivilen Notwehrsi-
tuation gleichermaßen ab solute Gewaltfreiheit
verlangte , ohne den Antragstellern zuzuge stehen,
zwischen diesen unterschiedlichen Situationen zu
differenzieren, wurde von »Psychop athologisie-
rung«

2 2 )

ge spro chen .
Unabhängig davon, wie eng o der weit die aner-

kennenswerten Gewissensgründe gefasst werden
o der wie lib eral die Gewissensprüfung gehand-
habt wird , wird der Kriegsdienstverweigerer aus
Gewissensgründen genötigt zu b ehaupten, dass er
nicht anders handeln könne . Er mu ss sich als
Mensch darstellen, der aufgrund seiner Persönlich-
keitsstruktur in seinen Handlungsmöglichkeiten
fe stgelegt ist. Er darf sich nicht au s freiem Willen
gegen Militärdienst entscheiden . Er mu ss sich als
zwanghaft Handelnder darstellen, der aufgrund
seiner Gewissensbehinderung untauglich fürs Mi-
litär ist.

Unglaubwürdigkeit
und Probe aufs Gewissen

Ein rational denkender Mensch, der damit konfron-
tiert wird , für den Krieg zwangsrekrutiert zu wer-
den o der zumindest in einer Kaserne gefangen ge-
halten zu werden, denkt in erster Linie an sein eige-
nes Leb en, seine eigene körperliche Unversehrt-
heit und seine eigene Freiheit. Erst in zweiter Linie
denkt er an diej enigen, die er möglicherweise auf
B efehl ermorden o der verletzen soll .

B ei der Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sengründen wird den B etroffenen zugemutet, ei-
nen Altruismus zu vertreten, der so weitgehend
und selb stverleugnend ist, dass ihn nur äußerst we-
nige Menschen wie radikal gewaltfreie christliche
Sektierer o der Mönche glaubwürdig vertreten kön-
nen, die ihre eigene Persönlichkeit zugunsten der
vermeintlichen Geb ote ihres Gotte s zurückstellen .
Alle anderen Menschen wirken dadurch zwangs-
läufig mehr o der weniger unglaubwürdig.

D as gilt nicht nur für die staatliche Gewissens-
prüfung, sondern auch für die Kriegsdienstverwei-

gerungsb ewegung selb st. Sie proklamiert das
»Recht, das Töten zu verweigern« .

2 3 )

D o ch wer wagt es schon, das Recht, nicht getötet
zu werden, zu fordern? Jeder Mensch mit Selb ster-
haltungsintere sse muss zwangsläufig daran den-
ken . D o ch die allseits b etonten Gewissensgründe
erzwingen eine gekünstelte altruistische Heuche-
lei . D amit soll nicht ge sagt werden, dass es unglaub-
würdig ist, wenn Kriegsdienstverweigerer erklä-
ren, dass sie andere Menschen nicht töten wollen .
D as ist sogar äußerst glaubwürdig. D enn zur Mord-
b ereitschaft auf B efehl müssen Menschen erst
durch den militärischen Drill erzogen werden .
D o ch wer so tut, als ob sein eigenes Lebens- und
Überleb ensinteresse unwichtig und nicht erwäh-
nenswert sei, und kein Wort darüb er verliert, mu ss
unglaubwürdig wirken, falls er nicht zur ver-
schwindend kleinen Minderheit gehört, die wirk-
lich so denkt.

B ezüglich de s Altruismus im Sinn der Aufopfe-
rung für ein Kollektiv o der eine Ideologie muss al-
lerdings angemerkt werden, dass die meisten Altru-
isten und Altruistinnen sich altruistisch verhalten,
weil e s ihren Idealen entspricht, weil e s ihrem Ge-
wissen wohl tut, weil sie sich dab ei wohlfühlen,
weil ihr Sozialprestige steigt o der weil sie sich,
wenn sie an entsprechende Religionen glauben, ei-
nen b e sonders vorteilhaften Platz im Leb en nach
dem To d o der eine Wiedergeburt in b esseren Um-
ständen erarb eiten wollen . Letztendlich steckt hin-
ter diesen Altruismen eb en do ch wieder ein Egois-
mus , sei es ein b ewusster, sei e s das Phänomen, das
Stirner den »unfreiwilligen Egoisten«

2 4)

nennt, der
glaubt, sich für Höhere s aufzuopfern, ab er es letzt-
endlich doch für sich selb st tut.

Auch wenn davon ausgegangen wird , dass e s
fe ststellb are Gewissensgründe gibt, bleibt das
Problem, wie die se festge stellt werden sollen . E s
kann nicht zweifelsfrei fe stge stellt werden, was ein
Mensch wirklich denkt.

Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst
verweigert, sieht sich dem Verdacht ausge setzt,
do ch nur »gewisse Gründe« zu hab en, wie man in
den 1 970er Jahren oft zu hören b ekam . Wenn Men-
schen massenhaft zur offenkundigen Heuchelei ge-
zwungen werden, weil nur wenige Gründe als Ge-
wissensgründe anerkannt werden, ist ein solcher
Verdacht sogar unvermeidlich . Allein schon die oft
mit sadistischer Menschenverachtung betrieb ene
mündliche Gewissensprüfung veranlasste etliche
ihrer Opfer, über die Grenzen der Gewaltfreiheit
nachzudenken . Allerdings sind aus den schlimms-
ten Zeiten der Gewissensinquisition in der
Bundesrepublik D eutschland nur Selb stmorde von
nicht anerkannten Kriegsdienstverweigerern b e-

2 2 ) Pusch , Rüdiger: Art. 4 Ab s . 3 GG − Die Kahlschlagsanierung eines
Grundrechte s . In: Jahrbuch 1 9 8 5 . Komitee für Grundrechte und
D emokratie . Sensb achtal 1 9 8 6 . S . 2 9-3 6 , S . 3 6 . Die fehlende D iffe-
renzierung ging sogar no ch weiter: Verweigerer, die einen Füh-
rerschein hatten, wurden ab gelehnt, weil sie damit zur Tötung
von Menschen genauso b ereit seien wie Sold aten. In einem Fall
wurde ein Verweigerer, der zum Verdruss de s Gewissensprü-
fungsausschu sses üb er keinen Führerschein verfügte , ersatzwei-
se gefragt, wie er sich denn fühlen würde , wenn er mit einem
Fahrrad ein Kind töten würde . Ihm wurde im Ablehnungsb e-
scheid angekreidet, dass er »lapidar« zwischen der Mitarb eit in ei-
ner Organisation wie dem Militär, die zielstrebig das Töten vorb e-
reitet und praktiziert, und einem unb eab sichtigten Unfall unter-
schied . Allerdings führte dies allein nicht zur Ablehnung . D a die
Gewissensprüfer ahnten, d ass ihre Ablehnungsgründe wenig
üb erzeugend wirkten, fälschten sie d as Verhandlungsprotokoll,
indem sie dem Antragsteller eine Aussage in den Mund legten, die
sogar der Meinung des Antragstellers direkt entgegengesetzt war.

2 3) The right to refuse to kill . Zeitschrift des Europe an Bure au for
Conscientious Obj ection (EB C O)/Bureau européen de l' obj ecti-
on de conscience (B E O C) . Ähnlich auch : Refu sing to kill . Publika-
tion der Peace Pledge Union in Großb ritannien.

2 4) M ax Stirner: D er Einzige und sein Eigentum . Philipp Reclam jun . ,
Stuttgart 1 972 , S . 39
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kannt,
2 5 )

keine Gewaltakte mit To de sfolge gegen
die Gewissensprüfer und Gewissensprüferinnen .

Aufgrund der j eder Gewissensprüfung inhären-
ten Zweifel wurden und werden weitere B eweise
für die Ernsthaftigkeit der Gewissensentscheidung
gefordert. Auch hier wirkt das B eispiel der christli-
chen Sektierer mit ihrer B ereitschaft zum Leiden
und zum Märtyrertum nach . Man erwartet häufig
vom Kriegsdienstverweigerer, dass er bereitwillig
leidet und Nachteile auf sich nimmt. Er soll nicht
einfach ohne j egliche Repression sein Leb en und
seine Freiheit genießen . Nein, er soll einen Ersatz-
dienst leisten . D a seine Gewissensentscheidung
angezweifelt wird , liegt die Forderung nahe , dass
der Ersatzdienst länger oder deutlich unb equemer
sein soll als der Militärdienst. So hat z . B . das Bundes-
amt für Zivildienst einmal die Einrichtung einer Zi-
vildienststelle abgelehnt, weil sie den Dienstleis-
tenden nicht au sreichend »p sychisch und phy-
sisch« b elaste , um die »Prob e auf die Echtheit der
Gewissensentscheidung«

2 6)

gewährleisten zu kön-
nen . Würde Kriegsdienstverweigerung als Men-
schenrecht b etrachtet, wäre e s abwegig, Menschen
für seine Inanspruchnahme zu b estrafen . Wird sie
lediglich als Recht aufgrund einer Gewissensent-
scheidung gesehen, öffnet dies den Weg für Gewis-
sensprüfungen und Repressionen aller Art.

Machterhalt der Kirchen

Die Kriegsdienstverweigerung aus Gewissens-
gründen, wie sie in D eutschland praktiziert wird ,
diskriminiert nicht nur nicht-religiö se Verweige-
rer, sie trägt auch zum M achterhalt der Kirchen b ei .
Am deutlichsten profitieren die Kirchen von der
billigen Arb eitskraft der Zivildienstleistenden, so
dass sie schon aus eigenem ökonomischem Interes-
se den für sie so lukrativen Kriegsdienstzwang b e-
fürworten. Allein dadurch, dass dem Recht auf
Kriegsdienstverweigerung das religiö s geprägte
Konzept des Gewissens zugrunde gelegt wird , er-
halten die Kirchen enorme diskursive M acht. Ih-
nen wird automatisch sachliche Kompetenz zuge-
spro chen, was ihren Einflu ss steigert. Die Kirchen
engagieren sich seit Jahrzehnten in der Kriegs-
dienstverweigerungsb eratung, allerdings bisher
meist mit dem Ziel, die Verweigerer in den Zivil-
dienst und damit in den meisten Fällen in den
Dienst der Kirche zu bringen .

2 7)

Geistliche und da-
mit die Kirchen gewannen und gewinnen durch ih-
re Hilfe für Kriegsdienstverweigerer als B erater
und als B eistände im Anerkennungsverfahren An-
erkennung.

Re alistisch b etrachtet helfen in die sem Fall die
Kirchen b ei Problemen, die sie selb st mitverur-
sacht hab en, indem sie den Kriegsdienstzwang b e-
fürworten und das Konzept der Kriegsdienstver-
weigerung au s Gewissensgründen prop agieren,
das e s auch säkularen Verweigerern ratsam erschei-
nen lässt, die Hilfe eines Pfarrers in Anspruch zu
nehmen, weil solche b ei Gewissensprüfungsgre-
mien b esser ange sehen sind als B eistände au s p azi-
fistischen Organisationen . E s gäb e keine Notwen-
digkeit für kirchliche Kriegsdienstverweigerungs-
b eratung ohne den kirchlich b efürworteten
Kriegsdienstzwang und ohne Bindung des Rechts
auf Verweigerung an Gewissensgründe und die da-
raus resultierende Privilegierung von religiö sen
Gründen .

Manche säkulare Verweigerer dürften e s auch
als Affront empfinden, dass ausgerechnet die sich
als Experten für Kriegsdienstverweigerung auf-
spielenden Geistlichen selb st von der Kriegs-
dienstleistung b efreit sind , dass sie ab er von den ge-
wöhnlichen Gläubigen erwarten, dass sie sich dem
Dienstzwang unterwerfen, ob militärisch o der zi-
vil .

Erst seit wenigen Jahren weisen auch B erater
mit kirchlichem Hintergrund Dienstpflichtige
deutlich auf die Möglichkeit hin, sich den Zeit-
punkt für den Antrag auf Kriegsdienstverweige-
rung gut zu üb erlegen, um durch taktisch geschick-
te s Verhalten b estimmte Leb ensziele zu erreichen,
z . B . eine Zurückstellung wegen Ausbildung o der
Studiums o der sogar keinerlei Ableistung von Bun-
deswehr- oder Zivildienst.

Von der katholischen Zivildienstseelsorge de s
Erzbischöflichen Ordinariats München kam aller-
dings prompt der Vorwurf, dass die Zentralstelle
für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer
mit solchen Hinweisen »zum Lügen und Täuschen«
aufrufe . D as von der Zentralstelle empfohlene Ver-
halten schädige »das Ansehen aller ehrlichen
Kriegsdienstverweigerer« .

2 8)

Schutz vor staatlicher
Rekrutierung für Bunde swehr und Zivildienst gilt
also katholischerseits als Lügen und Täuschen; wer
eigene Leb ensziele verwirklicht, statt zum Nutzen
der Kirche für einen geringen Sold und weitge-
hend rechtlo s im Zivildienst zu arb eiten, wird als
unehrlicher Kriegsdienstverweigerer diffamiert.

Gewissen und situationsbedingte oder
selektive Kriegsdienstverweigerung

D as Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Ge-
wissensgründen wird zur Zeit üb erwiegend mit
der prinzipiellen Ablehnung von Krieg verbunden .
Eine Alternative ist die selektive o der situationsb e-
dingte Kriegsdienstverweigerung . Die se würde
b edeuten, dass nicht der Krieg an sich, sondern der
Militärdienst z . B . für einen b estimmten Staat, mit

2 5 ) Siehe z . B . To de sanzeige in Fra nkfurter Allgemeine Zeitung,
2 3 . 0 1 . 1 974

2 6) Zitiert nach Frankfurter Rundscha u , 0 4 . 0 3 . 1 9 9 1 .

2 7) Als herausragende Au snahme ist der prote stantische Pfarrer
Heinrich Grißhammer zu nennen, der den Kriegsdienstzwang
seit seiner Einführung in den 1 9 5 0 er Jahren fünfJahrzehnte lang
energisch verurteilt und totale Kriegsdienstverweigerer unter-
stützt hat, u . a. in seiner Zeitschrift »Die Nachrichten« . F or u m Pazi fi s mus

2 8) Rehm, H ans : D ie Zentralstelle KDV fordert zum Lügen und Täu-
schen auf. In:F or u m Pazi fi s mus Nr. 7, Nr. III/2 0 0 5 S . 2 0-2 2 .
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1 2

b estimmten Mitteln, für eine be stimmte Ideologie
o der für einen b estimmten Zweck als verwerflich
eingestuft und verweigert wird .

Seit den 1 9 8 0er Jahren hab en verschiedene
nicht-p azifistische o der nicht notwendigerweise
p azifistische Verweigerer Aufmerksamkeit erregt
und auch in der Friedensb ewegung Wertschätzung
erfahren . Südafrikaner und Namibier hab en in den
1 9 8 0er Jahren speziell den Kriegsdienst für das
Ap artheid-Regime verweigert, ohne Militär und
Krieg generell abzulehnen .

2 9)

Im zerfallenden Ju-
go slawien in den 1 9 9 0er Jahren desertierten Zehn-
tau sende ,

3 0)

die durchaus b ereit gewe sen wären, Ju-
go slawien gegen äußere Angriffe zu verteidigen,
aber nicht Menschen im eigenen Land massakrie-
ren o der vertreib en wollten, nur weil sie einer an-
deren ethnischen Gruppe angehören . Seit Jahren
verweigern Israelis gezielt den Dienst in den b e-
setzten p alästinensischen Gebieten, weil sie zwar
Israel verteidigen, ab er nicht die p alästinensische
B evölkerung unterdrücken wollen .

3 1 )

All die se Ver-
weigerer hätten in einer bunde sdeutschen staatli-
chen Gewissensprüfung keine Chance auf Aner-
kennung.

Ein Grund ist das historische Leitbild der grund-
sätzlich gewaltfreien christlichen Sektierer, deren
prinzipielle Ablehnung aller Kriege als Maßstab für
die Ausgestaltung der Kriegsdienstverweigerungs-
ge setze genommen wurde . Eine Ausweitung der
akzeptablen Verweigerungsgründe ist im Rahmen
de s Konzepts der Verweigerung au s Gewissens-
gründen denkb ar, ab er e s ist unwahrscheinlich,
dass sich die Staaten darauf einlassen.

Die Ge staltung der gegenwärtigen Kriegs-
dienstverweigerungsgesetze in Westeurop a hat
nicht allein historische Gründe , sondern folgt der
Logik und dem Intere sse von Militär und Staat.

Verweigern darf nur, wer nicht töten kann, also
charakterlich für den Militärdienst auf j eden Fall
untauglich ist, ab er nicht der, der zwar könnte ,
wenn er wollte , ab er nicht will . D as Militär hat
mehr als zwei Jahrtausende lang Metho den entwi-
ckelt, um den Willen der zweiten genannten Kate-
gorie von Menschen zu brechen und sie gegen ihre
Überzeugung und gegen ihren Willen zum Militär-
dienst zu zwingen .

Soldaten sollen B efehlen gehorchen, sie nicht in
Frage stellen . Die Möglichkeit der selektiven Ver-
weigerung würde j edo ch die Zuverlässigkeit der
Militärmaschinerie gefährden . Ständig wäre damit
zu rechnen, dass Soldaten einzelne Einsätze in Fra-
ge stellen . Ein Verweigerer, bei dem feststeht, dass
er für keinerlei Militärdienst zu gebrauchen ist, ver-

schafft dem Militär mehr Planungssicherheit als
Soldaten, die sich au ssuchen dürfen, für welchen
Zweck und gegen welchen Gegner sie in den Krieg
ziehen .

Gerade ange sichts der B ereitschaft we stlicher
Staaten, das Völkerrecht wie im Ko sovo-Krieg im-
mer öfter zu missachten, liegt es nahe , ein Recht auf
Verweigerung völkerrechtswidriger Einsätze zu
fordern . D o ch schon j etzt sind in den meisten Staa-
ten Soldaten an Völkerrecht und Kriegsvölkerrecht
gebunden . Ein Staat, der illegal Krieg führt, wird
dies selb st kaum zugeb en o der wie im Präzedenz-
fall de s Ko sovo-Kriegs erklären, dass aufgrund an-
derer höherwertiger Güter j enseits der internatio-
nalen Legalität gehandelt werden müsse . D eshalb
ist e s wahrscheinlicher, dass situationsb edingte
Kriegsdienstverweigerung von außen anerkannt
wird . B eispiele sind die Empfehlungen der UN,
denj enigen Aufnahme zu gewähren, die sich den
Ap artheid-Streitkräften verweigerten, die Re solu-
tionen des Europ äischen Parlaments zugunsten
von Verweigerern und D e serteuren au s den jugo-
slawischen Auflö sungskriegen sowie die den po st-
jugo slawischen Staaten auferlegten Amne stien für
D eserteure .

D enkb ar ist die Anerkennung situ ationsb eding-
ter Verweigerung am ehe sten im Nachhinein bei
veränderten politischen Kräfteverhältnissen o der
im Asylrecht. B ezüglich des Rechts auf Zwangsrek-
rutierung sind die Regierungen untereinander so-
lidarisch, ab er in b estimmten Situ ationen können
sie aus politischen und humanitären Erwägungen
für be stimmte Verweigerer eine Ausnahme ma-
chen .

Die Kriegsdienstverweigerung au s Gewissens-
gründen ist konzeptionell durchaus mit situations-
b edingter Verweigerung komp atibel . E s ist j edo ch
d as Intere sse an der Funktionsfähigkeit de s Mili-
tärs , das der staatlichen Anerkennung situations-
spezifischer Verweigerung entgegensteht. Im Un-
terschied zur Verweigerung aus Gewissensgrün-
den würde ein Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung automatisch auch die selektive Ver-
weigerung einschließen .

Alternative Gewissensprüfung
in der Friedensbewegung

D as Konzept der Verweigerung aus Gewissens-
gründen macht notwendigerweise das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung zu einem Ausnahme-
recht, nicht zu einem Menschenrecht für alle . D a-
raus ergibt sich auch die Schlussfolgerung, dass
nicht alle ein Recht auf Kriegsdienstverweigerung
haben sollen .

Die se Auffassung ist in D eutschland nicht nur
ge samtge sellschaftlich tief verankert, sondern
auch in der Friedensb ewegung . Selb st ein ge achte-
ter und b ekannter Pazifist und Friedensforscher,
der selb st no ch mit der mündlichen Gewissensin-

2 9) Vgl . : Kriegsdienstverweigerung in Südafrika. (DFG-VK Kassel u .
Offenb ach [ Hrsg . ] ) 1 9 8 6 ; Ap artheid ist Krieg (AG Südliche s Afri-
ka in der DFG-VK [ Hrsg . ] ) Offenb ach/B erlin 1 9 89 .

3 0) Vgl . Women in Black/Æene u crnom : D eserters from the War in
Former Yugo slavia. B elgrad 1 9 9 4

3 1 ) Zur Verweigerung de s Dienste s in den b e setzten p alästinensi-
schen Gebieten: www.yeshgvul. org. Zur Kriegsdienstverweige-
rung in Israel darüb er hinaus : www. newprofile. org

Kr
ie

gs
di

e
ns

tv
er

w
ei

g
er

u
n

g



1 3

1 5
I I I / 2 0 0 7

quisition konfrontiert war und für gewaltfreie Ak-
tionen gegen Atomwaffen schon Gefängnisstrafen
auf sich genommen hat, kann b ezüglich der 1 9 60er

Jahre zum Urteil kommen : »Damals m usste sichje-
der Verweigerer einer hoch no tpeinlichen Gewis-
sensprüfung vor einem A ussch uss un terziehen.
Viele wurden abgeleh n t, ein ige sicherlich zu Rech t,
andere aber, weil sie a ufdie Fangfragen der Ko m-
m issio nsm itglieder n ich t die rich tige A n twort zu
geben wussten. « 3 2 )

D ass es Kriegsdienstverweigerer gibt, die zu
Recht abgelehnt werden, ist nach wie vor selb st in
der Friedensb ewegung eine weit verbreitete Auf-
fassung, die ab er selten, wie im vorliegenden Fall,
zu Papier gebracht wird .

Gewöhnlich wird in der Friedensb ewegung we-
nig über Kriegsdienstverweigerung nachgedacht
und deb attiert. Eine b edeutende Au snahme war
die Disku ssion um den O st-B erliner Verweigerer
Niko Hübner.

3 3 )

Er verweigerte 1 978 den Dienst in
der Nationalen Volksarmee . Allerdings b erief er
sich nicht auf Gewissensgründe , sondern auf den,
was deutsches Militär b etraf, entmilitarisierten Sta-
tus von ganz B erlin . Dieser Status wurde in den
West-Sektoren weitgehend respektiert, auch wenn
die Bundeswehr mit allerlei Tricks immer wieder
versuchte , nach We st- B erlin geflüchtete We stdeut-
sche zum Kriegsdienst zu zwingen .

3 4)

Einwohner
des Sowj etsektors wurden j edo ch für den Dienst in
der NVA zwangsrekrutiert. Niko Hübner wurde in-
folge seiner Verweigerung zu fünf Jahren Gefäng-
nis verurteilt.

In der Friedensb ewegung Westdeutschlands
und West-B erlins kam e s zu einer heftigen D eb atte .
Die damals innerhalb der Friedensbewegung

mächtige DKP und ihre Verbündeten b e stritten ve-
hement, dass Niko Hübner ein Kriegsdienstverwei-
gerer sei, andere unterstützten ihn in der Annah-
me , dass er Pazifist sei . Als er nach mehreren Mona-
ten Haft in den Westen entlassen wurde , erklärte
Hübner, dass er kein Pazifist sei und durchaus b e-
reit sei, in der Bunde swehr seinen Dienst zu leisten .
Er war allerdings klug genug, sich in We st-B erlin au-
ßerhalb der Reichweite der Bundeswehr niederzu-
lassen . Zum Leidwesen seiner p azifistischen Unter-
stützer nahm er einen mit 1 0 . 0 0 0 M ark dotierten
Preis aus den Händen von Franz-Jo sef Strauß entge-
gen .

In der heftigen D eb atte zeigte sich, wie sehr das
Prinzip , das Recht auf Kriegsdienstverweigerung
von der Ge sinnung abhängig zu machen, verinner-
licht worden war und für politische Interessen, in
die sem Fall vor allem das B e streb en des DKP-Spek-
trums, die DDR zu verteidigen, instrumentalisiert
werden konnte . Ein Großteil der D eb atte entsp ann
sich um die Frage , ob Hübner Pazifist sei o der nicht
und ob er de swegen als Kriegsdienstverweigerer
anzusehen sei oder nicht. Nur wenige Stimmen
wollten ihn unabhängig von seiner Ge sinnung als
Kriegsdienstverweigerer wahrnehmen .

Die DFG-VK Marburg schrieb : » Unsere Solidari-
tä t ist un teilbar undgilt allen, die sichjeder kriege-
rischen A useinandersetzung zwischen den Staa-
ten widersetzen, oh ne dass wir der staa tlichen Ge-
wissensprüfung unsere eigene vorschalten. Wir
wollen uns lieber in der Frage des Menschenrech-
tes Kriegsdienstverweigerung zweimal zu oft zu
Wort gemeldet haben, als einmal zu wen ig. « 3 5 )

Auch hier wird die Solidarität einge schränkt, in-
dem vom Verweigerer erwartet wird , dass er j eden
Krieg ablehnt, und nicht in erster Linie gewürdigt
wird , dass er den Kriegsdienst, der von ihm ver-
langt wird , verweigert. Aber immerhin wird der
Gewissensprüfung eine Ab sage erteilt.

Wer das Recht auf Kriegsdienstverweigerung an
Gewissen und Ge sinnung bindet, mu ss zwangsläu-
fig eine Gewissens- oder Gesinnungsprüfung vor-
nehmen und selektieren, wer das Recht in An-
spruch nehmen darf und wer nicht. Wer hingegen
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung als Men-
schenrecht für alle ansieht, ge steht j edem Individu-
um das Recht aufVerweigerung des Kriegsdienste s
zu . In die sem Fall erübrigt sich eine Gesin-
nungsprüfung, weil man sich ohnehin nicht
zwangsläufig die Motivation de s B etreffenden zu
eigen machen will und auch nicht mit ihm zusam-
menarb eiten mu ss .

Die politische Überzeugung des B etroffenen
spielt erst dann eine Rolle für diej enigen, die das
Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung
vertreten, wenn sie sich üb erlegen, ob und mit wie
viel Energie sie den Verweigerer unterstützen wol-
len. Ab er das ist dann eine von Umständen und Ka-

3 2 ) Wolfgang Sternstein : Mein Weg zwischen Gewalt und Gewaltfrei-
heit. Autobiographie . B o oks on D emand , Norderstedt 2 0 0 5 , S . 6 3 .
D ass nur abgelehnt wurde , wer nicht die »richtigen Antworten«
gab , ist sachlich falsch . D ie Gewissensprüfung war und ist ein
Willkürverfahren, abhängig vor allem von der Intere ssenslage
von Staat und Bunde swehr, ab er auch der Gehässigkeit und Feind-
seligkeit der einzelnen Mitglieder der Gewissensprüfungsgremi-
en . E s genügte keine swegs , die »richtigen« Antworten zu geb en .
Erstens war und ist keineswegs genau fe stgelegt, was »richtige«
Antworten sind , zweitens konnten mit dem Einwand der man-
gelnden Glaubwürdigkeit selb st die nach Rechtslage »richtigsten«
Antworten zur Ablehnung führen. Einem Kriegsdienstverweige-
rer, der ziemlich genau das sagte , was üblicherweise zur Anerken-
nung führt, wurde entgegnet: »D as glaub en wir Ihnen nicht. « Er
wurde erst nach neun J ahren Verfahrensdauer anerkannt. Gegen-
wärtig (2 0 07) kann die Bunde swehr au s Kap azitätsgründen nur
einen Bruchteil der Dienstpflichtigen einb erufen, so dass hohe
Verweigererzahlen im staatlichen Intere sse liegen . D enn nur an-
erkannte Kriegsdienstverweigerer müssen und können Zivil-
dienst leisten. Würde ihnen die Anerkennung üb ermäßig er-
schwert, würden no ch mehr männliche Jugendliche davonkom-
men, ohne Militärdienst o der Zivildienst geleistet zu hab en . Wäh-
rend de s O st-We st-Konflikts wurden Anträge auf Kriegsdienstver-
weigerung nicht so b ereitwillig anerkannt wie heute . So wie heu-
te willkürlich fast alle Antragsteller, die die nötigen Unterlagen
vorschriftgemäß einreichen, anerkannt werden, könnten auf-
grund der b e stehenden Ge setze genauso gut fast alle abgelehnt
werden . B eim heutigen schriftlichen Verfahren geht das sogar
no ch schneller und reibungslo ser als früher, weil der Aufwand
der mündlichen Gewissensprüfung entfällt.

3 3 ) Vgl . ZivilCourage Nr. 1 0/ 1 1 / 1 2 Okt./Nov./D ez . 1 979 , Nr. 1 (Janu-
ar/Februar 1 9 8 0) , Nr. 2 (März/April) 1 9 8 0 , Nr. 3 (Mai/Juni 1 9 8 0) ,
Nr. 4 (Juli/Augu st 1 9 8 0) ; Graswurzelrevolution Nr. 3 8 ( 1 9 8 0) , Nr.
4 4 (Okt./Nov. 1 979) .

3 4) Vgl . DFG-VK B erlin/We st : Bundeswehrproblematik in We st-B er-
lin. 1 9 8 0 .

3 5 ) Leserb rief der DFG-VK Marburg, in : ZivilCourage Nr. 2 (M ärz/Ap-
ril) 1 9 8 0 , S . 4 .
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direkt gegen das Wettrüsten zu arb eiten . «
4 1 )

Statt-
de ssen empfiehlt der Le serbriefschreiber aus Mün-
chen, den Zivildienst als Forum für Friedensarb eit
zu nutzen und spricht sich dafür au s, Menschen,
die ihre Verpflichtung gegenüb er der Gemein-
schaft ignorieren, zu einem sozialen Dienst zu
zwingen .

B emerkenswert sind gleich drei Dinge : Erstens
wird der Konflikt des Totalverweigerers mit dem
Staat als » selb stprovoziert« b ezeichnet, obwohl e s
do ch der Staat ist, der zwangsrekrutieren will und
nicht umgekehrt. D er staatliche Zwangsrekrutie-
rungsanspruch ist von diesem friedensbewegten
Leserbriefschreib er zutiefst verinnerlicht worden .
D as Opfer wird sogar zum Täter erklärt. Zweitens
soll der Verweigerer einerseits direkt gegen das
Wettrüsten arb eiten, seine eigene persönliche akti-
ve Einbindung ins Wettrü sten ab er ignorieren .
Drittens fällt der Leserbriefschreib er mit seiner
Forderung nach einem Zwangssozialdienst sogar
hinter den Stand zurück, der mit der ob en zitierten
Europ äischen Menschenrechtskonvention er-
reicht worden ist.

Die zitierten Äußerungen zur Akzeptanz von Ge-
wissensprüfung sowie staatlicher Zwangsrekrutie-
rung für militärische und zivile Dienste sind kei-
neswegs Außenseitermeinungen . Zuminde st bis
vor kurzem no ch repräsentierten sie die Mehr-
heitsmeinung in der Friedensb ewegung .

Vor die sem Hintergrund wird verständlich, wa-
rum Kriegsdienstverweigerung zuminde st in der
deutschen Friedensb ewegung weder als Men-
schenrecht no ch als politische Strategie b egriffen
wird . In breiteren Bündnissen, in O stermarschauf-
rufen und dergleichen spielt das Thema Kriegs-
dienstverweigerung in der Regel keine Rolle .

4 2)

Kriegsdienstverweigerung wird gerne ignoriert
o der als unpolitisches Individu alproblem abgetan
o der von denj enigen, die ideologisch zwangsre-
krutierenden Regierungen und politischen B ewe-
gungen verhaftet sind , aktiv b ekämpft.

Die Einschätzung der Kriegsdienstverweige-
rung als unpolitisch ist allerdings nachvollziehb ar,
wenn Kriegsdienstverweigerung nur als von staat-
licher und militärischer Gnade abhängige s Au s-
nahmerecht verstanden und prop agiert wird und
auch in der Friedensb ewegung und selb st von den
b etroffenen Militärdienstverweigerern nicht wei-
ter darüb er nachgedacht wird .

Kriegsdienstverweigerung
aus Gewissensgründen im Widerspruch
zur Zielsetzung des Pazifismus

Eine B ewegung, die Krieg und Militär b eseitigen
will, mu ss dem Militär die personelle B asis entzie-

p azitäten abhängige rein politische Entscheidung,
kein Urteil darüb er, ob der B etreffende das Recht
hat, als Kriegsdienstverweigerer zu gelten o der
nicht.

Für p azifistische Organisationen stellt sich häu-
fig die Frage , inwieweit sie Verweigerer mit nicht-
p azifistischer Ideologie unterstützen wollen und
können, wie z . B . die schon genannten ZeugenJeho-
vas, die auch heute in Ländern wie Südkorea o der
Griechenland zu Tausenden inhaftiert werden,

3 6)

o der Ringo Ehlers , der den Dienst in der Bunde s-
wehr verweigerte , weil er sich auch nach dem Un-
tergang der DDR no ch als deren Bürger und die
Bundeswehr als B esatzerarmee sah ,

3 7)

o der die bri-
tischen mu slimischen Soldaten, die angesichts des
Irak-Kriegs verweigern, weil sie keine anderen
Muslime töten wollen, ab er offenb ar keine Proble-
me mit der Tötung von Nicht-Mu slimen hab en .

3 8)

Wer im Rahmen eines Rechts aus Gewissens-
gründen denkt, wird in solchen Fällen das Recht
auf Kriegsdienstverweigerung von einer Ge sin-
nungsb ewertung abhängig machen . Wer in der Ka-
tegorie des Menschenrechts auf Kriegsdienstver-
weigerung denkt, wird ihnen das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung nicht ab sprechen, auch wenn
er ihre Motivation nicht teilt, ab er die Frage der po-
litischen Zu sammenarbeit davon trennen .

Am Rande der D eb atte um Hübner wurde auch
deutlich, dass mit dem B ekenntnis zur Gewissens-
und Gesinnungsprüfung und der Üb ernahme der
herrschenden Meinung auch die unkritische Ak-
zeptanz anderer Elemente de s Kriegsdienstzwangs
einhergehen kann .

Ein anderer Leserbriefschreib er äußerte : »Das
Pendan t zu Hübners juristisch-politischen Spitz-

findigkeiten wäre in der BRD etwa der Fall eines
Menschen, der den Kriegsdienst m it der Begrün-
dung verweigert, dass die Fra uen keinen Wehr-
dienst zu leisten brä uch ten, o bgleich Männer und
Fra uen doch vor dem Gesetz gleich seien. « 39)

Die traditionelle Geschlechterrollenzuweisung,
die vorsieht, dass Männer in Kasernen eingesperrt
werden und auf Schlachtfeldern gegeb enenfalls so-
gar millionenfach abge schlachtet werden (zuletzt
in dieser Dimension im irakisch-iranischen Krieg
ge schehen) wird in die sem Fall selb st von einem
Friedensb ewegten nicht hinterfragt.

Wie sehr die staatliche Zwangsrekrutierung als
selb stverständlich und legitim angesehen wird ,
zeigt ein weiterer, prominent platzierter Leserbrief
mit dem Titel »Warum ich gegen die Prop agierung
der Totalverweigerung bin« .

4 0)

D arin heißt e s : »D er
Totalverweigerer verzettelt sich in einem selb st-
provozierten Kampf gegen die Staatsgewalt, statt

3 6) Üb er inhaftierte Kriegsdienstverweigerer weltweit informiert
die War Re sisters ' International, www. wri-irg. org

37) Freie D eutsche Jugend . Pre ssemitteilung, 0 5 . 0 9 . 2 0 02 . Freispruch
nicht opportun.

3 8) The Gu ardian, 0 8 . 1 0 . 2 0 0 4 .

39) Leserbrief in : ZivilCourage Nr. 2 (März/April) 1 9 8 0 , S . 4 f.

4 0) Leserbrief in : ZivilCourage Nr. 4 (Juli/Augu st 1 9 8 0) , S . 5 .

4 1 ) Eb d .

4 2 ) Eine seltene Ausnahme sind die M ainz/Wiesb adener O ster-
marschaufrufe der vergangenen Jahre . Vgl . www. dfg-vk-ma inz.
de
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hen . Sie kann nicht wollen, dass auch nur ein einzi-
ger Mensch Soldat o der Soldatin wird und dass
auch nur ein einziger Mensch ins Militär gezwun-
gen wird . Von daher kann es nicht genügen, das
Recht auf Kriegsdienstver weigerung nur für Men-
schen mit einer b estimmten Gesinnung und Per-
sönlichkeitsstruktur zu fordern, die diese Ge sin-
nung auch no ch nachweisen und einen Militärer-
satzdienst leisten müssen, während der Re st der
Dienstpflichtigen zum Militär gezwungen wird .
Ein dermaßen b eschränktes Verweigerungsrecht
kann langfristig nicht viel mehr als eine humanitä-
re Erleichterung für die B etroffenen sein, denen −
im Fall der Anerkennung als Kriegsdienstverweige-
rer aus Gewissensgründen − Gefängnis o der
Schlimmeres ersp art bleibt. D as ist an sich durch-
au s ein lohnende s Ziel . Ab er es wird keine Entmili-
tarisierung o der entscheidende B ehinderung der
Kriegsführungsfähigkeit zur Folge hab en .

Die westeurop äischen Staaten hab en b ewiesen,
dass die Dienstverweigerung als Au snahmerecht
für Staat und Militär sehr gut verkraftb ar ist. Genau
darauf berief sich im Novemb er 2 0 0 6 der Men-
schenrechtsausschuss der Vereinten Nationen . In
einer Entscheidung zur Militärdienstverweige-
rung zweier Zeugen Jehovas wurde der südkorea-
nische Staat belehrt, dass es im Prinzip möglich
und bereits übliche Praxis sei, Alternativen zum Mi-
litärdienstzwang zu entwickeln, die das Prinzip der
allgemeinen Kriegsdienstpflicht nicht untergra-
ben.

4 3 )

Pazifismus , so wie er seit vielen Jahrzehnten ver-
standen wird , ist nicht nur eine B ewegung gegen
zwischenstaatlichen Krieg, sondern gegen Gewalt
schlechthin . Die Verletzung von Menschenrech-
ten, nicht-kriegerische physische und strukturelle
Gewalt und Repression mü ssten aus p azifistischer
Sicht ebenso abgelehnt werden wie Krieg . Oben
wurde au sgeführt, d as s die B e schränkung de s
Rechts auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen zu Gewissensprüfungen, Zwangs-
dienst für anerkannte Verweigerer, staatlicher Re-
pre ssion in Form von Militärdienstzwang o der Haft
für nicht anerkannte Verweigerer sowie Diskrimi-
nierung nicht-religiö ser Verweigerer führt, um nur
die menschenrechtlich relevante sten zu nennen .

Wer für Kriegsdienstverweigerung au s Gewissens-
gründen plädiert, nimmt zwangsläufig die se Men-
schenrechtsverletzungen in Kauf. Sie ergeb en sich
nicht nur aus dem Interesse von Staat und Militär,
die Kriegsdienstverweigerung zu unterbinden
o der zu erschweren, sondern sind , wie ob en erläu-
tert wurde , logische Folge der zugrunde liegenden
Konzeption .

Wenn es darum geht, für Kriegsdienstverweige-
rer in Staaten, in denen es keinerlei Recht auf Mili-
tärdienstverweigerung gibt, relativ schnell etwas
zu erreichen, ist es ratsam, das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung von der Gewissensfreiheit ab-
zuleiten, weil nur die se B egründung bisher von in-
ternationalen Organisationen aufgegriffen wor-
den ist, während das Menschenrecht auf Kriegs-
dienstverweigerung nirgendwo als solche s ko difi-
ziert ist. E s könnte ab er leicht au s anderen b ereits
akzeptierten Menschenrechten abgeleitet werden,
wenn man wollte . Allerdings ist auf B asis der Ge-
wissensfreiheit nur ein einge schränktes Recht auf
Kriegsdienstverweigerung erreichb ar. Repre ssio-
nen wie Gewissensprüfung, Ersatzdienste und wei-
tere Strafen sind vorprogrammiert.

Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den muss notwendigerweise ein Au snahmerecht
für Menschen mit einer b estimmten Motivation
o der einem be stimmten Persönlichkeitsbild blei-
b en . D amit wird garantiert, dass es immer Men-
schen geb en wird , die mangels nachweisb arer Ge-
wissensentscheidung und in Ermangelung der er-
wünschten Persönlichkeitsmerkmale zum Militär
gezwungen werden können . Eine solche Personal-
b e standsgarantie fürs Militär kann aus p azifisti-
scher Perspektive nicht erstreb enswert sein . Wer
die Ab schaffung von Krieg und Militär als Ziel hat,
kann nicht wollen, dass auch nur eine einzige Per-
son, egal wie gewissensmotiviert o der gewissenlo s
sie ist, Militärdienst leistet.

Wer Krieg und Militär ablehnt, müsste sich kon-
sequent für das Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung einsetzen, das allen Menschen unab-
hängig von Ge sinnung und Motivation und ohne j e-
de B estrafung zusteht. D as allein wird nicht den
Weltfrieden bringen, ist ab er eine unab dingb are
Voraussetzung.

4 3 ) D ass in solchen Zu sammenhängen von » allgemeiner Wehr-
pflicht« o der »universal conscription« gespro chen wird , ist ein
weiteres B eispiel für ideologisch determinierte Fehlwahrneh-
mung und Verdrehung der Re alität. Wenn wie in Südkorea und
fast allen anderen Staaten nur Männer, ab er nicht Frauen, zum
Kriegsdienst gezwungen werden, ist der Zwang eb en nicht allge-
mein . Hinter diesem B egriff steht eine Weltsicht, in der erstens
Frauen nicht für voll genommen werden und deshalb nicht zäh-
len und in der es zweitens für selb stverständlich und legitim ge-
halten wird , dass Männer in Kasernen gefangen gehalten und in
Kriegen getötet o der verstümmelt werden.

»It [der UN-Mensch enrech tsa ussch uss − d. Verf. ] likewise ob ser-
ve s that it is in principle po ssible , and in practice common, to con-
ceive alternatives to compulsory military service that do not ero-
de the b asis of the principle of universal conscription but render
equivalent so cial go o d and make equivalent demands on the indi-
vidual, eliminating unfair disp aritie s b etween tho se engaged in
compulsory military service and tho se in alternative service . « Ent-
scheidung vom 3 . Novemb er 2 0 0 6 . Zitiert nach Qu aker United Na-
tions Office , Geneva.

Dr. Gerno t Lennert, M.A., Politologe und Historiker, ist
Geschäftsführer des DFG-VK-Landesverbands Hessen.

Der hier veröffen tlichte Bei-
trag ist en tnommen aus dem
Ende Septem ber erschienenen
Buch von Wolfram Beyer
(Hrsg.): Kriegsdienste verwei-

gern − Pazifismus aktuell. Li-
bertäre und humanistische Po-
sitionen. Oppo-Verlag (www.
oppo-verlag. de); Berlin 200 7;
1 60 Seiten; 1 6 Euro; ISBN 9 78-3-
926880-1
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Klaus Pfisterer

KDV-Statistik
Überraschender Anstieg der KDV-Zahlen im 1 . Halbj ahr 2 0 07

ie Zahl der KDV-Anträge ist im 1 . Halbj ahr
2 0 07 überraschend angestiegen . Die Zahl

der Anträge auf Kriegsdienstverweigerung stieg
gegenüb er dem Vorj ahre szeitraum um 1 2 , 5 8 Pro-
zent auf 8 3 . 707 Anträge (Vorj ahr: 74 . 3 5 4) .

Nach dem kontinuierlichen Rückgang der KDV-
Zahlen in den vergangenenJahren war ein weiterer
leichter Rückgang erwartet worden . Umso überra-
schender ist die Tatsache , dass die KDV-Zahlen im
1 . Halbj ahr 2 0 07 auf 8 3 . 707 KDV-Anträge (Vorj ahr
74 . 3 5 4) deutlich ange stiegen sind . Ein Grund dafür
ist die hohe Zahl der Mu sterungen .

B ei den ungedienten Wehrpflichtigen stieg de-
ren Zahl um gut 1 2 Prozent auf 76 . 1 89 (Vorj ahr
67. 9 9 1 ) . D ass viele Wehrpflichtige mit ihrem KDV-
Antrag warten, ob sie tatsächlich von der Bunde s-

wehr gebraucht und einb erufen werden, zeigt die
weiter steigende Zahl von KDV-Aufträgen von Vor-
b enachrichtigten/Einb erufenen . Sie stieg um gut
1 5 Prozent auf 5 . 797 (Vorj ahr 5 . 0 3 6) .

Aufhorchen lässt die Zahl der Soldatenverwei-
gerungen, die um gut 3 8 Prozent auf 1 . 5 8 8 (Vor-
j ahr : 1 . 1 49) ge stiegen ist. E s ist zu vermuten, dass
die hohe Zahl der Auslandseinsätze der Bunde s-
wehr und die damit verbundenen gestiegenen Ge-
fahren viele Wehrpflichtige ins Grüb eln gebracht
haben . Sie merken sp ät, aber nicht zu sp ät, dass der
Kriegs-Einsatz in aller Welt kein harmlo ser Ab en-
teuerspielplatz ist, sondern die re ale Gefahr de s Ge-
tötet-werdens beinhaltet. Die Zahl der Re servisten-
verweigerungen ist mit 1 3 3 Anträgen nahezu unb e-
deutend .

Musterungsstatistik; Quelle : Bundesministerium der Verteidigung, Pre sse stelle , 0 6 . 0 8 . 2 0 07

Monat 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 07

Janu ar
Febru ar
März
April
Mai
Juni
Gesamt

3 5 . 0 3 1
3 2 . 69 3
3 2 . 2 9 5
3 1 . 4 4 5
2 5 . 9 3 3
2 8 . 4 2 3

1 8 5 . 8 2 0

3 4 . 3 1 1
3 1 . 7 79
4 1 . 8 7 2
3 2 . 2 6 3
2 7 . 7 5 2
3 1 . 88 0

1 9 9 . 8 5 7

3 3 . 8 70
3 3 . 8 3 0
3 2 . 9 4 0
3 4 . 4 0 0
2 6 . 60 0
3 3 . 2 9 0

1 9 4 . 9 3 0

3 5 . 0 76
3 1 . 9 1 8
3 7 . 0 9 6
2 4 . 5 5 4
3 1 . 5 2 1
2 2 . 1 8 7

1 8 2 . 3 5 2

3 7 . 0 0 0
3 6 . 0 0 0
4 3 . 0 0 0
3 3 . 0 0 0
3 7 . 0 0 0
3 9 . 0 0 0

2 2 5 . 0 0 0

Die Musterungszahlen 2 0 03-2 0 07 im Überblick:

Monat Ungediente Vorb enachrichtig-
te/Einberufene

Soldaten Reservisten Gesamt

2 0 0 6 2 007

KDV-Anträge 2 0 0 7; Quelle : Bunde samt für den Zivildienst, Pre sse stelle , 0 5 . 0 9 . 2 0 07

2 0 0 6 2 0 072 0 0 6 2 0 072 0 0 6 2 0 072 0 0 6 2 007

Janu ar
Febru ar
März
April
Mai
Juni
Summe
1 . H albj ahr

1 4 . 76 2 1 1 . 8 7 3
1 4 . 7 76 1 5 . 9 9 9
1 1 . 5 7 1 1 3 . 5 2 7
8 . 4 3 9 1 0 . 2 7 1
9 . 8 1 0 1 0 . 1 8 2
8 . 6 3 3 1 4 . 3 3 7

67 . 9 9 1 76 . 1 89

8 7 1 8 5 2
9 9 2 1 . 0 84
7 2 6 1 . 0 0 7
666 8 0 0
89 4 9 6 3
88 7 1 . 0 9 1

5 . 0 3 6 5 . 79 7

3 0 7 3 86
2 2 2 3 5 8

67 8 7
2 6 3 3 8 2
2 1 0 2 9 2

8 0 8 3

1 . 1 4 9 1 . 5 88

3 7 2 4
3 5 2 1
4 0 2 7
1 7 1 1
2 9 2 1
2 0 2 9

1 78 1 3 3

1 5 . 9 7 7 1 3 . 1 3 5
1 6 . 0 2 5 1 7 . 4 6 2
1 2 . 4 0 4 1 4 . 64 8

9 . 3 8 5 1 1 . 4 64
1 0 . 9 4 3 1 1 . 4 5 8

9 . 6 2 0 1 5 . 5 4 0

74 . 3 5 4 8 3 . 70 7

Die KDV-Zahlen 2 0 07 im Überblick:

Die Presse stelle des B MVg teilte am 0 6 . 0 8 . 2 0 07 mit,
dass im 1 . Halbj ahr 2 0 07 insgesamt rund 2 2 5 . 0 0 0
Musterungen (Vorj ahr: 1 8 2 . 3 5 2 ) durchgeführt
wurden . Rund 4 3 . 0 0 0 Musterungen mehr entspre-
chen einem Plu s von 2 3 , 4 Prozent. No ch nie zuvor
wurden in einem ersten Halbj ahr so viele Wehr-
pflichtige gemustert. (Seit einem Jahr werden nur
no ch gerundete Zahlen veröffentlicht.)

Von den 2 2 5 . 0 0 0 Musterungen waren 2 2 3 . 0 0 0
durch die Vergabe eine s Tauglichkeitsgrade s abge-
schlo ssen . D avon waren rund 1 2 0 . 0 0 0 wehrdienst-
fähig (5 3 , 8%) , rund 1 0 . 0 0 0 vorübergehend nicht
wehrdienstfähig (4 , 5 %) und rund 9 3 . 0 0 0 nicht
wehrdienstfähig (4 1 , 7%) . Rund 2 . 0 0 0 Musterun-
gen waren no ch nicht abgeschlo ssen .
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Die Zahl der Untauglichen nahm deutlich zu :
Knapp 4 2 Prozent aller gemu sterten Wehrpflichti-
gen waren untauglich . Letztlich ist die Zahl sogar
noch höher, denn von den vorüb ergehend untaug-
lich Gemusterten wird nach aller Erfahrung die
Hälfte schließlich ausgemustert. D emzufolge ist
die Hälfte der B evölkerung verteidigungsunge-
eignet. Die Zahl der für den Grundwehrdienst ver-
fügb aren Wehrpflichtigen wird b ewusst gering ge-
halten, um eine scheinb are Wehrgerechtigkeit vor-
zutäuschen, die es tatsächlich nicht gibt. Fakt ist,
dass immer weniger Wehrpflichtige einen Dienst
leiten, wob ei die Kriegsdienstverweigerer b enach-
teiligt werden . Die Zentralstelle KDV hat Zahlen er-

mittelt, wonach Wehrpflichtige , die vor der Muste-
rung ihren KDV-Antrag stellen, in der Regel taug-
lich gemustert werden . Ohne KDV-Antrag liegt die
Chance für Untauglichkeit b ei fast 5 0 Prozent.

In der B eratungspraxis sollten alle Wehrpflichti-
ge verstärkt darauf hingewiesen werden, vor der
Musterung nichts zu tun und insb esondere keinen
KDV-Antrag zu stellen - erst die Mu sterung abwar-
ten und dann Entscheidungen treffen .

Kla us Pfisterer ist KDV-Rech tsbeista nd und Spre-
cher des DFG- VK-Landesverbandes Baden- Würt-
tem berg.

er no ch alle Tassen im Schrank hat, kann an-
ge sichts die ser terminologischen Chimäre

nur noch in schallendes Gelächter ausbrechen . «
Mit solch b eißendem Spott kommentierte Jürgen
Ro se , Ob erstleutnant der Bunde swehr und seitJah-
ren der härteste Kritiker der Wehrpflicht inner-
halb der Armee , den B e schlu ss de s SPD-Vorstande s
über die »freiwillige Wehrpflicht« . Eine solche soll
− und wird wohl − der Ende Oktob er in Hamburg
stattfindende SPD-Parteitag entsprechend dem
Leitantrag » Ge sellschaftliche Verankerung der
Bunde swehr erhalten − Freiwilligkeit stärken« de s
Parteivorstands be schließen .

Was kann man sich unter dieser ominö sen Ver-
bindung von Freiwilligkeit und Zwang vorstellen .
Die SPD erklärt das in ihrem Leitantrag so : »Wir stre-
ben an, zum Dienst in den Streitkräften künftig nur
noch diej enigen einzub erufen, die sich zuvor b e-
reit erklärt hab en, den Dienst in der Bunde swehr
leisten zu wollen . «

Üb ersetzt heißt das : Die Wehrpflicht bleibt im
Grundsatz b e stehen, eine Grundge setzänderung
soll e s nicht geb en . In der Verfassung heißt es in Ar-
tikel 1 2 a: »Männer können . . . zum Dienst in den
Streitkräften . . . verpflichtet werden . « Erhalten blei-
ben soll auch die zivile Wehrverwaltung, die üb er
die Kreiswehrersatzämter die Musterungen durch-
führt, denn die se Untersuchungen des ganzen
männlichen Jahrgangs sollen »b eib ehalten« wer-
den . Was wegfällt, ist die zwangsläufige Einberu-
fung zum Grundwehrdienst − und zwar dann,
wenn sich genügend freiwillig für die Dienstleis-
tung melden .

Am Prinzip Wehrpflicht würde sich also nichts
ändern, in der Praxis wäre hingegen fast alle s an-
ders . Weil niemand mehr damit rechnen müsste ,
gegen seinen Willen zur Bunde swehr einb erufen
zu werden, müsste niemand mehr einen KDV-An-
trag stellen − der Zivildienst fiele also weg, würde
bzw. ebenfalls zu einer rein freiwilligen Veranstal-
tung umgewandelt werden .

Warum präsentiert die SPD-Führung einen sol-
chen Vorschlag? Sie reagiert damit auf die seit Jah-
ren anhaltende innerp arteiliche Diskussion, in der
sich mittlerweile zwei annähernd gleich große La-
ger gegenüb erstehen . D as eine will − aus den unter-
schiedlichsten Gründen − an der Wehrpflicht fest-
halten, während das andere die Bundeswehr in ei-
ne reine Freiwilligenarmee umwandeln will . Die
Ab stimmung üb er einen Antrag auf Ab schaffung
der Wehrpflicht wäre de shalb eine Zerreißprob e .
D as Gerede von einer »intelligenten Weiterent-
wicklung der Wehrpflicht« ist also der klassische
Formelkompromiss , der es b eiden Seiten erlaubt,
das Gesicht zu wahren − die Wehrpflicht bleibt
grundsätzlich erhalten, faktisch wird die Bundes-
wehr zur Freiwilligenarmee .

Ein weiterer Vorteil die ser Lö sung: Man müsste
als Regierung nicht mehr lügen . D enn in der Reali-
tät ist die Bunde swehr längst eine Armee , in der die
Wehrpflichtigen b edeutungslo s sind . Von 2 5 0 . 0 0 0
SoldatInnen sind nur 3 0 . 0 0 0 Grundwehrdienstleis-
tende . D aneb en gibt zwar noch ca. 2 0 . 0 0 0 so ge-
nannte FWDL, freiwillig Wehrdienstleistende , die
den neunmonatigen Grundwehrdienst bei b esse-
rer B ezahlung auf bis zu insgesamt 2 3 Monate ver-

Stefan Philipp

Der schwarze Schimmel:
freiwillige SPD-Wehrpflicht
Zivildienst und Notwendigkeit zur KDV-Antragstellung
nach Art. 4 Abs . 3 GG fielen bei Realisierung weg

1 5
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längert haben, faktisch sind das ab er Freiwillige
und keine Wehrdienstleistenden . B ei somit 4 0 . 0 0 0
zwangsweisen Einb erufungen pro Jahr über die
Wehrpflicht und Jahrgängen, die ca. 4 0 0 . 0 0 0 junge
Männer umfassen, stellt sich das Gerechtig-
keitsproblem .

D as Bunde sverfassungsgericht hat b ereits 1 978
klar entschieden : D em Staat steht e s frei, ob er die
Bundeswehr üb er die Wehrpflicht o der als Freiwil-
ligenarmee organisiert. Wenn er sich für die Wehr-
pflicht entscheidet, dann mu ss diese wegen des
Gleichheitsgrundsatze s nach Art. 3 GG »gerecht«
durchgeführt werden, e s dürfen also nicht einzel-
ne o der ganze Gruppen willkürlich von der Ver-
pflichtung zur Wehrdienstleistung b efreit werden,
weil b eispielsweise der Personalb edarf geringer ist
als die Zahl der zur Verfügung Stehenden .

Genau eine solche Situation existiert ab er seit
Jahren, we shalb b eim Verfassungsgericht b ereits
eine Vorlage des Verwaltungsgerichts Köln zur Ent-
scheidung anhängig ist, das die »Wehrgerechtig-
keit« nicht mehr gewährleistet sieht und deshalb
die Wehrpflicht für nicht mehr verfassungsgemäß
hält. Die Regierung geht diesem Gerechtig-
keitsproblem bislang au s dem Weg und trickst mit
allen Mitteln . So sind z . B . die Tauglichkeitskriterien
so verändert worden, dass im ersten Halbj ahr mehr
als 4 6 Prozent aller Gemusterten für untauglich er-
klärt wurden − dass die Hälfte der B evölkerung
krank ist, kann ab er niemand ernsthaft glaub en .
(Siehe vorstehenden Beitrag vo n Kla us Pfisterer.)

D as Gerechtigkeitsproblem stellt sich auch
no ch in einer weiteren Frage . Während die Bunde s-
wehr trotz der Tauglichkeitstricksereien nur no ch
den geringsten Teil der eigentlich zur Verfügung
Stehenden einberuft, werden alle anerkannten
Kriegsdienstverweigerer zum Zivildienst einb eru-

F or u m Pa-
zi fi s mus

fen . D amit ergibt sich die ab surde Lage , dass e s weit
mehr Zivis als Grundwehrdienstleistende gibt, soll
do ch der Zivildienst von der Grundgesetzsystema-
tik her lediglich Ersatz für den verweigerten Wehr-
dienst sein . KDV-Organisationen raten deshalb seit
Jahren dazu , mit der KDV-Antragstellung abzuwar-
ten, bis man tatsächlich einen Einberufungsb e-
scheid erhält. Die Anerkennung als Kriegsdienst-
verweigerer ist mittlerweile so problemlo s gewor-
den, dass praktisch j eder, der sich ernsthaft darum
b emüht, dem Militärdienst entgehen kann .

Wie sehen die Realisierungschancen der freiwil-
ligen SPD-Wehrpflicht au s? In dieser Legislaturpe-
rio de wird sich gar nichts verändern, weil sich die
große Ko alition auf die Wehrpflicht fe stgelegt hat
und die CDU/C SU bislang daran nicht rütteln will .
Nach der nächsten Bunde stagswahl könnte sich
die Lage allerdings völlig anders darstellen, weil al-
le drei j etzigen Oppo sitionsp arteien für eine Ab-
schaffung der Wehrpflicht eintreten . E s sind also
keine Ko alitionen denkb ar, in der nicht minde s-
tens ein Partner für eine Veränderung eintritt.

Bleibt die Frage , wie eine »freiwillige Wehr-
pflicht« aus p azifistisch-antimilitaristischer Sicht
zu b ewerten ist. Krieg ist ein Verbrechen, die
Dienstleistung dafür eb enfalls , also auch der
Zwang zu einer solchen Kriegsdienstleistung. D a-
raus folgt als Hauptforderung die nach der Ab schaf-
fung der Armee , daneb en aber mindestens die
nach der Ab schaffung de s Kriegsdienstzwangs , der
Wehrpflicht. Insofern wäre die freiwillige SPD-
Wehrpflicht ein erster kleiner Schritt.

Stefan Ph ilipp ist Redaktio nsleiter vo nF or u m Pa-
zi fi s mus und stellvertretender Vorsitzender der

Zen tralstelle KDV.

Leitsatz (redaktio nell): Die B eschwerde gegen
die verhängte Disziplinarmaßnahme − 1 8 Tage Dis-
ziplinararre st − wird zurückgewiesen . Die − wie
hier vorliegend zweite − Inhaftierung eine s Total-
verweigerers erscheint (noch) zulässig, wohinge-
gen Zweifel b estehen, ob eine dritte Disziplinarar-
re stmaßnahme no ch verhältnismäßig wäre , da die
einzelnen Dienstpflichtverletzungen auf einem
einmaligen und fortwirkenden Ausgangsent-
schluss zur Verweigerung der sich au s der Wehr-
pflicht ergebenden Pflichten b eruhen und Diszip-
linarmaßnahmen den Verweigerer in seiner Geis-
teshaltung nicht b eugen dürfen .

TDG Süd, Beschluss vom 31 . 07. 2 0 07
Aktenzeichen : − Az : S 7 B Lb 04/07 −

I . D er B eschwerdeführer mu sste am 09 . Juli 2 0 07
mit einem Disziplinararrest in Höhe von sieb en Ta-
gen b elegt werden, weil er, seinen Einberufungsb e-
scheid unb e achtend , unerlaubt seinen Wehrdienst
nicht angetreten und nach der Zuführung durch
die Feldj äger zur Rekrutenkomp anie 5 in B ad Fran-
kenhausen die Ausführung von B efehlen verwei-
gert hatte . (. . . )

Nach Verbüßung de s seinerzeit verhängten Dis-
ziplinararre ste s erteilte der Zeuge OLt L. in seiner

Truppendienstgericht Süd

Inhaftierung eines Totalverweigerers
Zweifel an fortgesetzter Verhängung von Disziplinararrest
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F or u m
Pazi fi s mus

damaligen Funktion als Komp aniechef dem B e-
schwerdeführer zweimal den B efehl, sich der Ein-
stellungsuntersuchung zu unterziehen . Nach der
Weigerung des B eschwerdeführers , die Anord-
nung zu b efolgen, kam e s zur vorläufigen Festnah-
me . (. . . )

D a der Komp aniechef seine Disziplinargewalt
nicht für ausreichend erachtet hatte , meldete er
den Fall gem . § 3 0 Ab s . 2 Nr. 1 WD O seinem nächs-
ten Disziplinarvorgesetzten, dem Kommandeur
Logistikb ataillon 1 3 1 , der nach der gesamten von
ihm persönlich durchgeführten Ermittlung − nach
richterlicher Zustimmung − am 1 6 . Juli 2 0 07 einen
achtzehntägigen Disziplinararrest verhängte und
sofort vollstreckte . (. . . )

Mit Schreib en vom 2 1 . Juli 2 0 07 b eschwerte sich
der Soldat gegen diese Disziplinarmaßnahme . In
seiner am 2 3 . Juli bei seinem nächsten Disziplinar-
vorgesetzten eingegangenen B eschwerde (. . . ) b e-
ruft er sich zunächst auf seine b ereits au s dem vo-
rangegangenen B e schwerdeverfahren b ekannt ge-
wordene Argumentation, um zusätzlich geltend zu
machen, dass der B efehl, sich einer Einstellungsun-
tersuchung zu unterziehen, gegen seine Men-
schenwürde verstoße . Ab schließend weist er da-
raufhin, dass Anlass der neuerlichen Disziplinar-
maßnahme seine »allgemeine Verweigerungshal-
tung« sei, und letztlich die se sich über einen länge-
ren Zeitraum erstreckende »Tat« mehrfach geahn-
det würde .

II . Die B eschwerde ist zulässig, j edo ch unb egrün-
det. D er Tatvorwurf ist unb estritten; der Soldat
zweifelt lediglich die Zulässigkeit einer neuerli-
chen Ahndung an . D amit ist davon auszugehen,
dass der B e schwerdeführer wissentlich und wil-
lentlich den am 1 6 . Juli 2 0 07 zweimal erteilten B e-
fehl nicht b efolgte . (. . . )

III . D er Soldat hat durch sein Verhalten vorsätzlich
ein Dienstvergehen nach § 2 3 Ab s . 1 S G b egangen
und dab ei die Treuepflicht ( § 7 S G) , die Gehor-
samspflicht ( § 1 1 S G) und die Pflicht zu achtungs-
und vertrauenswürdigem Verhalten im Dienst
( § 1 7 Ab s . 2 S . 1 ) verletzt.

IV. (. . . ) D er B e schwerdeführer hat in seinem bishe-
rigen Vorbringen unter Hinweis auf statistische s
Zahlenmaterial die Wehrgerechtigkeit in Frage ge-
stellt. Trotz der dazu entgegenge setzt stehenden
herrschenden Rechtsprechung will die Kammer
nicht unerwähnt lassen, dass sie die in der Vorlage
an das Bunde sverfassungsgericht erkennb ar ge-
wordene Auffassung de s VG Köln (B e schluss vom
1 5 . April 2 0 0 5 − 8 K 8 5 64/04 ; abgedruckt inF or u m

Pazi fi s mus 06, Nr. II/2005, Seite 28 ff. ) nicht für
offenkundig abwegig erachtet. Seinerzeit hat das
VG eine Ungleichbehandlung gerügt, weil die allei-

nige Ausrichtung der Einb erufungspraxis nach der
B edarfslage der Bunde swehr die Wehrgerechtig-
keit gefährde . (. . . )

Allerdings ist es einem Wehrdienstgericht un-
tersagt, im Zuge der Wertung einer Disziplinar-
maßnahme den Einb erufungsb e scheid des B e-
schwerdeführers auf seine Rechtmäßigkeit zu prü-
fen . (. . .) Die Truppendienstkammer kann allenfalls
die aus der Nichtb efolgung von B efehlen erkenn-
b aren Motive de s B eschwerdeführers b eachten .
(. . . )

Soweit der Soldat ausdrücklich eine D oppelahn-
dung für eine Tat rügt, muss er auf dem entgegen-
stehende gängige Entscheidungspraxis des BVerfG
sowie der Wehrdienstgerichte verwiesen werden
(. . . ) .

Die zweimalige Disziplinierung eine s »Totalver-
weigerers« erscheint zulässig, auch wenn einer Dis-
ziplinarmaßnahme nicht der Charakter zukom-
men darf, den B etroffenen in seiner Geiste shaltung
b eugen zu wollen . Allerdings hat die Kammer Zwei-
fel, ob die Verhängung einer dritten Maßnahme
noch verhältnismäßig ist, weil die einzelnen
Dienstpflichtverletzungen auf dem Au sgangsent-
schluss des Soldaten b eruhen, die Ausführungen
von Zwangsdiensten und damit auch den militäri-
schen Gehorsam zu verweigern . (. . . )

Anmerkung der Redak tion: Nach der Ver-
büßung des A rrestes verweigerte der To talverwei-
gerer weiterh in jeglichen Dienst. Die deswegen
vo n der Truppe bea n tragte − dritte − Disziplinar-
restmaßnah me leh n te das Truppendienstgerich t

jedoch a b.
Zuvor ha tte das Truppendienstgerich t Süd (Az:

S 7 BL b 03/0 7, Beschluss vo m 1 7. 0 7. 200 7) die Be-
sch werde des To talverweigerers gegen die erste sie-
ben tägige Disziplinarrestmaßnah me zurückge-
wiesen, dabei allerdings in seiner Begründung

festgestellt: »Das Gerich t will n ich t versch weigen,
dass es ta tsächlich ungerech t wirken m uss, wenn
in A nbetrach t des verringerten Bundeswehrbe-
darfs an Wehrpflich tigen die Wehrersa tzbehörden
eine immer geringer werdende Zahl vo n Dienst-

posten m it Wehrpflich tigen besetzt. Bereits das VG
Köln rügte in einer (n ich t rech tskräftigen) En t-
scheidung vo m 21. April 2004 (− 8 K 154/04 −),
dass ein großer Teil der wehrdienstfäh igen Män-
ner bei der Einberufungsplan ung vo n vornherein
n ich t ins Blickfeld geno m men werden (sic!) und
h ierbei seine Kritik m it sta tistischem Zahlenma te-
rial un terma uert. A ber unabhängig da vo n, dass
dieses Urteil durch En tscheidung des BVerwG vo m
19. Jan uar 2005 a ufgeh o ben worden ist, steh t es ei-
nem Wehrdienstgerich t n ich t zu, einen Einberu-

fungsbescheid a uf seine Rech tswidrigkeit bzw.
Nich tigkeit h in zu überprüfen. «
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Jürgen Rose

»Volle Deckung – zum Abschuss frei! «
Ein Fall für den Verfassungsschutz: Wahrheitsminister Schäuble und
Friedensminister Jung beschwören den Ernstfall an der Heimatfront.

ass der Volljurist Dr. Wolfgang Schäuble
mit dem Völkerrecht auf Kriegsfuß steht,

ist hinlänglich bekannt, gab er do ch im April 2 0 0 3
wenige Tage nach dem Einmarsch der US-Truppen
in B agdad zu Protokoll : »Die Prinzipien von Souve-
ränität und Interventionsverb ot können nicht
mehr uneingeschränkt gelten, da sind wir nicht
mehr unb efangen genug. « E s üb errascht daher
kaum, wenn Schäuble auch mit dem Grundge setz
(GG) sehr unbefangen umgeht. Längere Zeit arb ei-
tete er hö chstselb st hartnäckig daran, dass Abfang-
j äger der Bunde sluftwaffe mit gesetzlicher Lizenz
zivile Passagierflugzeuge ab schießen könnten,
sollte die Gefahr b estehen, dass diese − von Terro-
risten entführt − als Anschlagswaffe einge setzt
würden .

Mittlerweile hat er den Staffelstab an Kriegsmi-
nister Dr. Franz-Jo sefJung üb ergeb en, de ssen Flug-
zeugab schu ssfantasien derzeit den öffentlichen
Diskurs der B erliner Republik b eherrschen, wäh-
rend Minister Seltsam zeitgleich von der »schmutzi-
gen B ombe« halluziniert, deren Zündung auf hiesi-
gem Territorium nur no ch eine Frage der Zeit sei .

War die rot-grüne Vorgängerregierung mit dem
im Febru ar 2 0 0 5 vo m Bunde stag b e schlo s senen
Luftsicherheitsgesetz vor dem Bunde sverfassungs-
gericht no ch kläglich ge scheitert, so vermag das
unsere Terrorminister vom Schlage Schäuble &
Jung nicht erschüttern . D enn vom Richterspruch
unb erührt blieb der Einsatz der Bundeswehr zu ih-
rem in Artikel 87 a GG normierten Primärzweck −
dem der Verteidigung nämlich . Was also könnte nä-
her liegen, als kurzerhand eine Flugzeugentfüh-
rung zum b ewaffneten Angriff zu erklären, gegen
den eine militärische Abwehr zulässig ist? Immer-
hin hatte b ereits der UN-Sicherheitsrat die mit ge-
kaperten Airlinern verübten Terroranschläge vom
1 1 . September 2 0 0 1 als b ewaffneten Angriff qu alifi-
ziert. Zudem sieht das Grundge setz gemäß Artikel
1 1 5 a die Fe ststellung de s Verteidigungsfalles vo r,

wenn »das Bunde sgebiet mit Waffengewalt ange-
griffen wird o der ein solcher Angriff unmittelb ar
droht« . Highj acking von Flugzeugen durch Terro-
risten würde demnach , geht e s nach Schäuble &
Jung, eine Art »kleinen V-Fall« konstituieren und mi-
litärische Gewalt legitimieren .

Freilich ignorieren die Minister mit ihrem Qu a-
si-Verteidigungsfall fundamentale Rechtssätze des
Verfassungsgerichts . D enn das lehnt kategorisch
j edwede Vorstellung ab , dem Staat könne die B e-
fugnis zukommen, entführte Zivilflugzeuge samt
B esatzung und Passagieren abzuschießen . D er ent-

F or u m Pazi fi s mus
scheidende S atz im Urteil vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6
(siehe F or u m Pazi fi s mus 09, Nr. I/2006, Seite 33

ff.) lautet : »Auch wenn sich im B ereich der Gefah-
renabwehr Progno seunsicherheiten vielfach nicht
gänzlich vermeiden lassen, ist es unter der Geltung
de s Art. 1 Ab s . 1 GG schlechterdings unvorstellb ar,
auf der Grundlage einer gesetzlichen Ermächti-
gung unschuldige Menschen, die sich wie die B e-
satzung und die Passagiere eines entführten Luft-
fahrzeugs in einer für sie hoffnungslo sen Lage b e-
finden, gegeb enenfalls sogar unter Inkaufnahme
solcher Unwägb arkeiten vorsätzlich zu töten . «

Die schlagende B egründung hierfür liegt darin,
dass B e satzung und Passagiere »diesem Handeln
de s Staate s auf Grund der von ihnen in keiner Wei-
se b eherrschb aren Gegebenheiten nicht auswei-
chen« könnten . Vielmehr seien sie ihm »wehr- und
hilflo s ausgeliefert mit der Folge , dass sie zusam-
men mit dem Luftfahrzeug gezielt abgescho ssen
und infolgedessen mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit getötet« würden . »Eine solche
B ehandlung« − erklären die Verfassungsrichter
weiter − »missachtet die B etroffenen als Subj ekte
mit Würde und unveräußerlichen Rechten . Sie wer-
den dadurch, dass ihre Tötung als Mittel zur Ret-
tung anderer b enutzt wird , verdinglicht und zu-
gleich entrechtlicht ; indem üb er ihr Leben von
Staats wegen einseitig verfügt wird , wird den als
Opfern selb st schutzb edürftigen Flugzeuginsassen
der Wert abgespro chen, der dem Menschen um sei-
ner selb st willen zukommt« . Sollte der Staat in die-
ser Weise vorgehen – und das gelte auch im Vertei-
digungsfall (! ) − ignoriere das in einer mit Artikel 1
GG nicht zu vereinb arenden Weise das darau s für
den Staat re sultierende Tötungsverb ot. »D aran än-
dert es nichts , dass die ses Vorgehen dazu dienen
soll, das Leben anderer Menschen zu schützen und
zu erhalten . « Folgerichtig gelangen die Karlsruher
Richter zu dem Urteil, dass eine staatliche Ab-
schusslizenz für entführte Passagierflugzeuge un-
vereinb ar mit dem »Menschenbild des Grundge set-
ze s« sei .

D o ch völlig unb eeindruckt von solch eindeuti-
gem hö chstrichterlichem Votum b eharren der
christdemokratische Wahrheitsminister Schäuble
und der eb enso christdemokratische Friedensmi-
nister Jung auf ihrer hanebüchenen Gesetze sforde-
rung. Inde s verneinen die b eiden Hoheprie ster der
Apokalyp se , dass es einen konkreten Anlass für ihr
Kassandra-Ge schwätz gäb e . Was also steckt dann
hinter der habituellen B eschwörung de s eingebil-
deten Notstande s?
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Pecunia non olet − Geld stinkt nicht, pflegte der
alte Römer zu sagen . Im Falle des Dr. Jung stinkt e s
j edo ch gewaltig. D enn seine o stentative Ankündi-
gung, getreu dem Motto , Recht sei, was dem deut-
schen Volke nützt, auf bloßen Verdacht hin geka-
perte Airliner ab schießen zu lassen, bleibt unver-
meidlich eine Straftat. D a mag er sich unter dem
Vorwand de s so genannten »rechtfertigenden Not-
stande s« auch no ch so sehr drehen und winden .
Zwar könnte im Falle eines Falles das zuständige
Gericht von der B estrafung des I BuK (Inhab er der
B efehls- und Kommandogewalt) ab sehen − nichts-
destoweniger blieb e der Staat den Opfern de s mi-
nisteriell angeordneten Totschlags zumindest zivil-
rechtlich schadensersatzpflichtig. Üb erschlägig
kalkuliert würde sich die anfallende Summe für
Schmerzensgelder, Ersatz des zerschellten Flugge-
räte s , Gewinnausfall der betroffenen Fluggesell-
schaft und am B o den entstandene Schäden sehr
schnell auf Milliardenhöhe summieren . Kein Wun-
der, dass sich die Verantwortlichen so penetrant
um eine C arte Blanche in Ge stalt einer gesetzlichen
Ab schu sslizenz b emühen .

Und noch etwas kommt hinzu : D as Wehrstrafge-
setz (WStG) stellt b ereits den Versuch, Untergeb e-
ne zu einer rechtswidrigen Tat zu verleiten, unter
Strafe . Im einschlägigen § 3 4 Ab satz 1 WStG (Er-

folgloses Verleiten zu einer rech tswidrigen Ta t)
heißt e s : »Wer durch Missbrauch seiner B efehlsb e-
fugnis o der Dienststellung einen Untergeb enen zu
be stimmen versucht, eine rechtswidrige Tat, die
den Tatbe stand eine s Strafge setzes verwirklicht, zu
begehen o der zu ihr anzustiften, wird nach den für
die B egehung der Tat geltenden Vorschriften b e-
straft. « Zudem legt das Gesetz fest, dass diese B e-
stimmung »auch für Straftaten [ gilt] , durch die mili-
tärische Vorge setzte , die nicht Soldaten sind , ihre
Pflichten ( § § 3 0 bis 4 1 ) verletzen« . D emnach ist
Verteidigungsminister Jung als I BuK eingeschlo s-
sen . Nun hatJung eigenem B ekunden zufolge dafür
Sorge getragen, dass für die in ständiger B ereit-
schaft gehaltenen Alarmrotten der Luftwaffe stets
genügend Jagdflugzeugpiloten bereitstehen, die
sich mehr o der minder freiwillig verpflichtet ha-
ben, auf Ministerb efehl hin ein so genannte s »Rene-
gade«-Flugzeug abzuschießen . Mit dem Verleiten
die ser unterstellten Luftwaffenpiloten zum rechts-
widrigen Totschlag inde s ist der Tatb estand de s
§ 3 4 Ab satz 1 WStG offensichtlich erfüllt. Und die s

gilt nicht nur für den I BuK selb st, sondern für j e-
den Vorgesetzten in der B efehlskette vom Inspek-
teur der Luftwaffe bis hinunter zum Geschwader-
kommo dore . Wer freilich schon mit b eiden B einen
im Gefängnis steht, muss selb stredend ein gestei-
gerte s Intere sse an legalisierter Straffreiheit haben .

Ab er auch die Jagdflugzeugpiloten selb st wür-
den sich nach dem WStG strafb ar machen, würden
sie einem Ab schu ssbefehl nachkommen . Nach § 5
(Ha ndeln a ufBefehl) trifft sie als Untergeb ene die
Schuld für eine rechtswidrige Tat, die sie auf B efehl

b egangen hab en und die den Tatbe stand eine s
Strafgesetze s verwirklicht, wenn sie hätten erken-
nen können oder müssen, dass es sich um eine
rechtswidrige Tat handelte o der die s nach den ih-
nen b ekannten Umständen offensichtlich war.
Letzteres muss ange sichts der seit mehrerenJahren
öffentlich laufenden D eb atte üb er die Rechtswid-
rigkeit de s Ab schu sses ziviler Flugzeuge im Entfüh-
rungsfall vorausgesetzt werden . D emzufolge könn-
ten sich die b etreffenden Luftwaffenpiloten kei-
nesfalls auf Unkenntnis der Rechtslage b erufen, kä-
men sie einem ministeriell erteilten Ab schussb e-
fehl nach . Was für sie bleibt, ist die Verweigerung.

Abgesehen von den juristischen Fallgrub en der
intendierten Anti-Terrormaßnahmen dürften vor
allem auch die Implikationen des so genannten
»glob alen Kriege s gegen den Terror« , wie er zur
Zeit im Irak und in Afghanistan mit mörderischer
B rutalität geführt wird , das Kalkül von Schäuble
und Jung b estimmen . Die unter dem Vorwand der
Terrorb ekämpfung b etrieb ene Durchsetzung der
Glob alisierung mit militärischer Gewalt hat neu-
lich Die Zeit präzise b eschrieben . »E s müssen Men-
schen sterben, damit der Westen qu a Versuch und
Irrtum lernt, internationale Sicherheit neu zu defi-
nieren« , leitartikelte das hanseatische Leitmedium
der Republik. Und in der Tat füllen die auf Kom-
mando de s »Neuen Rom« entsandten Anti-Terror-
Schwadronen die Gräb er in der islamischen Welt
vornehmlich mit unschuldigen Zivilisten . Solch
ruchlo ses Tun färbt indessen auch auf die tribut-
leistenden Vasallen (Zbign iew Brzezinski) ab . So
b ekamen inzwischen wegen de s »Tornado«-Einsat-
zes die deutschen Soldaten in Afghanistan den B ei-
namen »Wachhunde der Amerikaner« .

Selbige tragen hierzulande nicht die Flecktarn-
uniform, sondern das distinguierte Ministerge-
wand . Und schlagen, dem denkb ar schlechte sten
Vorbild huldigend , den vorgegebenen »amerikani-
schen Weg« ein . Freilich muss, wer den Terror de s
Kriege s sät, gewärtigen, selb st wiederum solchen
zu ernten . Sowohl die Imperialmacht als auch eini-
ge der ihr dienstb aren Ko alitionäre mussten die s
b ereits schmerzlich erfahren . Die apokalyptischen
B ilder von 9/ 1 1 vor Augen scheinen unsere Terror-
minister − Grundgesetz hin, Grundgesetz her − fel-
senfest entschlo ssen, zu j edem denkb aren Mittel zu
greifen, um die im Glob alisierungskrieg selb st he-
raufbe schworenen Gefahren abzuwehren . Einzig
das Bundesverfassungsgericht steht die sem Trach-
ten no ch im Wege . Und die se letzte B astion de s
Rechts zu schleifen, hab en sich Schäuble & Co . zum
Ziel gesetzt − getreu dem Lehrsatz von C arl Schmitt,
dass die M acht derj enige b e sitzt, der üb er den Aus-
nahmezustand entscheidet.

Jürgen Rose ist Oberstleutnan t der Bundeswehr. Er
ist a us rech tlichen Gründen gezwungen, dara uf
h inzuweisen, dass er in diesem Beitrag n ur seine

persö nlichen A uffassungen darlegt.
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n jüngster Zeit fordern friedenspolitische
Organisationen sowie Kirchen immer häu-

figer einen Vorrang ziviler o der gewaltfreier Wege
zur Lö sung internationaler Konflikte , wie z . B . im
Friedensgutachten 2 0 07: Kriterien für die Au s-
landseinsätze der Bunde swehr ; IALANA/Interna-
tional Asso ciation of Lawyers against Nucle ar
Arms; Diskussionsp apier vom 0 5 . 07. 07: Die staa tli-
che friedenspolitische Infrastruktur stärken ;
Grundsatzp apier der Aktionsgemeinschaft Diens-
te für den Frieden/AGDF : Vorrangige Optio n Ge-
waltfreiheit; Kamp agne de s Bunde s für so ziale Ver-
teidigung/B SV: Vorrangfür zivil.

Soweit die j eweiligen Verfasser nicht ohnehin
militärische Einsätze für erlaubt halten und ledig-
lich die Gewichtung von nicht militärischen und
militärischen Mitteln verschieben wollen, vertre-
ten sie die Forderung nach einem »Vorrang« mögli-
cherweise aus taktischen Gründen, um eher mehr-
heitsfähig und damit re alpolitisch zu erscheinen
als mit der Forderung nach völligem Gewaltver-
zicht.

Tatsächlich verfolgen viele mit uns , dem Versöh-
nungsbund , in Teilb ereichen sehr verbundene Or-
ganisationen in B ezug auf militärische Einsätze ,
ganz eigene Anliegen : Die IALANA tritt für die Ein-
haltung und Stärkung de s Völkerrechts ein, wel-
che s den Krieg eindämmen will, ab er militärische
Einsätze nicht gänzlich au sschließt, das Darmstäd-
ter Signal und eine Reihe weiterer kritischer Offi-
ziere lehnen − wie es ähnlich auch viele israelische
Soldaten tun − den militärischen Einsatz außerhalb
der reinen Landesverteidigung ab und möchten
die Zivilcourage der Soldaten zur Verweigerung
unrechter B efehle stärken, Teile der Oppo sition im
Bundestag verteidigen das Recht auf p arlamentari-
sche Kontrolle aller Auslandseinsätze der Bunde s-
wehr und versuchen, militärische Einsätze im Inne-
ren zu verhindern; Friedensforschungsinstitute b e-
mühen sich um eine Politikberatung dahingehend ,
die Zweckmäßigkeit mancher militärischer Einsät-
ze zu hinterfragen und Kriterien für einen ver-
n ünftigen Einsa tz der Gewalt zu formulieren .

Gegenüb er diesen unterschiedlichen Ansätzen
und Anliegen für eine B egrenzung und Zähmung
militärischer Gewalt vertritt der Versöhnungs-
bund die Haltung eine s unb edingten Gewaltver-
zichts , der für militärische Waffen und Einsätze kei-
nen Raum mehr lässt, auch nicht als ultima ratio .

Wir wissen, dass uns die ser unb edingte Gewalt-
verzicht an die Grenze des Machb aren führt, dass er

Fragen offen lässt, die nicht allein mit dem Hinweis
auf alternative gewaltfreie Metho den b eantwortet
werden können .

D er unb edingte Gewaltverzicht öffnet uns an-
dererseits einen offenen Raum für die Ge staltung
de s mitmenschlichen Zusammenleb ens, üb er die
wir nicht nur distanziert nachdenken, wie üb er et-
was, das man tun o der erreichen sollte , sondern die
wir zu leb en versuchen, indem wir uns auf den Weg
machen .

Gegenüb er dem − aus unserer Sicht − halbherzi-
gen »Vorrang« der Gewaltfreiheit geb en wir folgen-
de s zu b edenken :

8 Wer den Vorrang fordert, b ej aht und lässt Raum
für den Nachrang . In B ezug auf ein Nacheinan-
der von gewaltfreien und gewaltsamen Mitteln
heißt dies , das Töten und Verletzen von Men-
schen zwar nicht direkt zu wollen, ab er do ch zu-
mindest billigend in Kauf zu nehmen .

8 D ass Menschen anderen Menschen Gewalt an-
tun, ist schlimm genug. No ch schlimmer ist j e-
do ch, solche Gewalttat zu legitimieren, als
Recht darzu stellen, mit der Folge , dass die Ge-
walttat guten Gewissens ge schehen kann . Von
einem zivilen Schläger und Mörder kann ich
Reue erwarten, von einem Soldaten, der »recht-
mäßig« handelte , nicht.

8 Die Rechtfertigung von militärischen Mitteln,
auch nur zu nachrangigem Einsatz, schließt die
Pro duktion und laufende Weiterentwicklung
von Waffen ein, eb enso ihre Weitergabe , den
Waffenexport. Um wirksam zu sein, muss das
Militär der »guten Seite« immer b esser gerü stet
sein als das Militär potenzieller »Schurkenstaa-
ten« . Die im Entwurf der EU-Verfassung vorge se-
hene Verpflichtung zur ständigen Weiterrü s-
tung drückt rechtlich nur aus , was schon der ei-
genen Logik der »ultima ratio« zugrunde liegt.

8 D er »Vorrang« gewaltfreier Metho den zur Kon-
fliktlö sung bleibt damit der herkömmlichen
Rüstungspolitik verhaftet. Auch schon bisher
setzten die Staaten militärische Mittel erst ein,
»wenn e s nötig war« . D er Ruf nach einem »Vor-
rang« bedeutet de shalb allenfalls eine quantitati-
ve Verlagerung von Einsatzmetho den, b egrün-
det ab er keine neue Qu alität in den internationa-
len B eziehungen .

E s gibt keine obj ektiven Kriterien dafür, wann und
unter welchen B edingungen das nachrangige Mit-
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Ullrich Hahn

10 Thesen zum Gewaltverzicht
Zur Diskussion über den »Vorrang« ziviler Konfliktlösungswege
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es aber weder militärischer no ch nicht-militäri-
scher Interventionen, sondern einer Verhaltensän-
derung in den reichen (und nicht zufällig auch mili-
tärisch mächtigen) Staaten . D as Militär ist einer-
seits Stütze diese s Systems der ungleichen Vertei-
lung der Welt in Arm und Reich; zum anderen ist e s
wegen seiner riesigen Ko sten auch selb st ein we-
sentlicher Teil de s Problems weltweiter Ungerech-
tigkeit, zu deren punktueller Lö sung e s sich anbie-
tet. D er Glaub e daran, dass wir dieses Militär in der
Hinterhand brauchen, um anderswo Frieden, Ord-
nung und Gerechtigkeit zu schaffen, mit anderen
Worten : die Splitter aus den Augen leidender B evöl-
kerungsgruppen zu ziehen, versperrt uns den Blick
auf den B alken des Unrechts im eigenen Auge .

D er von den Medien gesteuerte Blick auf die tat-
sächlich vorhandenen Spitzen der Eisberge in
Form von augenscheinlicher direkter Gewalt (Sre-
b eniza, D afur, Somalia, Ruanda) gibt uns das gute
Gefühl, mit unserem Militär für die b edrängten
Menschen schnell und wirksam etwas machen zu
können, und hilft die Einsicht zu verdrängen, dass
es die von uns gemachten Eisberge sind , deren Spit-
zen wir b ekämpfen .

Nur der unbedingte Gewaltverzicht, auch die
eindeutige Distanzierung von den Gewaltmitteln
des eigenen Staate s und ihre Verurteilung durch
uns verschafft uns einen unverstellten, freien Blick
auf unser Verhältnis zur anderen Seite , auf Unrecht
und Ungerechtigkeit, unsere eigenen Anteile hie-
ran, unsere Möglichkeiten, zur Veränderung b eizu-
tragen, ab er auch die Grenzen unserer Möglichkei-
ten . Nur durch die se Distanzierung können wir
auch der Gefahr entgehen, in unserem gewaltfrei-
en B emühen um Konfliktlö sungen nur als eine Vor-
hut de s schon auf seinen Einsatz wartenden Mili-
tärs ange sehen zu werden .

Im Verzicht auf die Gewalt können wir nicht alle s
tun und tragen de shalb auch nicht für alle s Verant-
wortung . Je mehr wir uns von den ungerechten
Mitteln der M achterhaltung trennen, de sto weniger
sind wir verantwortlich für die vollzogenen o der
unterlassenen Möglichkeiten, die die sen Macht-
mitteln innewohnen . E s ist indes immer wieder zu
b eob achten, dass es den B efürwortern militäri-
scher Einsätze sehr wichtig ist, hierfür auch von ih-
ren Gegnern den Segen zu erhalten und ihnen an-
dernfalls die Verantwortung für das Leiden derer
zuzu schieb en, denen durch militärische Mittel ge-
holfen werden könnte . E s gilt hier das Argumentati-
onsschema des fürsorglichen Dritten : »Würde ich
meine dominante wirtschaftliche Rolle aufgeb en,
die es mir erlaubt, ein ausreichende s Waffenarsenal
vorzuhalten, könnte ich j a den üb erleb enden Op-
fern meines Reichtums nicht mehr b ehilflich sein . «

Um die Gewalt zu üb erwinden, reicht e s aus den ge-
nannten Gründen nicht aus , sie nur vermindern

tel zum Einsatz kommen soll . E s bleibt − wie bisher
auch − eine politische Entscheidung derj enigen,
die üb er das »nachrangige« Mittel, das Militär, verfü-
gen . Im Frühj ahr 1 9 9 9 hatten im Ko sovokonflikt
die wohl bewu sst nur unzureichend au sge statteten
O SZE-B eob achter nicht von sich aus festge stellt,
dass ihre Mission gescheitert sei; sie wurden von
der Nato aufgefordert, das Feld zu räumen, um
Platz für den militärischen Einsatz zu machen .

D a das Militär sich schon immer nur als nachrangi-
ge »Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln«
(Clausewitz) verstand , kann e s mit der Forderung
nach einem Vorrang gewaltfreier Mittel gut leb en .
Auch als »nachrangige s« Mittel entfaltet e s eine do-
minante Eigendynamik, nicht nur b ezüglich der
B e schaffungsko sten (gerade die geforderten »hu-
manitären Einsätze« in aller Welt b enötigen moder-
ne Nachrichtensysteme , Transportkap azitäten, ei-
ne hohe B eweglichkeit der Infanterie , »intelligente
Munition« , letztlich auch ein weltweites Netz von
Stützpunkten für den schnellen Einsatz) , sondern
auch im D enken : Wegen der schon vorau sge setz-
ten überlegenen Waffen verspricht das Militär
schnelle Lö sungen, eine Abkürzung ungerechter
Zustände , de s Leidens von b edrohten Menschen,
eine B e seitigung von Gefahren von Seiten b ö ser
M ächte . Schon das Vorhandensein des Militärs bin-
det die Fantasie für eine Konfliktlö sung : Wer eine
wirksame Waffe b esitzt, denkt im Konflikt von An-
fang an schon an den Einsatz die ser Waffe , auch
wenn er sie nicht sofort zieht.

D as vorhandene und zum Einsatz b ereite nachran-
gige Mittel prägt damit auch unvermeidlich schon
die »vorrangige« Phase gewaltfreier Konfliktlö-
sung. Wer üb erlegene M achtmittel b esitzt, mag
vielleicht selb st von sich den Eindruck hab en, er sei
zu einem ernsthaften Dialog mit der anderen Seite
bereit. Die an solchen »nachrangigen« M achtmit-
teln unterlegene Seite weiß ab er genau , dass ihr
letztlich nur die Unterwerfung bleibt (»Und bist du
nicht willig, so brauch' ich Gewalt. «) . Im Zusam-
menhang mit dem Reservemittel der Gewalt bleibt
damit auch die zivile Konfliktlö sung ein Instru-
ment der D ominanz und somit ein Etiketten-
schwindel .

Die seit dem Ende de s O st-West-Konflikte s 1 9 9 0 im-
mer mehr in den Vordergrund gerückte humanitä-
re Rechtfertigung für den Fortb estand de s Militärs
und seinen Einsatz als »ultima ratio« zur Schaffung
von Frieden und Gerechtigkeit in der Welt hilft,
dessen wahre B egründung auch vor uns selb st zu
verschleiern : Um die b e stehende ungerechte Ver-
teilung der leb ensnotwendigen Güter die ser Erde
aufrecht zu erhalten, b edarf es militärischer und
durch das Militär unterstützte wirtschaftlicher
M acht. Um den unzähligen Opfern die se s wirt-
schaftlichen Unrechts Recht zu schaffen, b edürfte
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o der zähmen zu wollen . E s geht nicht um ein Mehr
o der Weniger, um ein Vorher o der Nachher, son-
dern um ein Entweder-O der, um ein gewaltfreies
Leb en und Handeln statt militärischer und anderer
gewaltsamer Metho den in den zwischenmenschli-
chen und internationalen B eziehungen . D as
schließt nicht au s, dass die Entwicklung zum richti-
gen Ziel schrittweise verläuft. Entscheidend ist
aber, dass ich den j eweils verbleibenden Re st nicht
legitimiere , sondern nicht aufhöre , ihn als Unrecht
zu b ezeichnen . Auch dem gewalttätigen Ehemann
und Vater würde ich nicht raten, »vorrangig« ge-
waltfreie Mittel in seinen B eziehungen zu Frau und
Kindern einzu setzen, sondern ihm sagen, dass alles
andere schwere s Unrecht ist. Und wenn er auf dem
Weg der B e sserung mitteilen würde , er vergewalti-
ge seine Frau j etzt nur no ch einmal monatlich und
schlage auch die Kinder nur no ch, wenn e s nicht
anders gehe , könnte ich ihm dafür kein gute s Ge-
wissen machen und mü sste darauf be stehen, dass
auch der verblieb ene Rest seiner Gewalttätigkeit
Unrecht bleibt.

E s ist nicht ausgeschlo ssen, dass auch Gewalt o der
militärische Einsätze im Einzelfall Menschen retten
o der sonst Gute s b ewirken können, so wie auch
sonst schlechte Mittel gute Zwecke befördern kön-
nen . Jede s Mittel hat j edoch seinen Preis . B ei Folter
und To desstrafe gibt o der gab e s zumindest einmal
eine breite Üb ereinstimmung, dass solche Mittel
generell zu ächten sind , auch wenn e s Fälle geb en
sollte , in denen sich ein Einsatz für gute Ziele den-
ken ließe (»Rettungsfolter«) . D er menschliche Preis

für die se Mittel ist für eine Ge sellschaft auch dann
untragb ar. B ei der militärischen Gewalt sind wir
no ch auf dem Weg zu einer entsprechenden Mehr-
heitsmeinung. Ab er auch hier geht es darum, nicht
nur zu fordern, dass humaner und nachrangig ge-
foltert und getötet werden soll, sondern gar nicht,
auch und trotz der nie auszuschließenden Fälle ,
dass die militärische Gewalt das einzige Mittel sein
könnte , einen o der gar viele Menschen zu retten .

Weil die Mittel direkter Gewalt Ausdrucksform und
auch Voraussetzung der uns umgeb enden und un-
sere B eziehungen innerhalb der Gesellschaft und
international prägenden strukturellen Gewalt
sind , geht es nicht nur um eine »alternative« Erset-
zung gewaltsamer Mittel durch gewaltfreie Metho-
den . Gewaltfreies Leb en und Handeln b edingt ei-
nen völlig anderen Handlungsrahmen als das Le-
b en mit Gewalt- und Zwangsmitteln in der Hinter-
hand . D er Gegensatz zur Gewalt ist nicht einfach
de ssen Negation, die Gewaltfreiheit, sondern eine
umfassende Gerechtigkeit, die auf Partizip ation,
d .h . der B eteiligung aller B etroffenen b eruht und
gerade auch de shalb den Gewaltverzicht in den B e-
ziehungen untereinander vorau ssetzt.

Ullrich Hah n ist Vorsitzender des deutschen Zwei-
ges des in terna tio nalen Versöh n ungsbundes. Die-
se » 1 0 Thesen zum Gewaltverzich t« wurden als
»ein Beitrag des Versöhn ungsbundes zur Diskussi-
o n um deutsche m ilitärische und zivile Einsä tze
im A usland« a uch als Faltbla tt veröffen tlich t.

Ute Finckh

In politischen Prozessen denken
Replik auf die » 10 Thesen zum Gewaltverzicht« von Ullrich Hahn

F or u m Pazi fi s musm F or u m Pazi fi s mus 1 4 (II/2 0 07; Seite 3
ff.) hat Alb ert Fuchs unter dem Titel »Ein

b alanciertes Zusammenspiel wäre eine prima Al-
ternative« dafür plädiert, dass die vier ide altypi-
schen Orientierungen, die sich in der deutschen
Friedensb ewegung allgemein und innerhalb von

pax christi insb esondere identifizieren lassen,
nicht gegenei-
nander au sge-
spielt werden,
sondern eine
geeignete B a-
lance zwi-

schen ihnen gefunden werden sollte . Die vier Ori-
entierungen ergeb en sich aus den zwei Dimensio-

nen » Gewaltfrage« (prinzipiell p azifistisch vs . prio-
ritär p azifistisch) und »Mo dus der Auseinanderset-
zung« (direkte Aktion vs . indirektes Verhalten) .

Innerhalb von pax christi hat sich nach Ein-
schätzung von Alb ert Fuchs derzeit die Gruppe
durchgesetzt, die eine prioritär p azifistische
Grundeinstellung mit indirektem Verhalten
(sprich : Lobbyarb eit) verbinden mö chte und so-
wohl den prinzipiell p azifistischen Ansatz als auch
die direkte Aktion für politisch gefährlich hält.

Gleichzeitig hat sich Ullrich Hahn mit » 1 0 The-
sen zum Gewaltverzicht« (die vorstehend doku-
men tiert sind) zu Wort gemeldet und deutlich ge-
macht, dass aus seiner Sicht die prioritär p azifisti-
sche Po sition politisch gefährlich und damit
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grundsätzlich abzulehnen ist. D a der Vorstand de s
Versöhn ungsbundes eine Mitarb eit in der vom BSV
initiierten Kamp agne »Vorrang für zivil« abgelehnt
hat, ist zu vermuten, dass dort seine Po sition üb er-
wiegend o der vollständig geteilt wird . Für j ede
Gruppe der Friedensbewegung und der mit ihr im-
mer wieder zu sammenarb eitenden sozialen B ewe-
gungen (insb esondere 3 .-Welt-B ewegung, Antiglo-
b alisierungsb ewegung) ließe sich auflisten, wel-
che der vier ide altypischen Orientierungen wie
stark vertreten ist. D as würde das Dilemma, vor
dem wir stehen, aber nicht lö sen .

Alb ert Fuchs plädiert in seinem Aufsatz für ein
»b ewusstes , kritische s Zu sammenspiel der Haupt-
orientierungen trotz manife ster Gegensätzlich-
keit« . Ich mö chte seinen Üb erlegungen einen wei-
teren Gedanken hinzufügen :

Zwei Varianten
des prinzipiellen Pazifismus

Nach meiner B eob achtung gibt es zwei Varianten
des prinzipiellen Pazifismus : Einerseits diej enigen,
die − wie Ullrich Hahn − ihren Pazifismus ethisch
begründen. D arau s resultiert dann u . a. die Forde-
rung nach »Gewaltverzicht« , und e s wird − wie in
den » 1 0 Thesen« − eine D eb atte darüber geführt, ob
militärische Mittel im Einzelfall auch mal » Gute s b e-
wirken« können, und wie man damit und mit even-
tuellen Fragen nach Verantwortung umgehen
könnte . Gewalt und Gewaltfreiheit werden dab ei
unversehens zu sich dual gegenüb erstehenden B e-
griffen, die eine Entweder-O der-Entscheidung er-
fordern .

E s gibt ab er eine zweite Gruppe prinzipieller Pa-
zifistInnen . Die denken eher in politischen und ge-
sellschaftlichen Prozessen, in be ab sichtigten und
unb e ab sichtigten Folgen eigener und fremder
Handlungen . Sie setzen gewaltfreie Metho den ein
und fordern ein Umdenken in B ezug auf den Ein-
satz von Militär, weil sie davon üb erzeugt sind , dass
nur zivile und gewaltfreie Mittel geeignet sind , ihre
Ziele (Gerechtigkeit, Frieden und B ewahrung der
Schöpfung bzw. geeignete nicht-christliche Syno-
nyme) zu verwirklichen . Auch die se Ziele haben
natürlich eine ethische Komponente und entspre-
chen den Zielen derer, die ihren Pazifismu s ethisch
begründen − und den Zielen vieler anderer Men-
schen, die sich nicht als PazifistInnen definieren .

F or u m
Pazi fi s mus

Ich rechne mich selber eher der zweiten Grup-
pe zu . Die erste Gruppe steht vor dem Problem,
dass sie andere Menschen nur dadurch gewinnen
kann, dass sie diese von ihrem ethischen Ansatz
überzeugt. D as ist sehr, sehr schwierig, weil immer
auch eine Konnotation von »gut« und »b ö se« mit-
schwingt. Vertreter de s staatlichen Gewaltmono-
pols im weitesten Sinne (damit auch alle Politike-
rInnen) fühlen sich damit in die Rolle der »B ö sen«
gedrängt. Die zweite Gruppe steht vor dem Prob-
lem, dass sie immer wieder darlegen muss , welche
katastrophalen Sp ätfolgen und Neb eneffekte der
Einsatz von Militär hat, zur Erreichung der genann-
ten Ziele also ungeeignet ist. Auch das ist schwierig,
ist aber − so traurig e s ist − durch die Erfahrungen
im Ko sovo und in Afghanistan derzeit ganz gut auf-
zuzeigen .

»Vorrang für zivil« erlaubt auch denj enigen, das
Gesicht zu wahren und sich nicht moralisch ins Un-
recht setzen zu lassen, die 1 9 9 9 meinten, dass der
Ko sovo-Einsatz gerechtfertigt ist o der die sich 2 0 0 1
für die B eteiligung der Bunde swehr an OEF und
Isaf einsetzten . Sie können eine schrittweise , im Er-
gebnis aber durchaus radikale Veränderung vor
sich und anderen rechtfertigen . Wenn die , die sich
mit diesem Hintergrund für »Vorrang für zivil« en-
gagieren, wirklich bei »minde stens so viele perso-
nelle und finanzielle Re ssourcen für zivile s wie für
militärisches Eingreifen« Halt machen wollen und
sagen, dass es nun ab er genug sei mit dem Umsteu-
ern, können wir genüsslich aufzeigen, als wie er-
folgreich das zivile Handeln sich erwiesen hat (für
das es dann j a genug »be st practice« geben wird ,
auch aus Regionen, in denen militärisches Eingrei-
fen unmöglich ist) und wie ineffektiv verglichen
damit das militärische war und ist. Ich bin fest üb er-
zeugt, dass wir, wenn wir diesen Punkt mal erreicht
hab en, alle Argumente auf unserer Seite hab en wer-
den .

D as lässt sich als »Taktik« einordnen . Ab er sp ä-
te stens seit ich Gene Sharp s »Waging nonviolent
struggle« gelesen hab e , bin ich davon üb erzeugt,
dass PazifistInnen, um gesellschaftliche Verände-
rungsprozesse b ewirken zu können, strategisch
und taktisch denken und vorgehen mü ssen .

Dr. Ute Finckh ist Vorsitzende des BSV (Bund für
Soziale Verteidigung) und Mitglied in derF or u m

Pazi fi s mus -Redaktio n.
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nahmen Psychologen b ereits 1 9 5 1 an, dass üb erge-
ordnete Ziele Intergruppenkonflikte effektiv redu-
zieren .

4)

Verschiedene Studien zur Dual Identity
Theory

5 )

können zeigen, dass Konflikte minimiert
werden, wenn für die b eteiligten Personen einer-
seits die untergeordnete Gruppe (Subgroup) und
andererseits die üb ergeordnete Gruppe , b e ste-
hend aus der Eigengruppe und der Fremdgruppe
(Superordinate Group) , salient ist. S alienz nennt
man die subj ektive B edeutsamkeit eines spezifi-
schen Gruppenkontextes in einer b e stimmten Si-
tuation . Insge samt wurde der Einfluss der Grup-
penzugehörigkeit auf das Verhalten der Gruppen-
mitglieder b ereits eingehend untersucht.

Unabhängig von die sen Untersuchungen zum
Gruppenverhalten b eschäftigten sich Pruitt und
Rubin mit der Frage , welche Strategien Personen in
Konflikten anwenden, und entwickelten 1 9 8 6 das
Du al Concern Mo del . Dieses Mo dell macht Vorher-
sagen für konkrete Verhaltensstrategien in Ver-
handlungssituationen zwischen Konfliktp arteien .
Je nachdem, wie groß das Intere sse einer Person an
dem eigenen Ergebnis und an dem Ergebnis der an-
deren Konfliktp artei ist, kann vorherge sagt wer-
den, welchen von vier Konfliktstilen (dominating,
integrating, avoiding, obliging) die Person am
ehesten anwenden wird . Jedo ch fehlen zu die sem
Mo dell bislang konkrete Untersuchungen, die sich
auf den Einfluss des Gruppenkontextes b eziehen .

E s bleibt also offen, wie sich der Einfluss der
Gruppenzugehörigkeit auf die Wahl von Konflikt-
strategien auswirkt. D ementsprechend wird fol-
gende Frage stellung in dieser Forschungsarb eit ge-
klärt : Aufwelche Weise b eeinflusst die Gruppenzu-
gehörigkeit das intergrupp ale Konfliktverhalten?

Die Untersuchung setzt also b ei der Frage an,
welche Variablen in welcher Weise intergrupp ale s
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Jessica Roese

Der Einfluss der Gruppenzugehörigkeit
auf das Konfliktverhalten
Die Wahl von Konfliktstrategien
in Abhängigkeit von Status und Salienz der Gruppe

onflikte gehören zu unserem Alltag . So
weit man in die Ge schichte der Menschheit

auch zurückgeht, trifft man auf Konflikte sowohl
zwischen Individuen als auch zwischen Gruppen .
Als ein B eispiel für einen der größten und langwie-
rigsten Konflikte zwischen Gruppen kann der Nah-
o stkonflikt angeführt werden . Er be steht seit dem
1 9 . Jahrhundert und hat bis heute eine erschre-
ckende Brisanz .

1 )

Die s ist nur ein B eispiel von unendlich vielen
kleinen und großen Konflikten zwischen Grup-
pen . Grundlage für eine Vielzahl dieser Konflikte
stellen ethnische o der religiö se Unterschiede dar.
Ab er auch die Zugehörigkeit zu verschiedenen Par-
teien, Völkern, B erufsgruppen o der Fußb allmann-
schaften kann zu Konflikten zwischen den Grup-
penmitgliedern führen . Von praktischer Relevanz
ist nun die Fragestellung, wie diese und andere
Konflikte zwischen Gruppen minimiert oder kon-
struktiv gelö st werden können .

Hierzu stellt sich zuerst die Frage , wie Personen
ihre Gruppenzugehörigkeit wahrnehmen und auf
welche Weise sie dadurch b eeinflu sst werden . Seit
1 9 3 6 untersuchten Psychologen den Einfluss der
Gruppe auf die Wahrnehmung von Personen .

2 )

Un-
ter dem B egriff So cial Identity Appro ach werden
einige Theorien zusammengefasst, die sich mit
dem Verhalten von Personen in Gruppen be schäf-
tigen . Forschungsergebnisse zu die sem Thema ha-
b en gezeigt, dass die D efinition üb er die eigene
Gruppenmitgliedschaft Einfluss auf Einstellun-
gen, Gefühle und Verhaltensweisen von Personen
hat.

3 )

Ob das Verhalten einer Person durch die
Gruppe beeinflusst wird , hängt davon ab , ob man
sich mit einer Gruppe identifiziert o der ob eine
Gruppe in einer Situation b edeutsam ist. Verschie-
dene Einflu ssvariablen, die sich auf das Verhalten
von Personen in Gruppen auswirken, konnten b e-
reits identifiziert werden . D er Status einer Gruppe
spielt hierb ei eine zentrale Rolle .

Ein Konflikt zwischen Gruppen wird als Inter-
gruppenkonflikt b ezeichnet und stellt eine speziel-
le Form von Intergruppenb eziehungen dar. Hierzu
1 ) Zur genaueren Information : Woyke , W. (2 0 04) . Handwörterbuch

Internationale Politik. 9 . , völlig üb erarb eitete Aufl . (B d . 4 04) .
B onn: bpb .

2 ) vgl . Wagner, U. & Christ, O . (2 0 0 4) . S ozialer Einfluss . In: Sommer,
G . & Fuchs , A. (Hrsg.) , Krieg und Frieden. H andbuch der Konflikt-
und Friedensp sychologie . Weinheim : B eltz Verlag.

3) Hogg, M . A. (2 0 0 1 ) . A so cial identity theory of le adership . Persona-
lity and So cial Psychology Review, 5 , 1 84-2 0 0 .

Scha ubild »Ko nfliktstile
des Dual Co ncern Mo-
dels« Rah im (1992) 6)

4) Vgl . Wagner, U. & Stellmacher, J . (2 0 0 4) . Intergrupp enprozesse .
In : Sommer, G . & Fuchs , A. (Hrsg .) , Krieg und Frieden . H andbuch
der Konflikt- und Friedensp sychologie . Weinheim : B eltz Verlag .

5 ) Hornsey, M . J . & Hogg, M . A. (2 0 0 0) . Assimilation and D iversity: An
Integrative Mo del of Sub group Relations . Personality and So cial
Psychologie Review, 4 , 1 4 3- 1 5 6

6) Rahim, M . A. ( 1 9 9 2 ) . M anaging conflict in organizations . (2 . Aufl.) .
Westport, Conn: Praeger
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Konfliktverhalten beeinflussen . D azu werden die
Gruppenvariablen Status und S alienz näher unter-
sucht. Ziel ist es herauszufinden, wie der Status ei-
ner Gruppe , die S alienz einer Subgroup bzw. Su-
perordinate Group und die Identifikation mit der
j eweiligen Gruppe sich auf die Wahl von Konflikt-
strategien gemäß dem Dual Concern Mo del auswir-
ken .

Ein üb ergeordnetes Ziel ist es herauszufinden,
welche B edingungen dazu führen, dass Gruppen-
mitglieder keine konkurrierenden, sondern ko-
operative Konfliktstrategien anwenden und da-
durch Konflikte konstruktiv lö sen . D eshalb liegt
der Fokus b esonders darauf, welche Variablen zu
konstruktiven Konfliktlö sungsstrategien führen
und was dazu führt, dass Gruppen die se konstrukti-
ven Konfliktlö sstrategien anwenden .

Um den Einfluss der Variablen Sta tus und Sali-
enz auf die Konfliktstile te sten zu können, sollten
j eweils zwei Ab stufungen der Variablen in die Un-
tersuchung eingehen . B ezüglich de s Status meinte
die s ho ch versus niedrig und b ezüglich der Grup-
pensalienz Subgroup versus Superordinate Group .
Die Versuchspersonen (N = 1 2 3 ) der Untersu-
chung waren Mitglieder in einem von zwei statu-
sungleichen Orchestern (Statu s : ho ch vs . niedrig)
und wurden anhand eines Frageb ogens unter-
sucht. Eine Coverstory zu B eginn de s B ogens b e-
schrieb einen Konflikt zwischen den Orchestern .
Die Manipulation innerhalb de s B ogens sollte für
die eine Hälfte der Personen die untergeordnete
Gruppe der b eiden Orche ster mit Statu sunter-
schied salient machen und für die andere Hälfte die
übergeordnete Gruppe der Mu siker (S alienz : Sub-
group vs . Superordinate Group) . D as b edeutet,
dass j eweils die Hälfte der Versuchspersonen au s
den b eiden Orchestern eine Frageb ogenvariante
bekam, die den Konflikt aus der Subgroup-Perspek-
tive erscheinen ließ und die j eweils andere Hälfte
bekam eine Frageb ogenvariante mit allgemeiner
Musikerperspektive . Aus den Faktoren Status und
S alienz ergab sich somit ein 2� 2 D e sign . Die Ergeb-
nisse die ser empirischen Untersuchung b asieren
auf einer Analyse mit SPS S .

Problemlösender Konfliktstil

B ei der Untersuchung des Einflu sse s der Gruppen-
variablen auf die Konfliktstile zeigten sich folgen-
de Zusammenhänge : Die Gruppenvariablen haben
einen Einfluss auf die Wahl der Konfliktstrategien .
Personen, die sich in einer statu sniedrigen Gruppe
befinden, wählen eher die Konfliktstile domina-
ting und integrating, als Personen der statushohen
Gruppe . Sie tun folglich alles , um der B edrohung
ihrer sozialen Identität durch den niedrigen Statu s
entgegenzuwirken . Personen, für die eine üb erge-
ordnete Gruppe , b estehend au s der Eigen- und der
Fremdgruppe , b edeutsam ist, wählen eher den
Konfliktstil in tegra ting als Personen, für die die

Subgroup salient ist. Sie intere ssieren sich dem-
nach auch für das Ergebnis der eigentlichen Fremd-
gruppe und wollen ein gute s Ergebnis für alle erzie-
len . Welchen Konfliktstil man in einem b estimm-
ten intergrupp alen Konflikt anwendet, wird also
durch die Gruppenzugehörigkeit b eeinflu sst.

An die ser Stelle soll b etont werden, dass Konflik-
te nicht zwangsläufig negativ sind , sondern dass sie
durchau s konstruktiv sein können . Durch Konflik-
te kommen Probleme an die Ob erfläche und hab en
− auf lange Sicht b etrachtet − eine stabilisierende
und integrative Funktion für eine B eziehung .

7)

Wenn e s gelingt, Konflikte konstruktiv zu lö sen, b e-
deutet das eine Weiterentwicklung und verhindert
den Stillstand einer Ge sellschaft. Voraussetzung
hierfür ist die Auseinandersetzung mit Konflikten .

Die zugrunde liegende Untersuchung hat in B e-
zug auf die Gruppensalienz gezeigt, dass eine Dual
Identity dazu beiträgt, dass ein Interesse am Ergeb-
nis der Anderen entsteht. Intere ssiert man sich
nicht nur für den eigenen Erfolg sondern auch für
die Ergebnisse der Anderen, wird eher ein prob-
lemlö sender Konfliktstil gewählt. Viele Studien

8)

hab en b ereits nachgewie sen, dass der problemlö-
sende Konfliktstil die b esten Ergebnisse für beide
Gruppen zur Folge hat. Die Dual Identity ist folg-
lich ein Mechanismu s, der zur konstruktiven Kon-
fliktlö sung b eiträgt.

Weiterhin hab en die Ergebnisse in B ezug auf
den Gruppenstatus gezeigt, dass die Wahrneh-
mung von B edrohung der sozialen Identität durch
einen niedrigen Status der Gruppe einerseits zu ei-
nem problemlö senden Konfliktstil führen kann
und andererseits zu einem Konfliktstil, der durch
ein hohes Interesse am eigenen Ergebnis und ge-
ringes Intere sse am Ergebnis der Anderen geprägt
ist, nämlich do m ina ting. D a der dominierende
Konfliktstil nicht zum b e stmöglichen Ergebnis für
b eide Konfliktp arteien führt, liegt es nahe , die B e-
drohungswahrnehmung durch den Gruppensta-
tus möglichst zu minimieren, um einen dominie-
renden Konfliktlö sungsstil zu vermeiden . D a die
B edrohungswahrnehmung (niedriger Status) j e-
do ch auch zur Anwendung des problemlö senden
Konfliktstils führt, kann ein generelle s Fazit au s
den Ergebnissen nicht abgeleitet werden . Um ge-
nauer feststellen zu können, welche Faktoren auch
b ei niedrigem Gruppenstatus zu einer konstrukti-
ven Konfliktbe arbeitung führen, müssten weitere
Untersuchungen folgen .

Auf der Grundlage die ser Untersuchung kann
man sich für eine praktische Anwendung de shalb
bislang nur auf die Ergebnisse der Gruppensalienz
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7) D eutsch , M . ( 1 973) . The re solution of conflict. New Haven: Yale
University Pre ss .

8) B en-Yo av, O . , Pruitt, D . G. ( 1 9 84) . Resistance to Yielding and the
Expectation of Co operative Future Interaction in Negotiation .

Journal of Experimental S o cial Psychology, 2 0 , 3 2 3-3 3 5 . D eDreu ,
C . , Weingarten, L. , Kwon, S . (2 0 0 0) . Influence of So cial Motives on
Integrative Negotiation : A Meta-Analytic Review and Test of Two
Theories . Journal of Personality and So cial Psychology, 78 , 8 89-
9 0 5
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b eziehen . Diese legen nahe , dass die Förderung der
Wahrnehmung einer Du al Identity zur Verb esse-
rung intergrupp aler Konfliktregelung führt.

Um die Möglichkeiten zur konstruktiven B e ar-
b eitung von intergrupp alen Konflikten zu verb e s-
sern ist es demnach notwendig, sich auch in weite-
ren Untersuchungen mit den Au swirkungen der
Du al Identity und dem Einfluss der Gruppe zu b e-
schäftigen . E s wäre wünschenswert, das Verhalten
von Personen in Konflikten stärker in den Fokus
der wissenschaftlichen Forschung zu rücken, da

man durch die Kenntnis der Mechanismen, die im
Rahmen von Konflikten von B edeutung sind , Kon-
flikte konstruktiver nutzen kann .

Jessica Roese ist Dipl. -Psych ologin und Mitglied im
Bund für soziale Verteidigung. Dieser A rtikel ist
ein leich t überarbeiteter A uszug der Diplo marbeit
»Die Wahl vo n Ko nfliktstra tegien in A bhängigkeit
vo n Sta tus und Salienz der Gruppe« (A ugust
2006), die In teressen tInnen a ufA nforderung per
eMa il zugesch ickt wird
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rungsflugzeuge B ilder für die anschließenden US-
B ombenabwürfe liefern . Die s dürfte eine we sentli-
che Erklärung für die vermehrten Anschläge gegen
Bundeswehrsoldaten und auch den Attentatsver-
such auf Verteidigungsminister Jung b ei seiner Af-
ghanistan-Reise im Juni sein . »Karsai kritisiert Nato-
Truppen scharf. Afghanistans Präsident : Militärein-
sätze sind wahllo s und ungenau« , lautete die Schlag-
zeile der SüddeutschenZeitung am 2 5 .Juli . Isaf, OEF
und »Tornado s« werden von der afghanischen B e-
völkerung immer stärker als Einheit gesehen . Eine
Aufsp altung in »gute« Isaf-Soldaten und »schlechte«
OEF-Soldaten geht an der Re alität vorbei .

3 . D as Geld für Militärausgaben
fehlt für zivile Maßnahmen.

Während die Mehrheit der Menschen in Afghanis-
tan in Armut lebt, gaben die Nato-Staaten zwischen
2 0 02 und 2 0 0 6 mehr als 8 2 Milliarden US-D ollar für
den Krieg au s, allerdings nur etwas mehr als 7 Milli-
arden für Entwicklungshilfe-Proj ekte für die afgha-
nische B evölkerung. Speziell für Ernährungs- und
Ge sundheitsprogramme wurden in diesem 5-Jah-
re s-Zeitraum von der »internationalen Gemein-
schaft« lediglich 4 3 3 Millionen D ollar für Afghanis-
tan aufgebracht. Allein die einj ährige Verlänge-
rung des deutschen Isaf-Einsatzes beläuft sich auf
rund 4 60 Millionen Euro (vgl. IMI-A nalyse
200 7/029 vo m 1 7. 08. 200 7, www. im i-o nline. de) .

4. Bundeswehrsoldaten sind für zivile
Organisationen eher Gefahr als Schutz.

Reinhard Erö s , Oberstarzt a. D . der Bundeswehr
und Gründer der »Kinderhilfe Afghanistan« , die

Clemens Ronnefeldt

7 Gründe gegen die Verlängerung des
Bundeswehr-Afghanistan-Einsatzes
Es gibt zivile Alternativen

Die Einbindung in die US-Strategie ist
konfliktverschärfend.

In der Wo chenzeitung Freitag vom 3 . August wur-
de der CDU-Sicherheitspolitiker Willy Wimmer ge-
fragt : »Sie haben jüngst nach einem Gespräch mit
dem afghanischen Präsidenten gesagt, Hamid
Karzai hab e Ihnen erklärt, die Amerikaner hätten
den Krieg vor drei Jahren b eenden können, aber
sie wollten nicht. Hab e ich sie richtig zitiert?« Die
Antwort von Willy Wimmer lautete : » Genau das hat
Karzai bei dieser B egegnung gesagt, . . . «

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt der frühe-
re ARD-Korrespondent und Afghanistan-Experte
Christoph R. Hörstel : »Die Vereinigten Staaten sind
b estrebt, in Afghanistan einen Brückenkopf zu er-
richten . Die ser B rückenkopf ließe sich nicht mehr
rechtfertigen, weder innenpolitisch no ch außen-
politisch, wenn die Krise in Afghanistan endet. D er
ehemalige US-Außenminister Powell wird mit den
Worten . . . zitiert : Ich h offe, die Mo nster in Afgha-
n istan geh en uns n ich t a us! « (a us: C. R. Hörstel,
Sprengsa tz Afgha n istan, 200 7, S. 221). Wenn der
Rahmen von Isaf, OEF und »Tornado s« von die ser
Ausgangslage b estimmt ist, kann die Bundeswehr
gegenüb er den stark dominierenden US-Streitkräf-
ten kaum eigenständige »Friedensakzente« setzen −
während die US-Regierung einige s dafür tut, die
Kämpfe am Laufen zu halten .

2 . Auch deutsche Soldaten sind an der Tö-
tung von immer mehr Zivilisten beteiligt.

B eim militärischen Widerstand in Afghanistan ge-
gen die B e satzungsmächte ist sehr rasch registriert
worden, dass die deutschen »Tornado«-Aufklä-
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zahlreiche Mädchenschulen, Waisenhäuser und
Gesundheitsstationen im O sten Afghanistans un-
terhält, schrieb in der Süddeu tschen Zeitung am
2 4 . Juli : » Optisch sichtb arer >Schutz <, mit b ewaffne-
ten B egleitern also , . . . b edeuten eine viel größere
Gefahr als die Fahrt im gebrauchten Corolla, dem
Standardfahrzeug vieler Afghanen . Nach meinen
Erfahrungen vor allem der vergangenen drei Jahre
handeln hier etliche Firmen − auch deutsche −
leichtsinnig, manche sogar kriminell fahrlässig, . . .
Dies gilt ausdrücklich nicht für die deutschen Hilfs-
organisationen im Norden des Landes , welche in-
zwischen ganz b ewusst auf >B egleitschutz < durch
deutsches Militär verzichten . Soldaten wirken wie
ein M agnet auf militante Kämpfer. «

Am 1 ./2 . Septemb er schrieb Antj e Vollmer, grü-
ne Vizepräsidentin des deutschen Bundestages bis
2 0 0 5 , eb enfalls in der Süddeutschen Zeitung: »Die
Isaf-Truppen gewährleisten keineswegs den ver-
spro chenen Schutz der Zivilb evölkerung und der
Nichtregierungsorganisationen, auch die deut-
schen I saf-Soldaten bleiben meistens in den Kaser-
nen . Sogar die zivilen Helfer legen großen Wert da-
rauf, von ihnen vollständig getrennt zu sein, um
nicht selb st gefährdet zu werden« . Vollmer entkräf-
tet auch das Argument, nach einem Abzug der Nato
breche das Chao s au s : »Nach dem Rückzug der
Amerikaner aus Vietnam trat nicht ein, was damals
mit Rie senlettern an die Wand gemalt wurde : D er
Kommunismu s triumphierte nicht üb er die D emo-
kratie . . . . Warum? Weil erst mit dem abnehmendem
B omb enterror und abnehmendem Außendruck
die reformerischen Kräfte im Inneren der diktato-
rischen Systeme aus der b abylonischen Gefangen-
schaft der Kollektividentität befreit wurden . «

Es gibt noch weitere Gründe, die hier nur
kurz angedeutet werden sollen:

5 . D er unb edingte Sieg der Nato und die Verhinde-
rung ihre s Auseinanderbrechens bei einer Nieder-
lage darf nicht auf dem Rücken der afghanischen
B evölkerung ausgetragen werden .

6 . D eutsche Soldaten dürfen nicht für einen ständi-
gen Sitz D eutschlands im UN-Sicherheitsrat miss-

braucht werden − ein nicht unwesentliche s Motiv
zu B eginn de s Einsatze s .

7. Während bei Isaf und »Tornado s« zumindest
noch völkerrechtliche Rahmen zu erkennen sind ,
handeln OEF-Soldaten auf völkerrechtlich mehr als
unsicherem Gelände . D a ab er Isaf und OEF zum
Teil gemeinsame Kommando-Strukturen hab en,
b ewegen sich deutsche Soldaten in Afghanistan
schon j etzt am Rande de s Völkerrechtsbruche s .

Es gibt zivile Alternativen:

D as derzeit aktuellste und tiefschürfendste Buch
zum Thema hat der frühere ARD-Korrespondent
Christoph R. Hörstel vorgelegt. Im Herb st ist seine
Veröffentlichung „ Sprengsatz Afghanistan . Die
Bunde swehr in tö dlicher Mission“ (28 7 Seiten,
8, 95 Euro) erschienen .

D arin legt er einen Friedensplan mit konkreten
zivilen Alternativen vor. Diesen Plan hat Hörstel
nach eigenem B ekunden mit der Kabuler Regie-
rung und der b ewaffneten Oppo sition abgestimmt
− was diesem Plan zusätzliche s Gewicht verleiht.

Kernstück ist ein etwa fünfj ähriger vertrauens-
bildender Friedensprozess (»Disengagement-
Plan«) mit fe stge setzten Zielvorgab en . D aran sind
steigende Entwicklungshilfe-Gelder und sinkende
Truppenpräsenz gekoppelt. Hörstel schlägt weiter
vor, in einer Provinz mit einem »Pilotproj ekt für
den Frieden« zu b eginnen und dieses Gebiet stufen-
weise auf das ganze Land au szudehnen . Er plädiert
dafür, in direkten Gesprächen mit den Talib an die-
se in die Zukunft de s Lande s einzubinden − und die
geschundene afghanische B evölkerung die Ent-
scheidungen üb er ihr Land wieder selb st treffen zu
lassen . Hörstel schließt sein Buch mit : »Die militäri-
sche Auseinandersetzung zu b eenden muss das
wichtigste Thema sein, wenn D eutsche und Ameri-
kaner sich das nächste Mal wieder in freundschaft-
licher Runde treffen . D as ist die Grundlage . D ann
kommt die Arb eit. «

Clemens Ro nnefeldt ist Referen t für Friedensfra-
gen beim deutschen Zweig des In terna tio nalen
Versöh n ungsbundes.
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otwendigkeit einer alternativen
Soldatenseelsorge

Die evangelische Militärseelsorge versteht sich in
»kritischer Solidarität« zur Bunde swehr. D amit
wird Verbundenheit wie Distanz ausgedrückt.

Die Distanz zur Bunde swehr ist verloren gegan-
gen . B ereits mit dem Ko sovo-Jugo slawienkrieg
1 9 9 9 hat die Bunde swehr völkerrechtswidrig ge-
handelt. Die Militärseelsorge hat e s unterlassen, die
Soldaten dazu aufzurufen, ihrem Eid gemäß zu han-
deln und den B efehlen zum Einsatz nicht Folge zu
leisten . Sie hat nicht dagegen Einspruch erhob en,
dass sich deutsche Soldaten seit Novemb er 2 0 0 1 an
dem amerikanischen Krieg »Enduring Freedom«
b eteiligen . Im Irakkrieg 2 0 0 3 hat die Bundeswehr
tatkräftig die Armee der Vereinigten Staaten in ih-
rem Angriffskrieg unterstützt. Sie b efindet sich da-
mit im Komb attantenstatus und hat Grundge setz
und Völkerrecht gebro chen .

Seit dem Urteil de s Bundesverwaltungsgerichts
vom 2 2 . Juni 2 0 0 5 (Az : BVerwG 2 WD 1 2/04) zur
B efehlsverweigerung von Maj or Pfaff muss ein Sol-
dat, der aus schwerwiegenden Gründen einen B e-
fehl nicht mit seinem Gewissen vereinb aren kann,
nicht mehr den Weg in die Kriegsdienstverweige-
rung gehen und den ge samten Dienst quittieren −
wie es Soldaten während des Ko sovo-Jugo slawien-
krieges no ch tun mussten . Die Evangelische Mili-
tärseelsorge hat bislang nicht dafür gesorgt, die B e-
deutung die se s Urteils der Öffentlichkeit und den
Soldaten mitzuteilen . D em Treib en der Rechtsb era-
ter der Bundeswehr, die B edeutung die se s Urteils
in ihr Gegenteil zu verkehren − die D okumente da-
zu stellt der Arb eitskreis gern zur Verfügung − stellt
sich die Militärseelsorge nicht in den Weg.

Durch die nukle are Teilhab e der Bunde srepub-
lik b egehen die Bunde sregierung und mit ihr die
damit b etroffenen Soldaten fortwährend Rechts-
bruch . Die Militärseelsorge schweigt dazu .

Ein Sicherheitsb egriff, der ursprünglich dazu
dienen sollte , die weltweiten Gefährdungszusam-
menhänge b esser zu b egreifen und zum weltwei-
ten Dienst für Gerechtigkeit und B ewahrung der
Schöpfung zu ermutigen, wird dazu missbraucht,
Angst zu säen und Sicherheit auf der Grundlage
von Armeen zu verheißen − ein B etrug, dem die Mi-
litärseelsorge nicht widerspro chen hat.

Die Militärseelsorge lässt sich vom Staat finan-
zieren, sie gibt vor zwei Herren zu gehorchen . Sie
ist also nicht au sschließlich Christus , dem Herrn
und seinem Leb en, Wort und Wirken verbunden .

Eine alternative Soldatenseelsorge ist üb erfäl-
lig.

Grundlagen der Soldatenseelsorge
des Versöhnungsbundes

Christliche Seelsorge will Menschen in Not und
Schuldverstrickung helfen . Sie ist Leidenschaft für
das Leb en und b ezeugt darin Jesus von Nazareth,
der angefangen hat, von Gottes neuer Welt her zu
leb en . Er hat den Weg zum Frieden aufgezeigt und
ist ihn in der Lieb e zu allen Menschen, einschließ-
lich seiner Feinde selb st gegangen . E s gibt keinen
neutestamentlichen B eleg dafür, der als B egrün-
dung für die Anwendung o der Androhung militä-
risch-tötender Gewalt dienen kann, e s sei denn die
b ekannten Textstellen (Rö m 13, 1- 7; Off 13; 1 Petr
2, 13; Mt 1 1, 12ffund Lk 1, 1 7ff) werden missbraucht.

Struktur der Soldatenseelsorge

1 . Die Soldatenseelsorge des Versöhnungsbundes
findet statt unter dem D ach des Internationalen
Versöhnungsbundes − deutscher Zweig. Sie wird
geleitet von dem Arbeitskreis Friedensaufgab e und
Soldatenseelsorge . Alle , die daran mitarb eiten wol-
len, sind herzlich willkommen .
2 . E s gibt ein bis zwei Anlaufstellen, die in der Wo-
che zwischen 1 8 und 2 1 Uhr und sonnab ends tele-
fonisch erreichb ar sind . Anrufende erhalten dort
ersten Rat und werden an Seelsorger in ihrer Nähe
vermittelt.
3 . D as seelsorgliche Ge spräch führen ordinierte
Seelsorger (B eichtgeheimnis) , die die sen Dienst
ehrenamtlich wahrnehmen .
4 . Die notwendige Weiterbildung zu die sem Dienst
geschieht in Zusammenarb eit mit der Evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstver-
weigerer (EAK) .
5 . Die Soldatenseelsorge des Versöhnungsbundes
arb eitet eng mit dem Military Counseling Network,
u . a. getragen vom D eutschen Mennonitischen Frie-
denskomitee (DM FK) , zusammen .
6 . Die Arb eitsgruppe berichtet regelmäßg auf den
Jahre stagungen de s Versöhnungsbunde s .
7. Die Arb eit geschieht ehrenamtlich und wird
spendenfinanziert.

Pfarrer Dr. Ma tth ias Engelke ist die Ko n taktperso n
für den Versöhn ungsbund-A rbeitskreis Friedens-
a ufgabe und Solda tenseelsorge (Telefo n 02153-
12 19 89, eMa il m wEngelke @ t-o nline. de)

Matthias Engelke

Alternative Soldatenseelsorge
Versöhnungsbund-Arbeitskreis Friedensaufgabe und Soldatenseelsorge
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Zur ulima-ratio-Auffassung

In der äußersten Extremsituation soll b edrohten
Menschen mit dem Einsatz von Waffengewalt ge-
holfen werden . Für den Einsatz die ser Waffen gel-
ten Regeln .

Schon b evor es zu der Frage kommt, welche Re-
geln e s gibt, und wie diese angewandt werden, stel-
len sich b ereits andere Fragen, denen selten nach-
gegangen wird :

Hast Du bedacht, wie Du üb erhaupt in den B e-
sitz dieser Waffen gekommen bist?

Hast Du üb erlegt, was dafür und was dagegen
spricht, üb erhaupt zu der Hilfe von Waffen zu grei-
fen, indem Du ernsthaft geprüft hast, was dafür
o der dagegen spricht, auch ohne den Schutz von
Waffen zu leb en?

Zu den Regeln der Anwendung

E s werden u . a. genannt:

Legitime A utoritä t: Warum hat irgendeine Autori-
tät Macht über das Leb en anderer Menschen? In-
dem sie das in Anspruch nimmt, zeigt sie , dass sie
mit der Autorität Gottes und mit dem ersten Geb ot
bricht.

Gerech tes Ziel (Frieden): Ist das vorgegeb ene Ziel
tatsächlich das Ziel weswegen der Krieg geführt
wird ? Hab e ich die s geprüft? Auf welche Aussagen
stütze ich mich? Hab e ich sie selb st üb erprüft?

Wird das Ziel, weswegen der Einsatz tötender
Gewalt b erechtigt sein soll dem Gegner zu- o der ab-
gespro chen? Wird e s ihm abgespro chen, wird mit
zweierlei Maß gemessen : Was ist das M aß , mit dem
der Gegner gemessen wird ? Was mache ich, wenn
mein Gegner mit eb en genau die sem Maß mich
misst? Halte ich dem stand ?

Verhältn ismäßigkeit: Was kann mit dem Leb en ei-
nes Menschen ins Verhältnis ge setzt werden?

Und wenn e s heißt: Wenn das Leb en eines Men-
schen b edroht ist, muss dann nicht alle s getan wer-
den, um es zu retten? frage ich : Hab e ich unter » alle s
getan« auch geprüft, was e s heißt, mit dem eigenen
Leben Menschen zu schützen? O der Flüchtlinge
bei mir unterzubringen?

Letztes Mittel: Dieses Mittel b einhaltet, dass Men-
schen Menschen töten . Hab e ich geprüft, was ver-
hindern soll, dass dadurch Menschen zum Verbre-
chen gegenüb er der Menschlichkeit verleitet wer-
den? Hab e ich mich gefragt, was e s b edeutet, dass
sie dadurch die Würde ihre s eigenen Leb ens wie
die Würde de s Leb ens anderer verletzen?

Würde ich zu die sem Mittel auch dann greifen,
wenn ich wü sste , dass eine große Mehrheit meiner
Freunde , Familie , Nachb arn und B ekannten e s ab-
lehnen würden, dass ich zu Waffen greife und Men-
schen töte ? Kann es sein, dass es sich so verhält:

E s handelt sich um ein Mittel, zu de ssen Anwen-
dung man glaubt, die öffentliche Anerkennung ge-
funden zu hab en, den Tabubruch, die Tötung von
Menschen zu b egehen?

Beendbarkeit: Hab e ich geprüft, ob e s eine »Exit-
Strategie« gibt? Wenn sie existiert, warum wird sie
nicht von Anfang an verfolgt?

Hab e ich b edacht : Wer befindet darüber?
Welche Informationen bilden die Grundlage für

die Entscheidung?
Ist solch eine Entscheidung revidierb ar?
Wenn sie durch Verletzung o der To d eines Men-

schen unrevidierb ar ist, hab e ich angenommen,
dass e s etwas gibt, das das rechtfertigt? Habe ich ge-
prüft, ob e s sich so verhält? Und hab e ich den b e-
troffenen Menschen gefragt, ob er damit einver-
standen ist?

B in ich b ereit für den verletzten o der getöteten
Menschen und seine Angehörigen Verantwortung
zu üb ernehmen? Wenn nicht, warum hab e ich ihn
dann in die se Lage gebracht?

Zur politischen Situation

D as Grundgesetz verbietet j ede andere Anwen-
dung von Waffengewalt als zu Verteidigungszwe-
cken . D er Kampf gegen Terrorismus kann nicht als
Krieg geführt werden, da Terrorismus eine krimi-
nelle Metho de ist und kein Gegner. E s ist − für alle ,
die es sehen wollen − unüb ersehb ar, dass mit den
Mitteln der Kriminalitätsb ekämpfung größere Er-
folge erzielt worden sind als durch kriegerische
Mittel (siehe die Proze sse gegen die Attentäter de s
1 1 . 3 . 2 0 04 in M adrid und die Ermittlungsergebnis-
se nach den Anschlägen am 8 . Juli 2 0 0 5 in London) .
Wenn Mu slime weltweit aufstehen und äußern »Is-
lam do e s not permit murder« , sollten dann Chris-
ten dem nachstehen und nicht ein B ekenntnis dazu
ablegen, dass der christliche Glaub e zu anderen
Wegen b efähigt, Gewalt und auch Terror zu üb er-
winden, als Gewalt und die Androhung und An-
wendung kriegerischer Mittel?

Wenn sich die Europ äische Union anschickt,
Weltpolitik mit Hilfe von Eingreiftruppen z . B . zur
Sicherung der Ressourcen zu b etreib en, wie stehen
wir Christen in Europ a dazu , die zu den Nutznie-
ßern dieser Politik gezählt werden?

Welche Wege zur Überwindung der nach wie
vor b e stehenden atomaren B edrohung gehen wir?

Materialien des Arbeitskreises Friedensaufgabe und Soldatenseelsorge

Auszüge aus dem »Friedenstheologischen Beichtspiegel«



ie Frage , wie wir mit der »autonomen Ge-
walt« umgehen, hat für mich mehrere As-

pekte . Zunächst stellt sich die Frage , was eigentlich
die Motive derj enigen sind , die Gewalt als Mittel
politischer Auseinandersetzung einsetzen o der b e-
fürworten . Als zweites dann die Frage , welche Au s-
wirkungen Gewalt gegen S achen o der gewaltsame
Auseinandersetzungen mit der Polizei auf das ur-
sprüngliche politische Anliegen o der auf den Er-
folg einer Ge samtaktion hab en . Die dritte Frage ist
schließlich, ob be stimmte Aktionsformen für ge-
walttätige E skalationen anfälliger sind als andere .

Die beiden Hauptargumente derj enigen, die Ge-
walt gegen S achen als Mittel der Politik b efürwor-
ten o der damit argumentieren, dass angesichts un-
zweifelhaft vorhandener staatlicher Gewaltstruk-
turen j ede s Mittel recht sein muss , sind : Gewalt ga-
rantiert Aufmerksamkeit. Und : Gegen Gewalt hilft
nur Gegengewalt.

Zwei seitJahrzehnten immer wieder angeführte
Argumente , die die gewaltfreie B ewegung längst
widerlegt hat. Ab er im Einzelfall ist e s mühsam, im-
mer wieder darauf hinzuweisen, dass Aufmerksam-
keit kein Selb stzweck ist und e s genug B eispiele da-
für gibt, dass starke politische B ewegungen durch
Gewaltakte entweder ihr eigentliches Ziel aus den
Augen verloren haben o der die D eb atte um die Ge-
walt die D eb atte um die politischen Ziele so ver-
drängt hat, dass diese nicht mehr, sondern weniger
Aufmerksamkeit erhielten als vorher. Und e s ist ge-
nauso mühsam, immer wieder auf die vielen histo-
rischen B eispiele zu verweisen, in denen gewalt-
freie B ewegungen wesentlich gewalttätigeren
Strukturen als denen, die wir hier derzeit hab en, er-
folgreich widerstehen konnten . Trotzdem sollten
wir in diesem Punkt nicht lo cker lassen .

Ein weiterer Aspekt ist, dass Bilder von gewalttä-
tigen Au seinandersetzungen zwischen Polizei und
D emonstranten nicht nur vom eigentlichen Anlie-
gen ablenken, sondern auch viele Menschen davon
abhalten, sich an vergleichb aren D emonstrationen
zu b eteiligen .

An der Menschenkette zwischen Stuttgart und
Neu-Ulm im Herb st 1 9 8 3 o der an den Lichterketten
Anfang der 1 9 9 0er Jahre konnten Familien mit klei-
nen Kindern und ältere Menschen ohne B edenken
teilnehmen . E s gab und gibt auch Großdemonstra-
tionen (wie die gegen den Irakkrieg im Februar

F or u m
Pazi fi s mus

2 0 0 3 in B erlin) , b ei denen kaum mit gewaltsamen
Auseinandersetzungen zu rechnen war o der ist. In
den Fällen j edo ch, in denen ab sehb ar » schwarze
Blo cks« teilnehmen, werden die Risiken für diej eni-
gen, die langsamer rennen können als die Polizei
o der die Mitglieder de s » schwarzen Blocks« , unkal-
kulierb ar. Und für die meisten Menschen ist es ein
schwacher Tro st, wenn die Verletzungen, die sie
sich eingehandelt hab en, Folge einer falschen Poli-
zeistrategie waren .

Wir müssen uns also darüb er im Klaren sein,
dass ein »breite s Bündnis« , das Gruppen ein-
schließt, die Gewalt für ein legitime s Mittel de s Pro-
testes halten, andere , sich vielleicht nicht so laut-
stark als Bündnisp artner anbietende Gruppen de
facto ausschließt.

Vielleicht gibt e s ab er einen Ausweg. B estimmte
Aktionsformen bieten denj enigen, die durch Ge-
waltakte Aufmerksamkeit auf sich ziehen wollen,
eine b esonders gute Plattform . Wer aus einer Men-
schenmenge herau s mit Steinen o der Flaschen
wirft, erhält mehr Aufmerksamkeit und geht
gleichzeitig ein geringere s Risiko ein als j emand ,
der alleine o der mit wenigen anderen zusammen
ist. D as gilt sowohl für diej enigen, die von vornhe-
rein Gewalt als Mittel der Politik einsetzen wollen
als auch für eventuelle agents provo cateurs .

Insofern ist es kein Zufall, dass e s b ei der Groß-
demonstration in Ro sto ck zu gewaltsamen Ausei-
nandersetzungen kam und b ei der B omb o drom-
Aktion am 1 . Juni o der den Prote staktionen am
Zaun in Heiligendamm nicht. Wer in der aufgeheiz-
ten Stimmung einer von B ereitschaftspolizei und
Wasserwerfern umgeb enen Großdemonstration
im Zweifelsfall aus der Anonymität der Menge he-
raus Steine wirft, bleibt offensichtlich in der ruhi-
gen und persönlichen Atmo sphäre einer durch ge-
waltfreie Aktionsgruppen vorb ereiteten Aktion ge-
nauso friedlich wie alle anderen B eteiligten .

Für mich ist daher die Konsequenz aus den Er-
eignissen von Ro sto ck, mehr als bisher darüber
nachzudenken, welche Aktionsformen ich auch
und gerade dort befürworte , wo von der S ache her
breite Aktionsbündnisse wünschenswert sind .

Dr. Ute Finckh ist Vorsitzende des BSV (Bundfür
Soziale Verteidigung) und Mitglied in derF or u m

Pazi fi s mus -Redaktio n.

Ute Finckh

Die Aktionsformen sind entscheidend
Nachdenken über Konsequenzen aus den Rostocker Krawallen
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Buchbesprechungen

Britta Hahn: Ich will anders, als du willst, Ma ma.
Kinder dürfen ihren Willen haben − Eltern a uch.
Erfahrungen m it der A nwendung vo n GfK in der
Fam ilie. Junfermann Verlag, Paderborn 200 7, 1 71
Seiten; 18 Euro; ISBN 9 78-3-8 738 7-665- 1 (Bei Be-
stellung über die Ho mepage des Versöhn ungsbun-
des erhält der VB vo njedem verka uften Exemplar
6 Euro): www. versoeh n ungsbund. de

Ist gewaltfreie , straffreie und bewertungsfreie Er-
ziehung theoretisch denkb ar? Was heißt das für p ä-
dagogische Praxis in Familie und Schule ? Welche
B edeutung hab en Win-Win-Lö sungen im Prozess
der Kommunikation von Eltern und Kindern? Wel-
che B ezüge haben Kinder zur gewaltfreien Kom-
munikation o der können sie dazu entwickeln? Wie
kann die Vision von Gewaltfreiheit im konkreten
Tun und Sprechen mit Heranwachsenden umge-
setzt werden?

Diese Fragen intere ssieren uns als Erziehungs-
wissenschaftler, als MediatorIn, als Menschen, die
sich mit Gewaltfreier Kommunikation (GfK) b e-
schäftigen und nicht zuletzt als Eltern zweier klei-
ner Kinder immer wieder. Somit freuen wir uns
sehr üb er das Erscheinen dieses Buche s .

D ass Britta Hahn dieses Buch geschrieben hat,
die aus vielen verschiedenen erzieherischen und
therapeutischen Erfahrungsfeldern schöpft − als
Ärztin und Homöop athin, als Leiterin von Eltern-
trainings und vor allem durch den Umgang mit ih-
ren vier Kindern seit nun fast 2 0 Jahren − erfüllt un-
ser B edürfnis nach Authentizität.

In dem Buch geht es darum, die Gewaltfreie
Kommunikation im Sinne Marshall Ro senb ergs vor
dem Hintergrund eigener biographisch veranker-
ter Erziehungserfahrungen als Mutter au s verschie-
denen Blickwinkeln zu b eleuchten . D er Verzicht
auf Strafe und die Entscheidung für eine B eglei-
tung der eigenen Kinder ohne zwingende Kraft im
Sinne eines gewaltfreien Umgangs − insb esondere
vor dem Hintergrund eigener kindlicher Erlebnis-
se einer gewaltbetonten Erziehung − hat uns sehr
beeindruckt.

Gewaltfreiheit im Sinne Ro senbergs b edeutet −
wie auch b ei Mohandas K. Gandhi − eine Durch-
dringung der Gewalt sowie Gewaltspirale und ei-
nen uneinge schränkten Blick auf die Menschlich-
keit der Menschen . In der B eziehung von Eltern zu
Kindern geht e s somit um b edingungslo se Lieb e ,
Emp athie und Achtsamkeit. M arshall Ro senb erg
vertritt in seinen Vorträgen und Büchern die Auf-
fassung, dass Kindern die Äußerung von B edürfnis-
sen und Gefühlen leichter fällt als Erwachsenen . Er
geht von einem Menschenbild aus , das daran
glaubt, dass j eder Mensch gerne zur Verschöne-

rung des Leb ens anderer b eiträgt. Die Freude , die
man dabei verspürt, b e schreibt er wie die Freude
eine s Kinde s, das zum ersten Mal Enten füttert. Die
Selb sterziehung der Eltern b esteht somit zunächst
darin, sich de ssen b ewusst zu werden und das Vier-
Schritte-Mo dell (B eob achtung, Gefühl, B edürfnis ,
B itte) als Hilfsmittel zur Entwicklung einer verän-
derten Grundhaltung zu erprob en . Parallel dazu
können Eltern Kinder unterstützen, die Normalität
b edürfnisorientierter Kommunikation bei ihrer
gesellschaftlichen Entwicklung zu erprob en .

B ritta Hahn geht davon au s, dass im Zusammen-
leb en von Eltern und Kindern in der Regel zwei
Auslö ser von Konflikten auftauchen : »Die Kinder
wollen etwas und die Eltern sagen nein − o der die
Eltern wollen etwas und die Kinder sagen nein«
(Klappentext) .

Au s die ser Au sgangsanalyse ergibt sich die Glie-
derung der Publikation . Neb en einleitenden Ge-
danken von I solde Teschner und einem Nachwort
von Ulrike Frey findet sich eine Einführung durch
die Autorin . Sie be schreibt hier einerseits ihre Aus-
einandersetzung mit Thomas Gordon und mit der
Lebenshaltung Ro senb ergs als einen entscheiden-
den Schritt für ihren individuellen Transformati-
onsproze ss . Andererseits geht es um den Willen
der Eltern und des Kinde s sowie de ssen Funktion
und Wichtigkeit. D arau s ergeb en sich die zwei gro-
ßen Teile des Buches : D er Wille des Kinde s und das
Nein der Eltern sowie der Wille der Eltern und das
Nein des Kinde s .

Im ersten Teil geht es darum, wann und wie El-
tern Grenzen setzen (Schutz für den Körper, die
Seele , die Gemeinschaft) . D er zweite Teil ist in drei
Unterkapitel gegliedert. Zunächst b e schreibt die
Autorin stellvertretende Kraft, d . h . dass Eltern für
ihre Kinder entscheiden und handeln, wenn diese
aufgrund ihrer eigenen Leb enssituation dazu no ch
nicht in der Lage sind . Als zweites b eschäftigt sie
sich mit zwingender Kraft im Sinne von Strafe und
im letzten Ab schnitt geht es um die Freiwilligkeit
der Kinder, die wie j eder andere Mensch auch ger-
ne zur Verschönerung des Lebens ihrer Eltern, Fa-
milien und sozialen B eziehungen b eitragen wol-
len .

Wenn wir an die vielen B eispiele denken, die die
Autorin sowohl aus ihrer eigenen Familie , wie auch
au s den Elterntrainings einbringt, freuen wir uns
sehr, weil dadurch das Buch für uns so lebendig
wird . Insb e sondere die vielen B erichte au s ihrer ei-
genen Entwicklung und üb er den Umgang mit ih-
ren eigenen Kindern hab en uns b eeindruckt, da
Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit für uns in die sem
Zusammenhang eine große B edeutung hab en .
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lisierung politisch missliebiger Handlungen sowie
vielfältige Formen politischer, sozialer und persön-
licher S anktionen . Die Durchsetzung erfolgte ei-
nerseits durch das Polizeisystem, insb e sondere die
Geheime Staatspolizei (Gestapo) , und das System
der Konzentrationslager. Andererseits spielte da-
b ei die politische Strafju stiz eine bedeutende Rolle ,
vor allem durch Verfahren wegen Ho chverrats,
Fahnenflucht und »Wehrkraftzersetzung« sowie
zahlreicher anderer Strafvorschriften vor dem
Volksgerichtshof, dem Reichskriegsgericht, den
Ob erlandesgerichten und den Sondergerichten .

Das letzte Ta bu. NS-Militärjustiz und »Kriegsver-
ra t«. Hera usgegeben vo n Wolfram Wette und Det-
lef Vogel un ter Mitarbeit vo n Ricarda Berthold
und Helm ut Kra mer. Mit einem Vorwort vo n Ma n-

fred Messersch m idt. A ufba u- Verlag; Berlin 200 7;
50 7 Seiten, Hardco ver, 24, 95 Euro, ISBN
9 78-3-351-02654- 7

Die NS-Diktatur setzte ein breites Instrumentarium
von Repre ssionsmitteln ein, um politische Gegner
auszuschalten o der gegen einzelne Handlungen
von Widerstand o der politischem Widerspruch
vorzugehen, unter anderem Partei- und Organisati-

Aus einer wissenschaftlichen Perspektive wa-
ren wir an einigen Stellen − z . B . »Die Gehirnfor-
schung kennt« (S . 6 6) , »die Erforschung unsere s Ge-
hirns beweist« (S . 1 3 1 ) − etwas unzufrieden, weil
wir Wert auf Genauigkeit und Nachvollziehb arkeit
der b eschrieb enen Erkenntnisse legen . Auch die
B eschäftigung mit Respekt b ezogen auf »den Euro-
p äer« und »den Asiaten« (S . 4 0) hat uns irritiert, weil
uns Differenzierung und auch wiederum Genauig-
keit wichtig sind und wir anzweifeln, dass sich
wirklich alle Europ äer und alle Asiaten so verhal-
ten, wie das im Text b eschrieb en wird .

Wir stimmen mit der Autorin üb erein, dass man
aus einer konsequent anarchistischen Grundhal-
tung heraus das staatliche Schulsystem als Gewalt
und Zwang b egreifen und dies ablehnen kann .
Gleichzeitig sehen wir eine Gefahr darin, dass »re-
formp ädagogische Nischen« (S . 1 3 1 ) verallgemei-
nernd ide alisiert werden und die Frage danach,
was reformerisch an Reformp ädagogik ist, nicht
ge stellt wird . Wir vermuten, dass die s auch aus
Fru stration und mit der tiefen Sehnsucht nach p ä-
dagogischen Einrichtungen ge schieht, in denen
Kinder in einer vertrauensvollen, zwangfreien At-
mo sphäre lernen können . Wenn Anthropo sophie ,
Céle stin Freinet und Maria Montessori in einem
Atemzug als reformp ädagogische Alternativen zu-
sammengefasst werden, sind wir gleichzeitig ent-
täu scht, da uns wichtig ist, dass j ede der drei
»Pädagogiken« mit ihrer j e eigenen Ge schichte ,
Wirkungsgeschichte und Funktion in heutiger Zeit
ge sehen wird . E s bleibt offen, inwieweit die drei Le-
b enshaltungen und damit verbundenen Erzie-
hungskonzeptionen an gewaltfreie Kommunikati-
on anschlussfähig sind .

Ist das staatliche Schulsystem wirklich so zwang-
haft, wie die Autorin annimmt? Uns hat ihr Umgang
und der ihrer Kinder gefallen, wenn sie mit strafen-
den Pädagogen konfrontiert wurden . Eine » Strafar-
b eit« kann dann zu einem ersten Schritt der Emp a-
thie werden, wie der neunj ährige Sohn der Autorin
b eschreibt: »Ich schreib e die se Arb eit für meinen
Lehrer gern . Er stand heute mit dem Rücken zur
Wand und war ganz verzweifelt. E s hilft ihm, seine

Sicherheit wiederzufinden, dass er gern Lehrer ist.
Ich tue ihm gerne den Gefallen . « (S . 1 4 2 )

Hilfreich hätten wir einen Hinweis auf die El-
terntrainings von B ritta Hahn an prominenter Stel-
le gefunden, weil uns die Verbreitung der Idee und
Praxis gewaltfreier Erziehung sehr am Herzen
liegt. Hinweise sind auf folgender Homep age zu
finden : www. ech tsta ttnett. de

Geme ssen an unseren Eingangsfragen empfeh-
len wir die Publikation als eine Fundgrub e für die
Auseinandersetzung mit gewaltfreier Erziehung
aus verschiedenen Praxisperspektiven : Uns bietet
das Buch eine Menge praktischer und sehr konkre-
ter Anregungen, wie gewaltfreie Kommunikation
als Leb enshaltung in der B eziehung von Eltern und
Kindern erprobt werden kann und welche Herau s-
forderungen damit verbunden sind . E s verweist auf
die Chancen, die in gewaltfreier Kommunikation
für das menschliche Zusammenleben liegen und
wie Win-Win-Lö sungen von Eltern und Kindern
konkret aussehen können . D as Buch wird uns si-
cher ein gute s Stück auf unserem Weg zum Versuch
der B egleitung unserer Kinder ohne zwingende
Kraft unterstützen . B e sonderen D ank mö chten wir
der Autorin auch aussprechen für den Ab schlu ss ih-
rer Abhandlung unter der Üb erschrift »Glückliche
Eltern, wütende Eltern« (S . 1 60) , da uns Aufrichtig-
keit und Ehrlichkeit sehr wichtig sind . Diese ab-
schließenden Gedanken geb en uns einerseits Ein-
fühlung, wenn wir do ch wieder in unsere alten Ver-
haltensmuster zurückfallen . Andererseits er-
wächst darau s die Hoffnung, dass mit Geduld und
Selb stachtung ein Veränderungsproze ss zu errei-
chen ist.

D as schließt an ein Zitat von M arshall Ro senb erg
an, von dem uns unsere GfK-Trainerin berichtete .
Sinngemäß heißt e s darin : »Du hast nie etwas falsch
gemacht, wirst auch nie etwas falsch machen . Du
wirst hö chstens aufgrund dessen, was du j etzt gera-
de lernst, dich das nächste Mal für etwas andere s
entscheiden . «

Julia Lang/Gregor Lang- Wojtasik



Mit der Rehabilitierung und Entschädigung der
Opfer der Militärjustiz tat man sich in der Bundes-
republik lange Zeit sehr scher. Während das Parla-
ment am 2 5 . Januar 1 9 8 5 , also knapp 4 0 Jahre nach
Ende de s Zweiten Weltkriegs ( 1 9 39- 1 945 ) , die
Rechtsungültigkeit der Urteile de s Volksgerichts-
hofs fe ststellte , hatten nach Ansicht der damaligen
Bunde sregierung − so in einer Unterrichtung de s
Bunde stages − Verurteilungen wegen Kriegs-
dienstverweigerung, Fahnenflucht o der Zerset-
zung der Wehrkraft »im allgemeinen nicht gegen
rechtsstaatliche Grundsätze verstoßen, da solche
Handlungen auch in Ländern mit rechtsstaatlicher
Verfassung, z . B . in den westeurop äischen Staaten,
während de s Kriege s mit Strafe b edroht waren« . Ei-
ne allmähliche Änderung der Sichtweise trat erst
nach den b ahnbrechenden Urteilen des Bundesso-
zialgerichts vom September 1 9 9 1 und des 5 . Senats
des Bundesgerichtshofs vom Novemb er 1 9 9 5 so-
wie den von den Medien unterstützten Auf-
klärungsb emühungen der 1 9 9 0 gegründeten Bun-
desverein igung Opfer der NS-Militärjustiz ein .

D as am 2 8 . Mai 1 9 9 8 b eschlo ssene » Ge setz zur
Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurtei-
le in der Strafrechtspflege und von Sterilisations-
entscheidungen der ehemaligen Erbgesundheits-
gerichte« , das am 2 5 . August 1 9 9 8 in Kraft trat, reha-
bilitierte zwar Kriegsdienstverweigerer und Wehr-
kraftzersetzer der nationalsozialistischen Zeit, er-
wähnte ab er Entscheidungen der Militärgerichte
nicht ; die b ei Kriegsb eginn in Kraft gesetzte
Kriegsstrafverfahrensordnung, die den prozes-
sualen Rahmen für Zehntausende To de s- und
Zuchthausstrafen gebildet hatte , fand keine B e-
rücksichtigung. Erst das nach langj ährigen, harten
und zähen Au seinandersetzungen vom D eutschen
Bunde stag am 1 7. Mai 2 0 02 mit Mehrheit (SPD ,
Bündnis 9 0/Die Grünen, PD S) b eschlo ssene und
am 2 3 . Juli 2 0 02 verkündete »Gesetz zur Änderung
des Ge setzes zur Aufhebung nationalsozialisti-
scher Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege«
führte erstmals zahlreiche Paragraphen des Militär-
strafgesetzbuches auf, darunter der bisher umstrit-
tene Fahnenfluchtp aragraph, und stellte dazu fe st,
dass auf sie zurückgehende Gerichtsentscheidun-
gen aufgehob en seien . D amit hatte das Parlament,
nicht zuletzt auf entsprechenden öffentlichen
Druck hin, erstmals p auschal die D eserteure der
Wehrmacht rehabilitiert und ihnen den bis dahin
anhaftenden Makel de s Kriminellen genommen .

Au sge sp art blieben ab er weiterhin die so ge-
nannten »Kriegsverräter« . B egründet wurde diese
Regelung damit, dass nur Einzelfallprüfungen klä-
ren könnten, ob nicht in Folge des Verrats »zusätzli-
che Opfer unter der Zivilb evölkerung und/o der
deutschen Soldaten zu b eklagen waren« . Auf seine
Justizministerin Brigitte Zyprie s (SPD) vorgetrage-
ne B itte , sich für die Aufhebung der Kriegsverrats-
urteile einzu setzen, bekam Ludwig B aumann, der
Vorsitzende der Bundesverein igung Opfer der NS-

Militärjustiz, am 2 5 . April 2 0 0 6 zur Antwort: »D er
in Fällen de s Kriegsverrats möglicherweise gege-
b ene Unrechtsgehalt (nicht ausschließb are Le-
b ensgefährdung für eine Vielzahl von Soldaten) er-
schien äußerst ho ch , so dass auch der Umstand ,
dass sie während eine s völkerrechtswidrigen An-
griffskrieges b egangen worden sind , keinen Anlass
zur p auschalen Rehabilitierung b egründen konn-
te . «

Hier herrscht offenb ar Klärungsb edarf. Einen
großen B eitrag hierzu leistet das jüngst von den
Historikern Wolfram Wette und D etlef Vogel unter
Mitarb eit von Ricarda B erthold und Helmut Kra-
mer herau sgegeb ene Buch »D as letzte Tabu« , das
sich eingehend mit dem Thema »NS-Militärju stiz
und Kriegsverrat« be schäftigt.

Als »Kriegsverrat« , ein seit 1 9 45 au s dem deut-
schen Wortschatz verschwundener B egriff, galt ein
Landesverrat, der von Angehörigen der Wehr-
macht während de s Krieges (»im Felde«) b egangen
wurde . Als militärischer Landesverrat wiederum
konnten alle Handlungen verfolgt werden, die ge-
eignet waren, dem kriegsführenden D eutschen
Reich »einen Nachteil zuzufügen« und den Feind-
mächten »Vorschub zu leisten« , also einen Vorteil
zu bringen . »Die schwammige Formulierung de s
Kriegsverrats-Paragraphen« , so Wolfram Wette ,
»gab der NS-Militärjustiz ein ju stizförmige s
Schwert an die Hand , mit welchem sie die unter- 3 5
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schiedlichsten Erscheinungsformen von abwei-
chendem und widerständigem Handeln mit der
Höchststrafe verfolgen konnte , nämlich mit der To-
de sstrafe . « Die Zuständigkeit für den Straftatb e-
stand Kriegsverrat lag seit Kriegsb eginn grundsätz-
lich b eim Reichskriegsgericht, aufgrund eines
»Führererlasse s« vom 2 0 . September 1 9 4 4 waren
dann auch der Volksgerichtshof und die neu einge-
richteten Standgerichte b erechtigt, üb er Kriegs-
verrats-Fälle zu urteilen .

Über die b etroffenen Personen ist bislang wenig
b ekannt. Was waren sie für Menschen? Und : Wen
o der was verrieten sie ? Antworten auf diese Fragen
bieten die hier dokumentierten und kommentier-
ten 3 3 Urteile und 5 Anklageschriften der NS-Mili-
tärjustiz, die zugleich Üb erraschende s zutage för-
dern . So waren die meisten der wegen Kriegsver-
rats verurteilten Wehrmachtssoldaten »kleine Leu-
te in Uniform« , die − ähnlich wie die Kriegsdienst-
verweigerer, D eserteure und Wehrkraftzersetzer −
Widerstand gegen Hitler und den Vernichtungs-
krieg zu leisten versuchten .

Wie die vorgestellten B eispiele zeigen, gingen
einige von ihnen in bewaffnete Widerstandsgrup-
pen, während andere durch oppo sitionelle Ge sin-
nung auffielen . Eine Kollab oration mit den Kriegs-
gegnern D eutschlands war hingegen den wenigs-
ten möglich . Die einzelnen Schicksale belegen zu-
gleich, dass das D elikt »Kriegsverrat« nicht selten
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erst in den Köpfen der Kriegsrichter entstand , die
aus widerständigen Handlungen eine B egünsti-
gung de s Feinde s konstruierten . Vielfach wurden
dab ei To desurteile ausge spro chen, vor allem,
wenn einer Kommunist, Sozialist o der Pazifist war
und Kriegsgefangenen o der Juden geholfen hatte .
Nach den Au sführungen der Autoren waren dabei
für die Urteilspraxis der NS-Militärjustiz »D oppel-
standards« charakteristisch, wob ei die NS-Militär-
richter offensichtlich »in einer Art Offiziersklima«
agierten und Offiziere »generell milder, j a sogar er-
heblich milder« b estraften als einfache Soldaten .

Die Kriegsverrats-Urteile , die in der vorliegen-
den D okumentation ausführlich präsentiert wer-
den, b e stätigen keineswegs die Vermutung, die
Handlungen der als Kriegsverräter Verurteilten
hätten zu einer »Lebensgefährdung für eine Viel-
zahl von Soldaten« geführt. Die meisten der verur-
teilten Kriegsverräter leisteten auf unterschiedli-
che Weise politischen Widerstand gegen das NS-Re-
gime , andere halfen verfolgten Juden o der Kriegs-
gefangenen, wieder andere desertierten und liefen
zu den Partisanen üb er. »Selb st die einseitig von der
B etrachtungsweise der NS-Militärrichter gepräg-
ten Quellen lassen erkennen« , schreibt Wolfram
Wette , »dass die meisten Fälle von >Kriegsverrat < po-
litisch o der moralisch/ethisch motiviert waren .
Wer Widerstand gegen das verbrecherische NS-Re-
gime für legitim hält« , so die b erechtigte Forderung
de s Autors, »darf die Kriegsverräter infolgede ssen
nicht ausgrenzen . «

M anfred Messerschmidt, von 1 970 bis 1 9 8 8 als
Professor und Direktor Leitender Historiker im Mi-
litärge schichtlichen Forschungsamt (MGFA) in
Freiburg im Breisgau und 2 0 0 5 Verfasser des Stan-
dardwerks »Die Wehrmachtsjustiz 1 9 3 3- 1 9 45 « , hat
zu dem Buch ein Vorwort b eige steuert in dem er
richtungsweisend unter anderem schreibt : »Die se
D okumentation ist ein Appell an den Gesetzgeb er,
der häufig nur üb er öffentliche Initiativen erreich-
b ar ist. Partei- und Fraktionsinteressen lassen sich
nicht leicht auf unb egangene Pfade lenken, wenn
dort Wählergunst kaum zu erwarten ist. « Als B ei-
spiel dieser Art führt er die Ge schichte der Rehabi-
litierung der wegen Fahnenflucht, »Wehrkraftzer-
setzung« und Wehrdienstverweigerung aus religiö-
sen Gründen zum To de verurteilten Soldaten an,
die »eine lange Geschichte von Unkenntnis und B e-
harrung« gewesen sei . B ei dem nun im Mittelpunkt
de s Interesses stehenden »Kriegsverrat« erinnere
die Strategie der Bunde sregierung an die Argumen-
tation der 1 9 8 0er Jahre in der D eb atte üb er die Auf-
hebung der Urteile wegen D e sertion .

Bleibt zu hoffen, dass auch »das letzte Tabu« als-
b ald fällt und von Seiten der Politik endlich sachge-
recht damit umgegangen wird . Mit dem vorliegen-
den B and sind j edenfalls die notwendigen Vorau s-
setzungen dazu gegeb en .

Dr. Hubert Kolling


